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VON BORDEAUX NACH ISTANBUL-
ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG BEI 
UMWELTRELEVANTEN GROßVORHABEN AM BEISPIEL 
EINES TEILSTÜCKES DER AUTOBAHN A98/A861 
Zusammenfassung 
Diese Studie ist ein Beitrag zum Thema "Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Ge-
nehmigung von umweltrelevanten Großvorhaben" am Beispiel der Beteiligung 
von Bürgern an der Planung und Planfeststellung eines Teilstücks der Autobahn 
A98/A861. 
Wie das untersuchte Fallbeispiel zeigt, liegt die Crux der Öffentlichkeitsbeteili-
gung darin, daß diese zeitlich und sachlich nachrangig lokalisiert ist. Daraus re-
sultiert unter anderem das kommunikative Dilemma für den Bürger in Erörte-
rungsterminen: Er soll sich zu einem bereits seit langem politisch und planerisch 
abgestimmten Projekt äußern. Daß "die Sache längst gelaufen" ist - dies Urteil 
hängt eng mit der Gesamteinschätzung von Öffentlichkeitsbeteiligung und Erör-
terungstermin als "Farce" zusammen. Der Umstand, daß auch die sehr kritisch 
urteilenden Beteiligten die bürgerschaftliehe Partizipation nicht abschaffen, son-
dern verbessern wollen, stützt aber eine auch aus grundsätzlichen Erwägungen 
heraus zu ziehende Schlußfolgerung: Öffentlichkeitsbeteiligung sollte entgegen 
den Vorstellungen mancher Politiker, Rechtswissenschaftler und Verwaltungs-
praktiker nicht ausgedünnt werden. Sie sollte ausgehalten, erhalten und verbes-
sert werden. 
FROM BORDEAUX TO ISTANBUL- PUBLIC 
PARTICIPATION IN LARGE-SCALE PROJECTS WITH 
ENVIRONMENT AL IMPACT: THE CASE OF A SECTION OF 
THE HIGHWAY A98/A861 
Abstract 
This study is a contribution to the topic of "Public participation in the licensing of 
large-scale projects with environmental impact" using the example of the partici-
pation of citizens in the planning and the plan approval process of a section of the 
highway A98/A861. This case example demonstrates, that the crucial problern of 
public participation is grounded in its weak positionbothin the time schedule of 
the planning procedures and the shaping of the project. The result is a communica-
tion dilemma for the citizens in the public hearings: They shall solicit their opini-
ons and objections regarding a project which is already determined by former 
decisions of politicians and planning agencies. Judgements of citizens that such 
projects represent a "fait accompli" are closely connected with their overall im-
pression that public participation and hearings are a "farce". 
Nevertheless also severe critics among the participants do not plead for abolition 
of participation but for its improvement. This is an additional argument strengt-
hing one conclusion tobe drawn also for basic reasons: Contrary to the ideas and 
plans of some politicans, lawyers and members of the administration public par-
ticipation should not be weakened. Instead, participation of citizens should be en-
dured, preserved, and improved. 
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Gegenstand und Erkenntnisinteresse der 
Untersuchung 
Die vorliegende Untersuchung steht im Zusammenhang eines Forschungspro-
jekts, das die Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Genehmigung von umweltrele-
vanten Großvorhaben zum Gegenstand hat (Die Öffentlichkeitsbeteiligung 1989). 
Bei solchen Vorhaben handelt es sich z.B. um (Kern-) Kraftwerke, Verkehrswege, 
Staudämme, Abfallentsorgungsanlagen, Flughäfen, private (umweltrelevante) 
industrielle Großanlagen u.ä .. Im Rahmen ihrer Genehmigung bzw. Planfeststel-
lung ist die Beteiligung von Bürgern in Form von Verfahren rechtlich vorge-
schrieben und geregelt. 
Solche V erfahren werden im Projekt - einem gemeinsamen Vorhaben des For-
schungsinstituts für öffentliche Verwaltung bei der Hochschule für Verwaltungs-
wissenschaften Speyer und der Abteilung für Augewandte Systemanalyse -inter-
disziplinär, vorhabens- und verfahrensvergleichend und unter Einbeziehung des 
gesellschaftlichen und politisch-administrativen Umfeldsanhand mehrerer "Fall-
beispiele" (vgl. z.B. Schmittel 1990) untersucht. Der hier behandelte Fall ist ein 
Teilstück einer Bundesautobahn, der A98/A861 von Lörrach nach Waldshut, an 
dessen Planung die Öffentlichkeit gemäß den einschlägigen Bestimmungen des 
Bundesfernstraßengesetzes aber auch in anderer Weise beteiligt war. 
Das Planfeststellungsverfahren zum Bau der A 98/A 861 ("Hochrhein - Auto-
bahn") zwischen der A 5 im Westen und der A 81 im Ostenll wurde auf Antrag des 
Autobahnamtes Baden-Württemberg am 14.06.1983 eingeleitet. Die Pläne für das 
Vorhaben wurden nach ortsüblicher Bekanntmachung der Auslegung in Rhein-
feiden und Inzlingen offengelegt. Die eingegangenen Stellungnahmen und Ein-
wendungen wurden in der Zeit vom 05.11.1984 bis zum 09.11.1984 im Bürgersaal 
des Rathauses der Stadt Rheinfelden erörtert. 
Die Ergebnisse des ersten Erörterungstermins brachten zahlreiche Planänderun-
gen mit sich, die zum größten Teil der Verminderung bzw. dem Ausgleich der Ein-
griffe in die Natur dienten. Aufgrund dieser weitreichenden Änderungen wurde 
ein zweiter Erörterungstermin notwendig. 
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Die geänderten Pläne wurden zunächst nach ortsüblicher Bekanntmachung in 
Rheinfelden und Inzlingen vom 24.06. bis 29.07.1985 zur Einsicht ausgelegt. Die 
zu den Planänderungen eingegangenen Stellungnahmen und Einwendungen 
wurden dann in einem weiteren Termin am 16.01.1986 im Rathaus der Stadt 
Rheinfelden erörtert. Für die danach noch durchgeführten Planungsänderungen 
wurde kein förmliches Änderungsverfahren mehr durchgeführt. Stattdessen wur-
den die Planänderungen den von ihnen- "vermehrt oder verändert"- Betroffenen 
zur Kenntnis übersandt und die dann eingegangenen Einwendungen in einem 
dritten Erörterungstermin am 28.01.1987 im Regierungspräsidium Freiburg be-
handelt. 
Mit Datum vom 05.02.1987 erfolgte schließlich der Planfeststellungsbeschluß 
durch das Regierungspräsidium (RP) Freiburg (Az.: 5/18/5110/246 
5/18/5110/24 7). 
Ziel der Untersuchung dieses "Falles" eines umweltrelevanten Großvorhabens ist 
eine Analyse und Bewertung der Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Planung und 
Entscheidungsvorbereitung für den o.g. Bauabschnitt. Dabei konzentriert sich die 
Darstellung aufdie Öffentlichkeitsbeteiligung, wie sie gemäß FStrG- in seiner al-
ten Fassung- im Zuge des Planfeststellungsverfahrens vorgesehen ist und durch-
geführt wurde, und dabei wiederum auf den Erörterungstermin als kommunikati-
ves Zentrum der Öffentlichkeitsbeteiligung. Die Beteiligung der Öffentlichkeit in 
einem weiteren Sinne und bereits im Vorfeld der Planfeststellung wird ebenfalls-
aber nicht schwerpunktmäßig- thematisiert. 
Die so definierte und zeitlich abgegrenzte Fragestellung schließt dementspre-
chend die ausführliche Würdigung einer Vielzahl interessanter inhaltlicher As-
pekte des 'Gesamtkomplexes' A 98/A 861 aus. Dies betrifft auch den Fortgang der 
Fallgeschichte nach dem Planfeststellungsbeschluß und hier insbesondere die 
Klagen gegen diesen und die richterliche Beschlußfassung hierüber (s. IV.4). 
Öffentlichkeitsbeteiligung als "private Partizipation" ist "vielschichtig und fä-
cherübergreifend" - so der Rechtswissenschaftler Albert von Mutius. Sie weist 
"Aspekte rechtsnormativer, verwaltungswissenschaftlicher, politikwissenschaft-
licher, aber auch soziologischer und psychologischer Art auf, da es nicht nur dar-
um gehen kann, die Verfassungs- und verwaltungsrechtlichen Anforderungen, 
Möglichkeiten und Grenzen des Prinzips der Öffentlichkeit in der Straßenplanung 
festzustellen". Vielmehr hängt "die Bewertung vorhandener Partizipationschan-
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cen u.a. von den Bedingungsfaktoren optimaler Bürgermitwirkung im Bereich 
der Verwaltungsorganisation, der Handlungsebene und vor allem der persönli-
chen Voraussetzungen bei den Adressaten der Planentscheidung maßgeblich" ab 
(v. Mutius 1980, S. 273, s.a. Mayntz 1974). 
Bürgerschaftliehe Teilnahme bzw. Teilhabe an politisch-administrativen Ent-
scheidungen wird dementsprechend verstanden als Teil eines Kommunikations-
und Interaktionsprozesses zwischen Politik, (planender) Verwaltung und Gesell-
schaft. Seine Strukturen werden zwar wesentlich durch rechtliche Regelungen 
(z.B. in Form des Verwaltungsverfahrensgesetzes und des Fernstraßengesetzes) 
bedingt, aber in Inhalten und (sowohl subjektiv gemeinten wie objektiv realisier-
ten) Funktionen nachdrücklich auch durch politische Programmierung (in Form 
parlamentarischer Entscheidung über Ausbauprogramme oder exekutiver Anord-
nungen über Trassenführungen) und gesellschaftlich artikulierter Ansprüche 
(Umweltschutzforderungen, Sicherung individueller Rechte, Anforderungen an 
die Legitimität bürokratischer Entscheidungen) bestimmt. 
Der Komplexität und Prozeßhaftigkeit des Untersuchungsgegenstandes gemäß 
ist es schließlich, Verfahren und Öffentlichkeitsbeteiligung als Träger mehrerer 
Funktionen zu beschreiben und zu analysieren: So sichert die Beteiligung von Be-
troffenen und Einwendern einerseits individuelle Rechte, dient andererseits der 
Verwaltung als Element einer sachgerechten Entscheidung und bietet schließlich 
dem Bürger die Möglichkeit der Teilhabe und Einflußnahme an politisch-
administrativen Willensbildungsprozessen. Es versteht sich, daß diese drei bei-
spielhaften Funktionen sowohl erfüllbar sind als auch verfehlt werden können. 
Abschließend eine methodische Randnotiz. Als empirisches Material zur Rekon-
struktion der Fallgeschichte und des Erörterungstermins wurden Protokolle der 
Erörterungstermine, Zeitungsberichte und Gespräche und Interviews mit Betei-
ligten herangezogen. Die Interviews mit diesen "Schlüsselpersonen" hatten dabei 
neben der Funktion, insbesondere den Verlaufund die Struktur des (ersten) Erör-
terungstermins nachzuzeichnen, auch die Zielsetzung, Meinungen und Einschät-
zungen zu Sinn und Zweck von Öffentlichkeitsbeteiligung und Erörterungstermin 
zu erfragen. 
Abgesehen von Gesprächen im Vorfeld der eigentlichen Untersuchung und Befra-
gung fanden Interviews mit insgesamt 16 Personen statt, die alle am Erörterungs-
termin (bzw. teilweis an beiden Erörterungsterminen) teilgenommen hatten. 12 
Teilnehmer sind der Gruppe der Einwender bzw. Stellungnehmenden zuzuordnen, 
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die restlichen vier Personen stammen aus dem Kreis des Vorhabensträgers, des 
Regierungspräsidiums und beteiligter Behörden. Aufgrund der Lektüre der Pro-
tokolle der Erörterungstermine war der Eindruck entstanden, daß diese Personen 
gut informiert waren und sich besonders aktiv mit dem Vorhaben auseinander-
gesetzt hatten. Nach Fertigstellung eines Zwischenberichts wurde dieser mit vier 
Personen aus dem Kreis der Schlüsselpersonen besprochen, um Fehlern und Ein-
seitigkeiten aufdie Spur zu kommen. 
Dem Verfasser ist bewußt, daß entlang solcher Materialien auch bei sorgfältiger 
Aufbereitung nur Teilmengen der Wirklichkeit in subjektiver Wahrnehmung re-
konstruierbar sind. Er hält aber dafür, daß diese doch ein hinreichend zutreffen-
des Bild des 'Falles' abgeben. 
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I. Zu Funktion und Funktionalität der 
Öffentlichkeitsbeteiligung 
In der wissenschaftlichen Literatur ebenso wie in der einschlägigen Rechtspre-
chung (Held 1984) spiegelt sich die Komplexität privater Partizipation auch und 
gerade in der Diskussion überdamit zu bewirkende Funktionen. 
Öffentlichkeitsbeteiligung wird ganz überwiegend charakterisiert als Träger ver-
schiedener positiver, sich teilweise ergänzender, manchmal aber auch miteinan-
der kaufligierender Zwecke2). So wird bürgerschaftliehe Teilhabe an administrati-
ven Entscheidungen als "Ausdruck rechtsstaatliehen Verfahrens" zur Sicherung 
individueller Rechte3) charakterisiert. Sie soll aber auch "dem öffentlichen Inter-
esse an einer sachgerechten Entscheidungsvorbereitung" (Badura 1986, S. 355) 
durch die Verwaltung dienen, damit diese die aus dem politischen Raum kommen-
den Grundsatzentscheidungen umsetzen kann (Alexy/Gotthold 1980). Es wird der 
Beteiligung Privater - wie dem Verfahren allgemein - also Rechtsschutzfunktion 
(Hoppe/Schlarmann 1981) zugesprochen wie auch die Funktion der Sachaufklä-
rung und der "Erforschung der allgemeinen Anschauung" durch die Verwaltung 
(BVerwGE 29, S. 284) zugeordnet. 
Neben dem Beitrag zum "Rechtswahrungsauftrag" (Wahl1982) und zum "Rechts-
verwirklichungsauftrag" (Pietzker 1982) wird häufig noch eine andere Funktion 
der Beteiligung des Bürgers im administrativen Entscheidungsprozeß festgehal-
ten: bürgerschaftliehe Teilhabe als "Rechtswert an sich", die" den Einzelnen aus 
seiner Objektstellung im Verwaltungsgeschehen befreit, und ihn an der res pu-
blica aktiv teilhaben läßt. Auf eine- für den Rechtsschutz essentielle- individu-
elle Betroffenheit kommt es dann ebensowenig an wie auf eine Optimierung des 
administrativen Entscheidungsprozesses durch Erweiterung des Informations-
und Argumentationshorizontes der Verwaltung. Die Bürgerbeteiligung trägt ih-
ren Zweck in sich selber. Teilhabe am Verwaltungsgeschehen erscheint als Inte-
grationsfaktor. Sie soll den Abbau der Fremdbestimmung des Einzelnen befOr-
dern und ihm die Möglichkeit der Identifikation mit dem Gemeinwesen erleich-
tern helfen" (Ossenbühl1982, S. 466; vgl. a. Mayntz 1974, Hendler 1977, S. 39 {{.). 
Rechtsstaatprinzip und Demokratiegebot4) greifen so im Medium der Öffentlich-
keitsbeteiligungineinander und bedingen sich gegenseitig. "Die schon von rechts-
staatlichen Grundsätzen her geforderte Stärkung der Mitwirkungsrechte der Be-
teiligten"- so Ule- sei auch im Lichte des Demokratieprinzips geboten. Sie fördere 
- 6-
die Akzeptanz von Entscheidungen: "Autoritäre Entscheidungen der Verwaltung, 
sie mögen nach Sach- und Rechtslage noch so richtig sein, entsprechen dem Stil ei-
ner demokratischen Verwaltung nicht." (Ule 1979, S. 433). Aus diesen Gründen-
so Ossenbühl - sei Bürgerbeteiligung nicht nur ein Gebot der "Verwaltungs-
klugheit" im Blick auf die Folgebereitschaft des Bürgers, sondern habe weiter-
gehend "Befriedungsfunktion" und verbinde sich mit dem Anliegen einer "Huma-
nisierung des politischen und rechtlichen Prozesses" (Müller 1982, zit. n. Ossen-
bühl1982,S.466)~. 
Nicht zuletzt hebt auch das Bundesverfassungsgericht hervor, daß die Beteiligung 
potentiell Betroffener in einem fairen Verfahren mit der Möglichkeit, mitzuge-
stalten und zu lernen, daß verfahrensmäßige Transparenz und Publizität (BVerf-
GE 53,8. 36), Kontrollierbarkeit der Entscheidungsfindung und -grundlagen so-
wie das Wissen um eine rationale Entscheidung dazu beitragen, daß ein Ver-
waltungsbeschluß von den Beteiligten und Betroffenen letztlich auch akzeptiert 
wird (BVerfGE 53, S. 81). 
Die Öffentlichkeitsbeteiligung soll bzw. kann also dazu dienen, individuelle 
(Grund-) Rechte- möglichst frühzeitig- zu sichern (Treutner 1982, Blümel1982), 
die Entscheidung der Verwaltung auf ein breiteres Informationsfundament zu 
stellen und dem Bürger (über die Möglichkeit, auf politisch-administrative Ent-
scheidungen Einfluß zu nehmen bzw. Kontrolle auszuüben) eine Identifikations-
möglichkeit mit Politik und Bürokratie zu geben (v. Mutius 1982, S. 2156, Treut-
ner 1982, S. 195 {.). 
Mit dieser Funktionsbeschreibung, wie sie in der Literatur vorfindbar ist, erge-
ben sich drei Bezugssysteme für die Öffentlichkeitsbeteiligung6): Das Rechtssy-
stem, das Verwaltungssystem und das sozia-politische System (Die Öffentlich-
keitsbeteiligung 1989). Für alle drei Systeme kann die Beteiligung der Öffentlich-
keit Beiträge erbringen - oder auch nicht. In jedem Fall aber entscheiden deren 
Gehalt und Ausmaß über die Qualität und Anerkennungswürdigkeit der Öffent-
lichkeitsbeteiligung- vielleicht auch des Verfahrens insgesamt. 
Sie sind aber auch maßgeblich dafür, in welcher Weise in je unterschiedlichen 
Verfahren bzw. Vorhaben die latente Widersprüchlichkeit7) der Funktionen ma-
nifest wird. So ist die durch die Beteiligung der Öffentlichkeit mitbewirkte 
"Transparenz und Publizität des Verwaltungshandelns" zwar einerseits Vorbe-
dingung "für eine effektive öffentliche Kontrolle der Planung, dieangesichtsder 
Zurückhaltung der Verwaltungsrechtsprechung bei der Kontrolle gerade straßen-
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rechtlicher Planfeststellungen über die Einflußmöglichkeiten der politischen Par-
teien, sonstiger Dauerorganisationen und der durch Presse und Rundfunk reprä-
sentierten sogenannten öffentlichen Meinung im Einzelfall weitaus effektiver 
sein kann als die am Prinzip des subjektiven Rechtsschutzes orientierte Kontrol-
le" (v. Mutius 1980, S. 277 f.)8) 
Andererseits bewirkt der Einbezug von Bürgern in das Verfahren- der Möglich-
keit nach - auch "die Spezifizierung der Unzufriedenheit und die Zersplitterung 
und Absorption von Protesten" (Luhmann 1969, S. 116). In diesen Resultaten 
sieht Luhmann die eigentliche Funktion der Öffentlichkeitsbeteiligung, glaubt 
er, ihren versteckten Sinn zu enhüllen: "Motor des Verfahrens aber ist Ungewiß-
heit über den Ausgang. Diese U ngewißhei t ist die treibende Kraft des Verfahrens, 
der eigentliche legitimierende Faktor. Sie muß daher während des Verfahrens mit 
aller Sorgfalt und mit Mitteln des Zeremoniells gepflegt und erhalten werden" 
(ebd.). Weil der "Entscheidungsempfänger" an die Entscheidungsoffenheit der Si-
tuation, an die "Ungewißheit" glaubt, läßt er sich im Verfahren "zu unbezahlter 
zeremonieller Arbeit" anhalten. "Nach deren Ableistung findet er sich wieder als 
jemand, der die Normen in ihrer Geltung und die Entscheidenden in ihrem Amte 
bestätigt und sich selbst die Möglichkeit genommen hat, seine Interessen als kon-
sensfähig zu generalisieren und größere soziale oder politische Allianzen für seine 
Ziele zu bilden. Er hat sich selbst isoliert. Eine Rebellion gegen die Entscheidung 
hat dann kaum noch Sinn und jedenfalls keine Chance mehr. Selbst die Möglich-
keit, wegen eines moralischen Unrechts öffentlich zu leiden, ist verbaut" (Luh-
mann 1969, S. 117). Nicht also um "Emanzipation" oder Integration in die politi-
sche Gemeinschaft geht es in einer solchen Perspektive beim Verfahren, sondern 
um Affirmation der Verwaltungsentscheidung durch den Bürger - eigentlich wi-
der Willen. Insofern zielt das Verfahren auch nicht auf Akzeptanz (Ossenbühl 
1982) und schon gar nicht auf Konsens dank Überzeugung und Einsicht. 
Wo immer man die 'eigentlichen' Funktionen der Öffentlichkeitsbeteiligung theo-
retisch vermuten mag, in der Praxis zeigt sie unterschiedliche und widerspruchs-
volle Resultate. Es dürfte meines Erachtens wenig Sinn machen, dem Verfahren 
und der Beteiligung der Bürger apodiktisch jeweils eine Funktion zusprechen, an-
dere Funktionen aber leugnen zu wollen. Kontrolle der Verwaltung durch den 
Bürger ist im Medium der Öffentlichkeitsbeteiligung stets ebenso möglich wie die 
Steuerung von Bürgeransprüchen und Bürgerprotesten durch die Verwaltung; die 
Funktion, den Bürger über Teilhaberechte in die "res publica" zu integrieren, 
könnte ebenso erbracht wie nicht erfüllt werden. Beteiligungsereignisse sind vir-
- 8-
tuell multifunktional. Ob und wie sich diese Funktionen realisieren und sich ge-
gebenenfalls wechselseitig ergänzen (Pitschas 1985, S. 41), kann generell wohl 
kaum behauptet werden, sondern wäre stets im Einzelfall zu prüfen und insbeson-
dere hinsichtlich der Möglichkeit, Konflikte zwischen verschiedenen Zielen aufzu-
lösen9), zu diskutieren. Solche Funktionen haben schließlich in Abhängigkeit vom 
Vorhaben, auf das sich das V erfahren bezieht - liegt es beispielsweise unter oder 
über der Gefahrenschwelle, droht ein Grundrechtseingriff oder nicht?- stets auch 
unterschiedliches Gewicht und konstituieren unterschiedliche Anforderungen an 
die Beteiligung (Hufen 1986, S. 36). 
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II. Allgemeine rechtliche und administrative Rahmen-
bedingungen beim Bau von Bundesfernstraßen 
Für ein besseres Verständnis von Funktion und Stellenwert der Öffentlichkeits-
beteiligung bei der Straßenplanung in der BundesrepubliklO) sind zunächst einige 
Hinweise auf deren Rahmenbedingungen angebracht- Rahmenbedingungen im 
Sinne rechtlicher Regelungen auf verschiedenen Ebenen, administrativer Vor-
schriften und Praktiken bezüglich des Verwaltungshandeins als Planungsprozeß 
und einschlägiger Bestimmungen in finanzieller Hinsicht. 
Als rechtliche Rahmensetzungen sind neben dem eigentlichen Fachplanungsge-
setz weitere (Fach-) Gesetze und die darin rechtlich fixierten Planungsleitsätze, 
Verfahrensmaximen und abwägungserheblichen Belange zu nennen. So bei-
spielsweise - auf der Ebene der Bedarfsplanung - das Fernstraßenausbaugesetz 
(FStrAbG), auf der Ebene der Raumplanung das Raumordnungsgesetz (ROG), 
hinsichtlich der Belange der Umwelt das Naturschutzgesetz (BNatSchG), das 
Bundesimmissionsschutzgesetz (BimSchG) und das Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG). Zusammen mit anderen gesetzlichen und unterge-
setzlichen Regelungen greifen sie in das Fernstraßenrecht ein und liefern orien-
tierende Leitlinien und Vorgaben für die handelnden Akteure- insbesondere die 
planende Verwaltung. 
Im folgenden werden diese rechtlichen und administrativen Rahmenbedingungen 
kurz skizziert. 
• Bundesfernstraßengesetz 
Nach Art. 74 Nr. 22 des Grundgesetzes (GG) steht dem Bund für den "Bau und die 
Unterhaltung von Landstraßen für den Fernverkehr" die konkurrierende Gesetz-
gebung zu. 
Im Bundesfernstraßengesetz (FStrG) vom 6.8.1953 setzte der Bund diese Kompe-
tenz um und legte mit Zustimmung des Bundesrates die Merkmale von Bundes-
fernstraßen, die Zuständigkeiten und das Verfahren für Planung und Bau fest. 
Das FStrG regelt die Rechtsverhältnisse der Bundesautobahnen und Bundesstra-
ßen. Nach § 1 FStrG sind Bundesfernstraßen "Bundesstraßen des Fernverkehrs 
( ... ),die ein zusammenhängendes Verkehrsnetz bilden und einem weiträumigen 
Verkehr dienen oder zu dienen bestimmt sind". Bundesfernstraßen werden unter-
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teilt in "Bundesautobahnen" und "Bundesstraßen mit Ortsdurchfahrten". Die 
Bundesautobahnen bleiben dem "Schnellverkehr mit Kraftfahrzeugen" vorbehal-
ten, sind frei von höhengleichen Kreuzungen und weisen getrennte Richtungs-
fahrbahnen auf. Ihre Widmung erfolgt durch die "oberste Landesbehörde" nach 
Einholung des Einverständnisses des Bundesministers für Verkehr (BMV). 
Das Fernstraßengesetz enthält sogenannte Planungsleitsätze, an denen die Erfor-
derlichkeit eines Vorhabens zu messen wäre. Dies sind beispielsweise die "Bil-
dung eines zusammenhängenden Verkehrsnetzes für den weiträumigen Verkehr" 
in§ 1 FStrG, die "Orientierung des Straßenbaus an den regelmäßigen Verkehrs-
bedürfnissen"(§ 3 Abs. 1 FStrG) oder die "Sicherheit und Ordnung" des Verkehrs 
in § 4 FStrG. Literatur und Rechtssprechung signalisieren hierbei unterschiedli-
che Auffassungen, inwieweit es sich hier um strikt zu beachtende Leitsätze oder 
durch Abwägung zu überwindende Vorschriften handelt (Schach 1988, S. 266, 
m.w.N. inFN22,23). 
§ 16 FStrG betrifft das Linienbestimmungsverfahren als ersten Schritt in der Vor-
habensplanung, §§ 17 (und 18 bis 18e FStrG a.F.) beziehen (bzw. bezogen) sich auf 
das Planfeststellungsverfahren, die Erörterung und den Planungsfeststellungsbe-
schluß, durch den das Vorhaben umfassend und rechtsverbindlich geregelt wird 
11), Nach der kürzlich erfolgten Änderung des FStrG gelten für das Anhörungs-
verfahren bzw. den Planfestellungsbeschluß jetzt die Aussagen der§§ 73, 74 des 
Verwaltungsverfahrengesetzes (VwVfG). Ansonsten gehen die Bestimmungen 
des FStrG (s.a. Kapitel III, Abs. 2) als inhaltsgleiche, teilweise unterschiedliche, 
den Bestimmungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes vor (Fickert 1978, S. 79). 
Das FStrG bestimmt unter anderem: 
Bundesfernstraßen dürfen nur gebaut oder geändert werden, wenn der Plan vor-
her festgestellt ist(§ 17 Abs. 1 FStrG), mit Ausnahme der in§ 17 Abs. 2 FStrG ge-
regelten Fälle. Das gilt ebenso für denNeubauoder die Änderung von N ebenanla-
gen (§ 1 Abs. 4 Nr. 4 FStrG), auch wenn sie nicht im räumlichen Zusammenhang 
mit der Straße stehen, und von Nebenbetrieben an Bundesautobahnen (§ 1 Abs. 4 
Nr. 5 FStrG). Bei der Planfeststellung ist die Umweltverträglichkeit zu prüfen, 
die öffentlichen und privaten Belange sind abzuwägen. 
Die Planfeststellung kann unterbleiben, wenn die Beteiligten sich nach § 19 Abs. 
2 a FStrG mit der Übertragung oder Beschränkung des Eigentums oder eines an-
deren Rechts schriftlich einverstanden erklärt haben. Die Planfeststellung kann 
auch unterbleiben, wenn die Änderung oder Erweiterung einer Bundesfernstraße 
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von unwesentlicher Bedeutung ist, also beispielsweise, wenn Rechte anderer nicht 
beeinflußt werden oder wenn die Straßenbaubehörde mit den Beteiligten schriftli-
che Vereinbarungen getroffen hat(§ 17 Abs. 2 FStrG). 
Bis vor kurzem regelte das FStrG Anhörungsverfahren und Planfestellungsbe-
schluß in den§§ 18-18e- die weggefallen sind. Geltung hatjetzt das Verwaltungs-
verfahrensgesetz. Aus Gründen der Authentizität nenne ich im folgenden die für 
das Vorhaben damals einschlägigen Bestimmungen des FStrG in der alten Fas-
sung. Nach diesen schloß das Planfeststellungsverfahren ein Anhörungsverfah-
ren ein. Es wird dadurch eingeleitet, daß die Planunterlagen der Anhörungsbe-
hörde durch die planaufstellende Behörde zugesandt werden(§ 18 Abs. 1). 
Die Anhörungsbehörde veranlaßt die Auslegung der Planunterlagen in den Ge-
meinden, auf deren Gebiet das Straßenbauvorhaben ausgeführt werden soll. Sie 
unterrichtet die anerkannten Naturschutzverbände von der Auslegung der Plan-
unterlagen. Die Anhörungsbehörde fordert die beteiligten Behörden und Stellen 
unter Zuleitung der Planunterlagen zur Stellungnahme innerhalb einer bestimm-
ten Frist auf. Beteiligt sind die Behörden, deren Aufgabenbereich durch das 
Straßenbauvorhaben berührt wird. Gemeinden und Kreise, auf deren Gebiet der 
Plan ausgeführt werden soll, sind stets zu beteiligen(§ 18 Abs. 2). 
Die Planunterlagen werden einen Monat zur Einsicht ausgelegt (§ 18 Abs. 3), 
nachdem die betroffenen Gemeinden das Vorhaben ortsüblich bekannt gemacht 
haben(§ 18 Abs. 5; Ausnahmen nach§ 18 Abs. 7). Die Planunterlagen müssen so 
klar sein, daß bei der Auslegung jeder erkennen kann, ob und inwieweit er durch 
das Straßenbauvorhaben in seinen Belangen berührt wird. Insbesondere müssen 
die Planunterlagen den Umfang der von dem Straßenbauvorhaben betroffenen 
oder vorübergehend in Anspruch zu nehmenden Grundstücke und Anlagen erken-
nen lassen(§ 18 Abs. 1). 
Einwendungen, die Entschädigungsforderungen betreffen, sind- soweit nicht be-
reits dem Grunde nach in der Planfeststellung über die Voraussetzungen der Ent-
schädigung zu entscheiden ist- nicht Gegenstand der Planfeststellung. 
Nach Ablauf der Einwendungsfrist findet ein Erörterungstermin statt. Erörtert 
werden die (rechtzeitig) gegen den Plan erhobenen Einwendungen sowie die Stel-
lungnahmen der Behörden mit dem Träger der Straßenbaulast, den Einwendern, 
den Behörden und sonstigen Betroffenen(§ 18 Abs. 6). 
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Die Planfeststellungsbehörde stellt danach den Plan fest. Können einzelne öffent-
lich-rechtliche Beziehungen noch nicht abschließend geregelt werden, oder wer-
den bestimmte Regelungen aus der Planfeststellung genommen, so wird das in 
dem Beschluß zum Ausdruck gebracht und einer gesonderten Entscheidung vor-
behalten(§ 18 a Abs. 3), wenn das geplante Bauvorhaben insbesondere in seiner 
Linienführung dadurch nicht in Frage gestellt wird. 
Der Planfeststellungsbeschluß ist den Beteiligten, über deren Einwendungen ent-
schieden worden ist, mit Rechtsbehelfsbelehrung zuzustellen (§ 18 a Abs. 4 
Satz 1). Mit der Zustellung wird der Beschluß als Verwaltungsakt wirksam. Im 
Falle des vereinfachten Anhörungsverfahrens ist der Planfeststellungsbescheid 
allen Beteiligten zuzustellen; die Auslegung des Beschlusses und des festgestell-
ten Planes kann unterbleiben (§ 18 a Abs. 4 Satz 4). Ist der Planfeststellungsbe-
schluß mehr als 300 Beteiligten zuzustellen, so können diese Zustellungen durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden(§ 18 a Abs. 5). 
Der Beschluß mit Rechtsbehelfsbelehrung und eine Ausfertigung des festgestell-
ten Planes sind in den vom Straßenbauvorhaben betroffenen Gemeinden zwei Wo-
chen zur Einsicht auszulegen. Der festgestellte Plan ist so rechtzeitig zu übersen-
den, daß der auszulegende Plan während der Rechtsbehelfsfrist eingesehen wer-
den kann(§ 18 a Abs. 4 Satz 2). Ort und Zeit der Auslegung werden ortsüblich be-
kanntgemacht. Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluß auch den 
übrigen Betroffenen gegenüber als zugestellt(§ 18 a Abs. 4 Satz 3). 
• Fernstraßenausbaugesetz 
Seit 1957 werden durch den Bundestag in Gesetzesform-zunächst in Ausbau-
dann in Bedarfsplanungsgesetzen -die Entscheidungen darüber getroffen, welche 
Vorhaben in bestimmten zeitlichen Abschnitten geplant und gebaut werden sol-
len. Diese Bundesgesetze sind zustimmungsfrei. Im Anhang zu den Gesetzen sind 
diejeweiligen Strecken- unterteilt nach Dringlichkeit- großmaßstäblich in karto-
graphischer Form 12) niedergelegt (seit 1976: "Bedarfspläne"). 
Der zweite langfristige Ausbauplan wurde 1971 als Fernstraßenausbaugesetz 
(FstrAbG) verabschiedet und sollte 1985 abgeschlossen sein. 1976 wurde dieser 
Ausbauplan nach Überprüfung des Bedarfs revidiert. Seither werden die Bedarfs-
pläne als Gesetzesanlagen im Fünfjahresrhythmus an die straßenbaupolitische 
Entwicklung angepaßt. Diese sogenannten Fernstraßenausbauänderungsgesetze 
(1., 2., und 3. FStrAbÄndG von 1976, 1981 und 1986) beziehen sich also noch auf 
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den zweiten Ausbauplan von 1971, dessen Erfüllung noch einige Zeit in Anspruch 
nehmen wird. Der Bedarfsplan und seine Fortschreibung erfolgten seit 1971 im 
Rahmen des- ebenfalls fortzuschreibenden- Bundesverlcehrswegeplans (BVWP). 
Das Gesetz über "den Ausbau der Bundesfernstraßen" 13) fordert u.a.: 
Beachtung des Bedarfsplans nach Ausbaunotwendigkeit, Richtquerschnitt 
und Dringlichkeit bei der vorbereitenden und durchführenden Straßenpla-
nung (§§ 1, 2 FStrAbG); 
Abstimmung nicht eingeplanter Verbesserungsmaßnahmen mit dem Bedarfs-
plan(§ 3 FStrAbG); 
Überprüfung des Bedarfsplans in Fünfjahresabständen (§ 4 FStrAbG); 
Aufstellungvon Fünfjahresplänen(§ 5 FStrAbG). 
Der Bedarfsplan für Bundesfernstraßen ist dem Gesetz als Anlage beigefügt und 
weist den Umfang und die Dringlichkeit aus, in dem und mit der die einzelnen 
Bundesfernstraßen erweitert, verbessert oder neu gebaut werden sollen. Die Bun-
desländer dürfen nur solche Bundesstraßen planen, die im Bedarfsplan ausgewie-
sen sind. Durch die Neufassung des Fernstraßenausbaugesetzes von 1990 (BGBl. 
I., S. 1228 {.)ist nunmehr festgelegt, daß die Feststellung des Bedarfs an Bau- und 
Ausbauvorhaben für die Linienbestimmung nach § 16 und die Planfeststellung 
verbindlich ist. Der Bedarfsplan stelltjedoch kein Bauprogramm und kein Finan-
zierungsprogramm dar, da eine Zuordnung von Zeit und Geld fehlt. Diese erfolgt 
in einem Fünfjahresplan (Garlichs 1980, S. 37, Vetterl1985, S. 29 {). 
• Raumordnungsgesetz 
Aufgrund des raumwirksamen Charakters von Straßen ist bei der Straßenpla-
nung "im engeren Sinn"- so die Abgrenzung bei Blümel (Blümel1980)- den Be-
langen der Raumordnung Rechnung zu tragen (Dickschen 1987, S. 217 ff). Solche 
lassen sich nach Forsthoff/Blümel näher bestimmen als 
Grundsätze der Raumordnung, die in § 2 Abs. 1 des Raumordnungsgesetzes 
(ROG) aufgeführt sind; 
Grundsätze der Raumordnung der Länder, die die Länder nach § 2 Abs. 2 ROG 
zusätzlich aufstellen können, soweit sie den Grundsätzen des ROG nicht wider-
sprechen; 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung(§ 5 Abs. 2 ROG), die in den von 
den Ländern aufzustellenden übergeordneten und zusammenfassenden Pro-
grammen und Plänen enthalten sind; 
sonstige Erfordernisse der Raumordnung(Forsthoff/Blümel1967, 8.120). 
Die rechtliche Bindungswirkung der "Grundsätze" darf man als gering einschät-
zen. Ihr Charakter ist der von "Berücksichtigungsgeboten", die bestimmten Be-
langen besonderes Gewicht verleihen, um ihre Chancen bei der Abwägung zu er-
höhen (Kühling 1988, S. 38). 
Eine Bindung des Bundes im Rahmen der Fachplanung an die Ziele der Raumord-
nung und Landesplanung besteht bei Vorhaben des Bundes nach dem FStrG 
nicht, wenn die zuständige Behörde beteiligt worden ist und innerhalb angemes-
sener Frist Widerspruch14) eingelegt hat(§ 6 Abs. 1 ROG). Zuständige Behörde 
kann der Bundesverkehrsminister (BMV) sein (§ 16 Abs. 1 FStrG) oder die ent-
sprechende Behörde der Länder ( § 22 Abs. 1 FStrG ). 
Die materielle Bindung an die sonstigen Erfordernisse der Raumordnung und 
Landesplanung bemißt sich nach den Raumordnungsklauseln der entsprechenden 
Fachgesetze, "da im Raumordnungsgesetz des Bundes keine Vorsorge für die Fäl-
le getroffen wurde, in denen noch keine rechtsverbindlichen Ziele der Raumord-
nung und Landesplanung vorhanden oder die bereits aufgestellten Ziele wegen ih-
res bloßen Richtliniencharakters nicht geeignet sind, um im Einzelfall als Beur-
teilungsmaßstab dienen zu können. Für die Planungsentscheidung des Bundesmi-
nisters für Verkehr nach § 16 Abs. 1 FStrG folgt daraus, daß ihr Vorrang nach § 
16 Abs. 2 Satz 3 FStrG gegenüber solchen sonstigen Erfordernissen der Raumord-
nung und Landesplanung bestehen geblieben ist und nach wie vor die Herstellung 
des (bloßen) Benehmens mit den Landesplanungsbehörden genügt" (Blümel1980, 
s. 334 {.). 
Insgesamt ist zu berücksichtigen, daß über das Abstimmungsgebot ( § 4 Abs. 5 
ROG) für die straßenrechtliche Fachplanung mit den raumgestaltenden Planun-
gen des Landes Interessen- und Kompetenzkonflikte vermieden werden sollen 
(Bussek 1987, S. 91 ff; s.a. Suderow 1976, S. 40). 
• Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
Das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie des Rates vom 27. Juni 1985 über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Pro-
jekten (85/337/EWG) vom 12. Februar 1990 schreibt im§ 15 Abs. 1 für die Linien-
bestimmung nach§ 16 Abs. 1 des Bundesfernstraßengesetzes die Prüfung der Um-
weltverträglichkeit nach demjeweiligen Planungsstand des Vorhabens vor. Diese 
Regelung gilt dann nicht, wenn die Umweltverträglichkeit bereits in einem 
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Raumordungsverfahren geprüft wurde und dabei zur Einbeziehung der Öffent-
lichkeit die Anforderungen der Absätze 2 und 3 erfüllt sind. 
§ 15 Abs. 2 UVPG regelt, daß zur Einbeziehung der Öffentlichkeit bei der Linien-
bestimmung die Unterlagen nach§ 6 in den Gemeinden, in denen sich das Vorha-
ben voraussichtlich auswirkt, einen Monat lang zur Einsicht auszulegen sind. Die 
Auslegung ist vorher ortsüblich bekannt zU geben. Bis zwei Wochen nach Ablauf 
der Auslegungsfrist kann sich jeder äußern. Die Öffentlichkeit ist über die Ent-
scheidung durch ortsübliche Bekanntmachung zu unterrichten. 
§ 9 Abs. 1 UVPG schreibt vor, daß die Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen 
des Vorhabens auf der Grundlage der ausgelegten Unterlagen zu hören ist. Das 
Verfahren muß den Anforderungen des § 73 Abs. 3 bis 9 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes entsprechen. Ändert der Vorhabensträger im Laufe des Verfahrens 
die Unterlagen, so kann von einer erneuten Anhörung der Öffentlichkeit abges-
hen werden, soweit keine zusätzlichen oder anderen erheblichen Auswirkungen 
auf die Umwelt zu besorgen sind. 
Nach § 9 Abs. 2 UVPG hat die zuständige Behörde den bekannten Betroffenen 
und denjenigen, über deren Einwendungen entschieden worden ist, die Entschei-
dung über die Zulässigkeit des Vorhabens und die Entscheidungsgründe zugäng-
lich zu machen. Wird das Vorhaben abgelehnt, sind die bekannten Betroffenen 
und diejenigen, die Einwendungen erhoben haben, von der Ablehnung zu benach-
richtigen. 
§ 9 Abs. 3 UVPG enthält- ähnlich wie § 9 Abs. 2 UVPG- allgemein die Maßgabe, 
daß die Öffentlichkeit im vorverlagerten Verfahrendadurch einbezogen wird, daß 
1. das Vorhaben öffentlich bekanntgemacht wird, 
2. die nach § 6 erforderlichen Unterlagen während eines angemessenen Zeit-
raums eingesehen werden können, 
3. Gelegenheit zur Äußerung gegeben wird, 
4. die Öffentlichkeit über die Entscheidung unterrichtet wird. 
• Bundesnaturschutzgesetz 
Neben anderen rahmengesetzliehen Regelungen greift auch das Bundesnatur-
schutzgesetz (insbesondere § 8 BNatSchG) in das Planfeststellungsrecht ergän-
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zend und modifizierend sowohl in materieller (BVerwGE 48, S. 56 ff.) als teilweise 
auch in formeller Hinsicht ein 5). 
Straßenbauvorhaben erfüllen grundsätzlich den Eingriffstatbestand des§ 8 Abs. 1 
BNatSchG. Durch das Unterlassungs- und Ausgleichsgebot wird die planerische 
Gestaltungsfreiheit entsprechend eingeschränkt. Belangen der Natur kommt so 
ein zumindest gleicher Rang wie den fachplanerischen Zielen bzw. den Planungs-
leitsätzen zu (Breuer 1980, S. 93). 
Nach§ 8 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG ist ein Eingriff in Natur und Landschaft u.a. un-
zulässig, wenn vermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen nicht unterlassen 
werden. Dabei heißt "Vermeidbarkeit" des Eingriffs aber nicht "Unterlassung" 
desselben und impliziert auch nicht die schlichte Möglichkeit, ein Vorhaben ande-
renorts durchzuführen. Vielmehr geht es um die Frage, ob das Vorhaben am vor-
gesehenen Ort so machbar ist, daß erhebliche Beeinträchtigungen zu vermeiden 
oder zu mindern sind (Breuer 1980, S. 89). 
Nach § 8 Abs. 4 BN atSchG sind notwendige Ausgleichsmaßnahmen im Fachplan 
oder in einem Begleitplan darzustellen. Ebenso wie von Ausgleichs- gehen von Er-
satzmaßnahmen, wenn sie im Planfeststellungsbeschluß enthalten sind, die ent-
sprechenden "uneingeschränkten Rechtswirkungen der Planfeststellung" aus 
(Breuer 1980, 8.101). 
Als weiteres Beispiel für eine gesetzliche Planungsrichtlinie zu erwähnen ist noch 
-weil für das Fallbeispiel A98/861 einschlägig-§ 11 Abs. 3 N atSchGBWü, derbe-
stimmt, daß ein solcher Eingriff zugelassen werden kann, wenn überwiegend öf-
fentliche Belange dies erfordern. Stellt sich bei der Abwägung heraus, daß diesen 
höheres Gewicht als Belangen des Naturschutzes zugemessen werden kann, kön-
nen letztere zurückgestellt werden (VGH-Baden-Württemberg, Urteil 23.6.1988-
5, s 1030/87). 
Unter Verfahrensgesichtspunkten ist darauf zu verweisen, daß die für Natur-
schutz zuständigen Stellen bereits bei der Vorbereitung von Vorhaben zu unter-
richten und anzuhören(§ 3 Abs. 2 BNatSchG) und daß Entscheidungen im Beneh-
men mit den entsprechenden Behörden zu treffen sind (z.B. § 8 Abs. 5 BNatSchG). 
In bezugauf die Bestimmung der Linienführung nach§ 16 FStrG, dessen Verfah-
ren im Bereich der Landesverwaltungen bundesgesetzlich nicht geregelt ist, 
schafft § 3 Abs. 2 BN atSchG für die Anhörung eine bundesgesetzliche Grundlage. 
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Analoges gilt für die Behörden der Forstwirtschaft(§ 8 Nr. 2, § 45 Abs. 3 BWaldG) 
16), 
• Bundes-Immissionsschutzgesetz 
Von Belang für die hier beschriebenen rechtlichen Determinanten des Fern-
straßenhaus ist auch das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BimSchG). Es enthält-
neben dem "Planungsleitsatz" des § 50 - für die Straßenplanung spezielle Vor-
schriften zum Schutz vor Verkehrslärm in den §§ 41 und 42. Nach § 41 BimSchG 
ist beim Bau oder der wesentlichen Änderung von öffentlichen Straßen unbescha-
det des§ 50 BimSchG sicherzustellen, daß keine schädlichen Umwelteinwirkun-
gen durch Verkehrsgeräusche hervorgerufen werden, die nach dem Stand der 
Technik vermeidbar sind. Das gilt nicht, wenn die Kosten der Schutzmaßnahme 
"außer Verhältnis" zum Schutzzweck stehen. 
§ 41 BimSchG gebietet, schädliche Lärmeinwirkungen zu vermeiden und wird da-
her in der Literatur teilweise nicht nur als abwägungserheblicher Belang angese-
hen, sondern als strikter Planleitsatz, der die Ziele der fernstraßenrechtlichen 
Planung mitbestimmt und dementsprechend von der Verwaltung einzuhalten ist 
(s.a. Kügel1985, S. 137 ff. m.w.N.). Der Interessenkonflikt zwischen Straßenpla-
nung und anderen Belangen17) ist durch Auflagen zu begrenzen. 
Zur Charakterisierung der administrativen Rahmenbedingungen ist allgemein 
darauf zu verweisen, daß die Verwaltung der Bundesfernstraßen gemäß Art. 90 
GG "im Auftrage des Bundes" durchgeführt wird. Art. 85 GG gibt dem Bund im 
Vergleich zu den Bestimmungen des Art. 84 GG (Vollzug von Bundesgesetzen 
durch die Länder als eigene Angelegenheiten) weitergehende Aufsichts- und Mit-
wirkungsrechte an die Hand. Die Bundesaufsicht ist dabei echte Fachaufsicht und 
erstreckt sich sowohl auf "Gesetzmäßigkeit" als auch auf "Zweckmäßigkeit der 
Ausführung" - im Gegensatz zur bloßen Gesetzmäßigkeitsaufsicht nach Art. 84 
Abs. 4 GG. Deshalb kann der BMV im Rahmen der Zweckmäßigkeitskontrolle 
verlangen, daß die Bedarfsstrecken so geplant und gebaut werden, daß sie den ge-
setzlichen Zielvorgaben entsprechen. Der BMV hat die Möglichkeit, die Einhal-
tung seiner Vorgaben bei der Objektplanung durch die Länder im Aktenverlauf 
zu kontrollieren. Ihm stehen Entscheidungsvorbehalte in allen wichtigen Phasen 
der Gesetzesausführung zu, außerdem ist er befugt, (Einzel-)Weisungen an die 
obersten Landesbehörden, in besonderen Fällen auch direkt an die ausführenden 
Instanzen (Garlichs 1979, S. 77), zu richten (Art. 85 Abs. 3 und 4 GG). Insbeson-
dere von den "dringlichen Weisungen" dürfte aber wohl kaum Gebrauch gemacht 
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werden. Insgesamt läßt sich die Zielsetzung dieser Bestimmungen als "Unitarisie-
rung ohne administrative Zentralisation" kennzeichnen (Bartlsperger, Kommen-
tar, Rdnr. 3 und 17). 
Grundsätzlich hat der Bund auch die Möglichkeit, mittels "Allgemeiner Verwal-
tungsvorschriften", welche er mit Zustimmung des Bundesrates erlassen kann, 
ein einheitliches Verfahren bei der Vorhabensplanung durch die Verwaltungen 
der Länder sicherzustellen. Nur zweimal allerdings wurde von diesem Instrument 
Gebrauch gemacht (1951 und 1956) (Wolst 1974, S. 116). Die Praxis ist vielmehr 
durch "Richtlinien" gekennzeichnet, die als "Allgemeines Rundschreiben 
Straßenbau" (ARS) erlassen werden. Strittig ist, ob es sich dabei um Weisungen 
oder um eine "Bitte", den Richtlinien zu folgen, handelt. Rechtlich gesehen bringt 
der Verzicht auf allgemeine Verwaltungsvorschriften zwar eine gewisse U n-
sicherheit hinsichtlich des Status der Empfehlungen des Bundes mit sich (Blümel 
1968, Wolst 1974, Reh 1988, S. 28). Die Praxis hingegen ist wohl eher durch be-
währte pragmatische Aushandlungsprozesse bzw. die Orientierung an allgemein 
anerkannten wissenschaftlich-technischen Regelwerken charakterisiert- also als 
Ausprägung kooperativen Verwaltungsföderalismus'. Die in Art. 85 GG normier-
ten Möglichkeiten der Einflußnahme auf die Länderverwaltung werden in der 
Praxis durch den Bund "weitgehend nicht wahrgenommen" (Wolst 1974, S. 121). 
Erhebliche Bedeutung haben in diesem Zusammenhang die "Hinweise zu § 16 
FStrG" und die "Richtlinien für die Planfeststellung nach dem Bundesfern-
straßengesetz" (PlafeR), welche die Planfeststellung in ihren Bestimmungen er-
läutern oder "authentisch" interpretieren (Ronellenfitsch 1986, S. 128). Sie sind in 
Zusammenarbeit von BMV und den Straßenverwaltungen der Länder erarbeitet 
und als Allgemeines Rundschreiben Straßenbau veröffentlicht worden (VkBl. 
1974, S. 76 ff. und VkBl. 1984, S. 189 ff.). Wie oben bereits angedeutet, handelt es 
sich nicht um Verwaltungsvorschriften des Bundes, auch wenn sie im amtlichen 
Teil des Verkehrsblattes zu finden sind. Fickert charakterisiert sie als "bindende 
Empfehlung an die obersten Straßenbaubehörden" der Bundesländer, ''die Richt-
linien durch Einführungserlasse als Dienstvorschrift mit entsprechender 
Verbindlichkeit für die übrigen Länderbaubehörden einzuführen" (Fickert 1978, 
s. 83). 
Allgemein gilt hinsichtlich der Finanzierung von Bundesfernstraßen, daß nach 
Art. 104 a Abs. 2 GG der Bund die Kosten für das Handeln der Länder im Bundes-
auftrag trägt. Ergänzend definiert§ 3 Abs. 1 Satz 1 FStrG, daß die Straßenbaulast 
"alle mit dem Bau und der Unterhaltung der Bundesfernstraßen zusammenhän-
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genden Aufgaben" einschließt (vgl. auch § 6 des Bundesstraßenvermögensgeset-
zes). Nach§ 2 FStrAbG ist die Bundesregierung- "nach Maßgabe der zur Verfü-
gung stehenden Mittel"- verpflichtet, die Finanzierung des Ausbaus des Straßen-
netzes zu gewährleisten- der Bund trägt also die Kosten für die Sach- bzw. Zweck-
ausgaben (Friauf 1980, S. 214). 
Abschließend ist noch auf die Bauprogrammplanung einzugehen: Sie koordiniert 
in zeitlicher und fianzieller Hinsicht den politisch festgelegten Bedarfsplan mit 
der Finanzplanung. 
Die auf einen Fünfjahreszeitraum bezogene Planung der Bauprogramme kann 
deshalb als "Nahtstelle" (Kodal/Krämer 1985, S. 803) zwischen Bedarfsplanung 
auf der einen, der Finanzplanung auf der anderen Seite (§§ 9 und 10 StabG, § 50 
HGrG) gesehen werden. Sie legt die Projekte fest, die im Finanzrahmen und den 
Kontingenten der Länder mittelfristig realisiert werden können. Die Programm-
planung ist mit rollierenden Maßnahmen flexibel ausgelegt. Im Anschluß an die 
Bedarfsplanungen werden diese Abstimmungen in den verwaltungsinternen 
Fünfjahresplänen festgehalten. Die finanzielle Konkretisierung des politisch ent-
schiedenen Ausbaubedarfs beinhaltet eine Verteilung der Finanzmittel auf ein-
zelne Baumaßnahmen. Der Fünfjahresplan setzt so den Ausbaubedarf in Baumaß-
nahmen um und steuert die Verwirklichung im Rahmen vonDringlichkeitsstufen 
(Kodal/Krämer 1985, S. 803, anderer Ansicht: Vetterl1985, S. 29). Sie sind Grund-
lage der jährlichen Haushaltspläne (Straßenbaupläne), welche am Ende der mit 
dem Bedarfsplan beginnenden zeitlichen und finanziellen Konkretion der einzel-
nen Vorhaben stehen (ebd.). Der jährliche Straßenbauplan enthält die Maßnah-
men, die im laufenden Haushaltsjahr gebaut werden sollen und beinhaltet Anga-
ben zu den Gesamtkosten eines Projekts, Ausgaben in den Vorjahren und Mittel~ 
anforderungen für das laufende Jahrl8>. Er ist Anlage zum Haushaltsplan des 
Bundesverkehrsministeriums gemäß Straßenbaufinanzierungsgesetz. 
Läßt man die einschlägigen Bestimmungen zu Planung und Bau von Bundesfern-
straßen also Revue passieren, so scheint es auf den ersten Blick so zu sein, daß der 
Planungs- und Entscheidungsprozeß in hohem Maße verrechtlicht sowie politisch 
und bürokratisch reguliert ist. 
Fragt man nach der Handlungsautonomie der beteiligten hoheitlichen Akteure in 
einem solchen "Dickicht" (Wollmann 1979), zeigt sich aber, daß-trotzscheinbar 
hoher Regelungsdichte - aufgrund unbestimmter Rechtsbegriffe, Mangel an 
Normdefinitionen und materiellen Regelungen sowie wegen lückenhafter Ver-
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fahrensvorschriften - ein erheblicher Handlungsspielraum für insbesondere die 
planende Verwaltung gegeben ist. Grundgesetz, Fachgesetze und Verfahrensvor-
schriften sind zwar materielle und formale Schranken der Planung. Andererseits 
kommt ihr ein gerüttelt Maß an planerischer Gestaltungsfreiheit zu. Anders als 
der Typ der Eingriffsverwaltung kann die planende Verwaltung durch ihre "rela-
tive Ungebundenheit" (Wahl 1982, S. 52) oder durch ihr Recht "zur autonomen 
Maßstabsetzung" gekennzeichnet werden (Beckmann 1986, S. 508). Falsch wäre 
jedenfalls die Vorstellung, "das Verwaltungshandeln sei größtenteils durch die 
bereits im Gesetz gegebenen Vorentscheidungen und objektiven Maximen(. .. ) de-
terminiert" (Hufen 1986, S. 32 {.). 
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111. Fernstraßenplanung als Willensbildungs .. und 
Entscheid ungsprozeß 
Die Initiative zur Planung von Fernstraßen liegt in der Bundesrepublik Deutsch-
land bei den Ländern. Der "planerische Wille" der Bundesrepublik kommt des-
halb im Sinne einer "Planung von unten" zustande - unbeschadet der "Kompetenz 
des letzen Wortes", des Bundestages. Insgesamt unterliegt die Fernstraßenpla-
nung den Regeln der Kooperation und Koordination zwischen Bund und Ländern, 
wobei der Bund hinsichtlich Planungskompetenz und Informationsstand eher der 
schwächere Partner sein dürfte. 
Der gesamte Planungsprozeß läßt sich in die Bedarfsplanung (1) und die Objekt-
planung (2) unterteilen (Reh 1988). 
1. Bedarfsplanung 
Am Beginn der Entwicklung seines "planerischen" Willens sammeln die Gebiets-
referate des Bundesministeriums für Verkehr (BMV) die Vorhabensanmeldungen 
der einzelnen Länder und prüft ihre Bauwürdigkeit nach einem spezifischen Be-
wertungsverfahren (vgl. Reh 1988, S. 30 {.).Diese Bauprüfungen sind auch aus fi-
nanzpolitischen Erwägungen heraus gefordert: Die Bundeshaushaltsordnung 
vom 19.8.1969 schreibt in § 7 Abs. 2 vor, für "Maßnahmen von erheblicher finan-
zieller Bedeutung( ... ) Nutzen-Kosten-Untersuchungen" anzustellen (BGBl. 1969 I, 
S. 1284, vgl. § 6 Abs. 2 des Haushaltsgrundsätzegesetzes v. 19.8.1969, BGBI. I, S. 
1273). 
Neben anderen Gesichtspunkten ist die bedeutsamste Grundlage solcher Bewer-
tungen das zukünftige Verkehrsaufkommen auf den einzelnen Strecken, basie-
rend auf einer bedingten Prognose der Motorisierung und der Nachfrage nach 
Straßenverkehrsleistungen aufbestimmten Abschnitten. Weiterhin werden "son-
stige öffentliche Belange" miteinbezogen: Seit 1971 ist in den Bedarfsplangeset-
zen die Berücksichtigung der Raumordnung, seit 1986 die des Umweltschutzes 
und des Städtebaus gefordert (3. FStrAbÄndG vom 21.4.86, BGBl. I, S. 557). 
Finanzielle Zwänge und Probleme der Durchsetzbarkeit sind spätestens seit Mitte 
der 70er Jahre nicht mehr vernachlässigbare Randbedingungen. Der knappe Fi-
nanzrahmen ist es auch, der dazu führt, daßangesichtseines weitaus höheren an-
gemeldeten Bedarfs die Vorhaben nach Dringlichkeit geordnet werden. Auf einer 
Verkehrsministerkonferenz erfolgt dann eine Diskussion und Abstimmung mit 
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den Ländern. Seit 1976 existiert auch ein Arbeitskreis, in dem die Länder, paral-
lel zur Bedarfsplanung, über die Planung informiert werden. 
In Verhandlungen zwischen den Fachverwaltungen der Länder und des Bundes-
den "vertikalen Ressortbrüderschaften" (Frido Wagener) - werden dann die Be-
wertungsergebnisse bei einzelnen Strecken und Fragen der Durchführbarkeit 
(Planungsstand, Zusammenhang mit anderen Baumaßnahmen im Lande, Wider-
stände gegen das Vorhaben etc.) diskutiert. Es werden Korrekturen von Eingabe-
daten vorgenommen, die - wenn sie vom BMV akzeptiert werden - die Ergebnisse 
der Berechnungen und Bewertungen und die Rangfolge der Maßnahmen verän-
dern können. 
Der BMV gesteht den Ländern mit Rücksicht auf spezifische Bedingungen der 
Durchführung vor Ort und die lange Planungsdauer zu, einen Austausch zwi-
schen den Dringlichkeitsstufen vorzunehmen, wodurch aber Länderquoten und 
das Finanzvolumen nicht verändert werden dürfen. Zu solchen pragmatischen Zu-
geständnissen gehört auch, daß Maßnahmen, mit deren Bau begonnen wurde, 
oder die bereits planfestgestellt sind, nicht mehr dem Bewertungsverfahren un-
terworfen werden ("Überhang"). Hierdurch wird das Bewertungsverfahren und 
werden die Ziele des Bundes relativiert- Garlichs schließt aus seiner Analyse der 
Austauschprozesse in den 70er Jahren die Manipulierbarkeit der Bewertungs-
prinzipien (Garlichs 1979, S. 86). In der Stellungnahme des Bundesrates zum Ge-
setzesentwurf versuchen die Länder nochmals, kleinere Umstufungen zu bewir-
ken. Von Vermittlungsverfahren wurde bisher aber abgesehen. 
Der Bedarfsplan, welcher die Bauwürdigkeit der Vorhaben nach den verkehrs-
politischen Zielen des Bundes, nicht aber die Linienführung des jeweiligen Pro-
jekts festlegt, ermöglicht seit Ende der 70er Jahre den Ländern, bei der Durchfüh-
rung aufDurchsetzungsprobleme mit "Planungsreserven", Maßnahmen aus Son-
derprogrammen (v.a. Ortsumgehungen) und Vorziehen nachrangiger Projekte -
jeweils mit Zustimmung des BMV- flexibel zu reagieren, um ihre Mittelkontin-
gente "verbauen" zu können. Die Bedarfsplanentscheidung wird dadurch weiter 
in ihrer Bedeutung eingeschränkt- ein Gesichtspunkt, der bei der Frage der Bin-
dungswirkung des Bedarfsplans Gewicht erlangt. Das Bewertungsverfahren - so 
könnte man schlußfolgern- dient daher weniger der verbindlichen Festlegung der 
bauwürdigen Straßen, als vielmehr der Verteilung finanzieller (Bundes-) Mittel 
auf die einzelnen Länder. Dadurch soll aber nicht in Abrede gestellt werden, daß 
die Prärogative für die Bedarfsplanung beim Parlament liegt. 
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2. Objektplanung 
Die Objektplanung schließt sich als ausführender Teil an die Bedarfsplanung an. 
Sie wird von der Landesverwaltung nach den Vorgaben und unter der Aufsicht 
des BMV abgewickelt. Dabei soll in der Abwägung aller vorhabensspezifischen 
Belange nicht nur über das "wie", sondern auch über das "ob" einer Straße ("Null-
Variante") befunden werden. 
Die Objektplanung umfaßt einen verwaltungsinternen Planungs- und Willensbil-
dungsprozeß, der mit der Linienbestimmung endet (a), sowie die Planfeststellung 
als Verwaltungsverfahren, dessen Endpunkt der Planfeststellungsbeschluß mit 
Außenwirkung ist (b). 
a) Linienplanung, Linienbestimmung 
(Vorbereitende überörtliche Straßenplanung) 
Während die Bedarfsplanung und damit der großmaßstäbliche Bedarfsplan 
(1:750.000) neben der allgemeinen Aussage zur Bauwürdigkeit einer Strecke 
kaum Hinweise zur Linienführung und Straßencharakteristik enthält, führt die 
Linienplanung eben zu diesem Zweck eine "Konkretisierung im Gelände" herbei 
(Kodal/Krämer 1985, S. 803). Träger der Planung sind die Verwaltungen in den 
Ländern. Die endgültige Entscheidung über die Linienbestimmung wird gemäß§ 
16 Abs. 1 FStrG vom BMV "im Einvernehmen mit den an der Raumordnung be-
teiligten Bundesministern und im Benehmen mit den Landesplanungsbehörden 
der beteiligten Länder" getroffen. Sie steht am Ende zunehmender sachlicher 
Konkretion (ebd., S. 804) der Planung, ist an die (Auftrags-)Verwaltung gerichtet 
und entfaltet eine spezifische Bindungswirkung ( ebd. S. 830, s.a. Ibler 1989). 
Bürgerschaftliehe Partizipation ist im FStrG in dieser Phase nicht vorgesehen, 
während Träger öffentlicher Belange, die tangiert sind, "tunlichst" (v. Mutius 
1980, S. 281) in das Verfahren miteinzubeziehen sind. Diese "organschaftliche 
Partizipation" (v. Mutius 1982, S. 167) folgt außer aus§ 16 FStrG auch aus der 
Pflicht zur gegenseitigen Abstimmung aller öffentlichen Planungen nach§ 4 Abs. 
5 ROG "in Verbindung mit den landesrechtliehen Vorschriften über die Einschal-
tung der Landesplanungsbehörde in das Abstimmungsverfahren, sowie aus ein-
zelnen Fachgesetzen", die "eine Verpflichtung zur Einschaltung anderer Behör-
den schon bei der vorbereitenden Straßenplanung (z.B. § 3 Abs. 2 Satz 2 
BNatSchG; § 8 Nr 2 des Bundeswaldgesetzes)" (Kodal/Krämer 1985, S. 827 f.) be-
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inhalten. Dieplanerische Abstimmung verläuft in der Praxis gleichzeitig und auf-
einander bezogen auf der Ebene des Landes und des Bundes. 
Durch die Bestimmungen des UVPG ist mittlerweile im Blick auf die Einbezie-
hung der Öffentlichkeit festgelegt, daß bei der Linienbestimmung die Unterlagen 
nach § 6 UVPG in den Gemeinden, in denen sich das Vorhaben vermutlich aus-
wirken wird, ein Monat zur Einsicht auszulegen ist. Bis zwei Wochen nach Ausle~ 
gungsende kann sich jeder äußern. Die Öffentlichkeit ist dann über die Entschei-
dung zu unterrichten(§ 15 Abs. 1 und 2 UVPG). Ein Mitwirkungsrecht der nach§ 
29 BNatSchG anerkannten Verbände gibt es bei der Linienbestimmung nicht, 
dies ist erst im Planfeststellungsverfahren - § 29 Abs. 2 Nr. 4 BN atSchG - vor-
gesehen. 
Ein Raumordnungsverfahren (als Teil des von den Straßenverwaltungen der Län-
der durchgeführten Linienbestimmungsverfahrens) konnte bis vor kurzem mit 
Öffentlichkeitsbeteiligung stattfinden ( Blümel1980, S. 327). Die gesetzlichen Re-
gelungen sahen eine Beteiligung Privater nicht vor. Nach den entsprechenden 
Verwaltungsvorschriften aber konnte die Landesplanungsbehörde - wenn es 
"zweckmäßig" erschien - neben juristischen Personen, Vereinen und Verbänden 
auch natürlichen Personen die Gelegenheit zur Stellungnahme einräumen. Bei 
Erörterungen oder Ortsbesichtigung konnte sie- wenn es "notwendig" ist- ange-
hört werden (V gl. z.B. die Verwaltungsvorschriften des Innenministeriums Baden-
Württemberg, GABl. 1978, Nr. 38, Abs. 5.3.4; s.a. Informationen zur Raument-
wicklung 1979, S. 101 ff.). Die Neufassung des ROG sieht jetzt vor, daß bei der 
Prüfung der Umweltverträglichkeit das Vorhaben öffentlich bekanntgegeben, Ge-
legenheit zur Einsicht und Äußerung gegeben sowie die Öffentlichkeit von der 
Entscheidung informiert wird(§ 6a Abs. 4 ROG). 
• Zum Verfahren der Linienbestimmung 
Das Verfahren der Linienbestimmung (vgl. Hinweise zu§ 16 FStrG, VKbl1974; 
s.a. Becker 1977, S. 303 ff.) wird durch die Straßenbauverwaltung des Landes mit 
einer Benachrichtigung des Bundesministers für Verkehr eingeleitet, die schon in 
diesem Stadium des Verfahrens eine Übersichtskarte und einen schriftlichen Er-
läuterungsbericht enthält. Dieser vorläufige Erläuterungsbericht wird zunächst 
nur die verkehrliehe und raumordnerische Bedeutung des Vorhabens charakteri-
sieren. 
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An der dann beginnenden Vorbereitung der Linienbestimmung durch die Länder-
verwaltung- gegebenenfalls im Modus eines Raumordnungsverfahrens (vgl. Blü-
mel 1980, S. 325) - wird zur Herstellung des Benehmens die Landesplanungsbe-
hörde beteiligt. Das Landesplanungsrecht bestimmt,, in welchem Umfang die Lan-
desplanungsbehörde ihrerseits Behörden und Träger öffentlicher Verwaltungen 
und die Kommunen beteiligt. 
Im Rahmen der Herstellung des Benehmens mit der Landesplanungsbehörde wird 
diese Stellungnahmen landesrechtlicher Träger fachlicher oder überfachlicher 
Planungen einholen. Die Landesplanung faßt deren Stellungnahmen für die 
Straßenbauverwaltung im Sinne einer Koordination mit bestehenden Program-
men und Plänen wie Gebietsentwicklungsplänen oder sonstigen Regionalplänen 
zusammen. 
In Nordrhein-Westfalen beispielsweise entwickelt sich die Vorbereitung der Li-
nienbestimmung folgendermaßen (Becker 1977, S. 310 ff.): Zunächst stimmt die 
Straßenbauverwaltung ihre planerische Konzeption mi\~ der obersten Straßenbau-
behördedes Landes in sogenannten Planungsbesprechungen ab. Bereits in dieser 
Phase ist u.U. der Bundesminister für Verkehr beteiligt. Gegenvorstellungen Be-
teiligter können sich in Wahllinien niederschlagen. 
An diese Planungsbesprechungen schließt sich das sogenannte Erörterungsver-
fahren an, das zunächst schriftlich vorbereitet wird und dann zu einem Erörte-
rungstermin führt. Im Erörterungstermin werden die Notwendigkeit der Pla-
nung, die Verkehrs- und Streckencharakteristik sowie Linienführung und Vari-
anten im einzelnen diskutiert. Beteiligte des Erörterungstermins sind die Stellen 
der Raumordnung, der Landesplanung, des Städtebaus. Zur Vorbreitung der Li-
nienbestimmung sind durch die Straßenbauverwaltung im Blick auf das Einver-
nehmen mit den an der Raumordnung beteiligten Bundesministern auch schon 
die Bundesbehörden zu hören, deren Planungen durch das Vorhaben berührt wer-
den. Dabei kann es sich z.B. um die Wehrbereichskommandos (wegen Belangen 
des Militärstraßennetzes) oder die Verteidigungslastenreferate der Bundesländer 
(wegen Belangen der Stationierungskräfte) handeln. 
Seit kurzem ist laut UVPG für die Linienbestimmung die Umweltverträglichkeit 
nach dem Planungsstand zu prüfen, die Öffentlichkeit zu unterrichten und Gele-
genheit zur Äußerung zu geben(§ 15 Abs.1 und2 UVPG). 
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Die endgültige Ausführung des Erläuterungsberichts wird - als Teil der schließ-
lich dem BMV zuzuleitenden Planungsunterlagen-die Gründe für die Wahl einer 
bestimmten Linie enthalten und soweit möglich auch die Abwägung berührter 
Belange thematisieren. Der Erläuterungsbericht soll andere erwogene Trassen in 
einer vergleichenden Wertung der Wahllinie gegenüberstellen. Dieser konkreti-
sierte Bericht wird zusammen mit den Planungsunterlagen dem BMV übersandt, 
wenn die endgültige Entscheidung nach§ 16 Abs. 1 FStrG fallen soll (erst mit die-
ser Übersendung beginnt das eigentliche Bestimmungsverfahren). Diese enthal-
ten eine Übersichtskarte (i.d.R. 1:25.000). Darin sind die diskutierten Trassenva-
rianten und die zu bestimmende Linie eingezeichnet. 
Die Linienbestimmung ist dann noch vom Einvernehmen mit den an der Raum-
ordnung beteiligten Bundesministern19) abhängig. Das FStrG umschreibt mit 
diesem Erfordernis ein verwaltungsmäßiges Zusammenwirken mit Zustim-
mungsvorbehalt: Eine Entscheidung kann ohne das - vorgängig hergestellte -
Einvernehmen nicht zustande kommen. 
Eine Möglichkeit des Bundesministers für Verkehr, bei der Linienbestimmung 
vom Verfahren des§ 16 Abs. 1 FStrG abzuweichen, besteht nicht20), Das Einver-
nehmen des für Raumordnung zuständigen Ministers ist auch dann erforderlich, 
wenn schon bei der Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von Zielen der Raum-
ordnung die durch das Raumordnungsgesetz vorgesehene Beteiligung des Bun-
desministers für Verkehr stattgefunden hat(§ 6 Abs. 1 Buchstabe c ROG). 
Im Mittelpunkt der Linienentscheidung21) durch den BMV soll die Abwägung al-
ler Belange stehen und zwar als "Abwägungsprozeß der gleichen Art" wie er"für 
die rechtsverbindliche Planungsstufe" (Kodal/Krämer 1985, S. 825) gelten sollte: 
"Auch wenn mit der Planung nach§ 16 FStrG die Linienführung nur in ihrem ge-
nerellen Verlaufbestimmt wird, ist schon bei diesem frühen Stadium der Planung 
darauf zu achten, daß in die Abwägung auch andere öffentliche Belange (z.B. die 
des Umweltschutzes) und gewichtige private Interessen einbezogen werden". 
(Hinweise zu§ 16 FStrG, VkBl. 1974, S. 77). 
Die Linienentscheidung hat verwaltungsinterne Bindungswirkung. Eine mittel-
bare Außenwirkung entfaltet die Linienbestimmung, falls Planungsgebiete fest-
gelegt werden mit der Folge, daß keine wertsteigernden oder für die Straßenpla-
nung nachteiligen Veränderungen mehr in diesen Zonen vorgenommen werden 
dürfen (Veränderungssperre). Dennoch ist die Linienbestimmung keine selbstän-
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dige Teilentscheidung und kann so nicht verwaltungsgerichtlich angefochten 
werden (BVerwGE 62, S. 346). Durch Änderung des Fernstraßenausbaugesetzes 
wurde nunmehr die verwaltungsinterne Bindungswirkung gesetzlich fixiert: So-
wohl "für die Linienbestimmung nach § 16" wie "für die Planfeststellung nach § 
17 des Bundesfernstraßengesetzes" sei "die Feststellung des Bedarfs" verbindlich 
(§ 1 Abs. 2 FStrAbG). 
• Zum weiteren Ablaufnach der Linienbestimmung 
Von der Entscheidung des BMV wird zunächst die oberste Straßenbaubehörde des 
Landes (durch Mitteilung oder Erlaß) unterrichtet. Kenntnis nehmen dann in der 
Folge auch Straßenbaubehörden und weiteren Beteiligten, insbesondere die Ge-
meinde und Kreise, die diese Entscheidung in ihre Planungen aufzunehmen ha-
ben. Das FStrG schreibt aber kein förmliches Verfahren vor. 
An die Linienentscheidung schließt sich die Erstellung eines Vorentwurfs an, der 
eine Beurteilung der Maßnahmen im Blick auf Zweckmäßigkeit, Umweltverträg-
lichkeit, sparsame Mittelverwendung, Kostenbeteiligung Dritter und die Einhal-
tung gesetzlicher Vorschriften und der "Regeln der Technik" (Reh 1988, S. 37) er-
möglichen soll. Festgelegt werden dabei Straßenquerschnitt, Linienführung, Hö-
henführung (Gradiente), Knotenpunkte, Bauwerksgestaltung und Art der Aus-
führung. 
Mit dem Vorentwurf werden detaillierte Kostenberechn ungen, ein Finanzierungs-
plan und- bei schwerwiegenden Eingriffen in Natur und Landschaft- ein Land-
schaftsplan erstellt, aus dem der vor Durchführung der Maßnahme vorhandene 
Bewuchs und die Maßnahmen zur Einbettung der Straße in die Landschaft er-
sichtlich sein sollen. 
Eine weitere Maßstabsvergrößerung und die - "parzellenscharfe" - Darstellung 
des Land- und Grundstückbedarfs erfolgt im sogenannten Bauentwurf. 
Die Planaufstellung für das Planfeststellungsverfahren geht über die technischen 
Aspekte weit hinaus. Vollständigkeit und Detaillierungsgrad der Unterlagen22) 
ergeben sich dabei aus den notwendigen Entscheidungen, welche durch die Plan-
feststellung getroffen werden müssen. Zusammen mit der Frage, ob das Vorhaben 
zur Ausführung zugelassen wird, geht es im wesentlichen darum, 
"in welcher Gestaltung der Plan für das Vorhaben ausgeführt werden darf; 
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welche Folgemaßnahmen an anderen Anlagen in diesem Zusammenhang er-
forderlich und zulässig sind; 
welche Grundstücke hierfür benötigt werden; 
welche Maßnahmen zum Schutz der Allgmeinheit oder zur Wahrung privater 
Rechte gegen nachteilige Wirkungen des Vorhabens erforderlich sind; 
ob und welche öffentlich-rechtlichen Beziehungen zwischen den Vorhabensträ-
gern und den vom Vorhaben Betroffenen rechtsgestaltend geregelt werden 
müssen" (Kodal/Krämer 1985, S. 873). 
Ermöglicht werden muß also, "den Anlaß und alle voraussehbaren Auswirkungen 
des Vorhabens aufdas öffentliche Wohl und aufprivate Belange, insbesondere auf 
fremde Anlagen, und damit auch auf den Kreis der Betroffenen, sowie die vom 
Vorhabensträger in Aussicht genommenen Maßnahmen zum Ausgleich störender 
Einwirkungen ausreichend erkennen zu können" (ebd., S. 1006 {.).Insbesondere 
gilt diese Informationsfunktion im Blick auf die vom Vorhaben Betroffenen. Dem-
zufolge kommen dem Bauwerksverzeichnis und dem Grunderwerbsplan große Be-
deutung zu. 
Mit der Planaufstellung sind die Vorbereitungen für das Planfeststellungsverfah-
ren (mit dem Ziel der Planfeststellung) abgeschlossen. 
b) Planfeststellungsverfahren (verbindliche überörtliche Straßenplanung) 
Ziel des Verfahrens (s.a. Kapitel III) ist die Planfeststellung als förmlicher Be-
schluß, wodurch die Zulässigkeit des Straßenbauvorhabens im Hinblick auf alle 
von ihm berührten öffentlichen Belange festgestellt wird sowie alle öffentlich-
rechtlichen Beziehungen zwischen dem Träger der Straßenbaulast und den durch 
den Plan Betroffenen rechtsgestaltend geregelt werden. Die Planfeststellung ist 
eine einheitliche Sachentscheidung, in der alle in Betracht kommenden Belange 
gewürdigt und abgewogen werden. 
Durch die Zuleitung des Plans an die Anhörungsbehörde bzw. die beteiligten Stel-
len wird das Anhörungsverfahren in Gang gesetzt. Die Anhörung bezieht sich auf 
das gesamte Vorhaben in der durch den Plan dargestellten Form. 
Das Verfahren umfaßt im einzelnen: 
Öffentliche Auslegung der Plan unterlagen; 
Einholung von Stellungnahmen beteiligter Behörden und Stellen, der Kreise 
und Gemeinden; 
Unterrichtung privater Betroffener (i. d.R. durch Planoffenlegung); 
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Entgegennahme von Einwendungen bzw. Stellungnahmen; 
Erörterung in mündlicher Verhandlung und 
Bekanntmachung des Ergebnisses (Zustellung, Auslegung). 
Im Anhörungsverfahren ist also erstmals das gesamte Vorhaben (und später das 
Ergebnis) verpflichtend transparent zu machen (Plane ffenlegung), die Möglich-
keit von Einwendungen und Stellungnahmen sowie deren Erörterung einzuräu-
men. Erst das UVP-Gesetz hat nunmehr die Möglichkeit geschaffen, diesen Zeit-
punkt nach vorne zu verlegen - in das Linienbestimmungsverfahren. 
Nach dem Anhörungsverfahren stellt die Planfeststellungsbehörde den Plan fest. 
Sie entscheidet dabei unter anderem auch über Einwendungen, über die im Anhö-
rungsverfahren eine vorläufige oder keine Einigung erzielt worden ist. Nach der 
letzten Änderung regelt das FStrG, daß die Weisung des BMV dann einzuholen 
sei, wenn zwischen Planfeststellungsbehörde und einer Bundesbehörde Mei-
nungsverschiedenheiten bestehen ( § 17. Abs. 5 FStrG n. F.) 
Für die Beteiligung der Öffentlichkeit sind die folgenden Aspekte des Anhörungs-
verfahrens von Bedeutung. 
~ Planoffenlegung 
Durch die Offenlegung werden die vom Vorhaben Betroffenen und die Öffentlich-
keit allgemein über das Vorhaben informiert. Damit wird überhaupt erst die Vor-
aussetzung für eine "Beteiligung" geschaffen, insbesondere für die Gewährung 
rechtlichen Gehörs. Zugleich ist die Planoffenlegung Grundlage für die Verbesse-
rung der Informationslage der Behörde- erfüllt also eine: "doppelte Funktion" (Ko-
dal/Krämer 1985, S. 1012)! Während§ 18 Abs. 3 a.F. (ebenso§ 73 Abs. 3 VwVfG) 
lediglich davon sprach, daß der Plan auszulegen sei, sind die Verwaltungsvor-
schriften entsprechend konsequent: Während der öffentlichen Auslegung kann 
"jedermann", der interessiert ist- ohne Begründungszwang - den Plan einsehen 
(PlafeR Abs. 15). 
"Akteneinsicht" andererseits ist nur "nach pflichtgemäßem Ermessen" zu ge-
währleisten (§ 72 Abs. 1 VwVfG). Diese Begrenzung des Informationsanspruchs 
wird u.a. damit gerechtfertigt, daß aufgrund der Planauslegung "umfassende In-
formation gewährleistet" sei. Auf dieser Grundlage sei dann das Erheben von Ein-
wendungen in mündlicher Verhandlung die Einforderung zusätzlicher Informa-
tionen möglich. Dadurch seien bessere Informationen zu erlangen" als durch bloße 
- 30-
Akteneinsicht möglich wäre" (Fickert 1978, S. 295. Zur Akteneinsicht s.a. Schwab 
1989). 
Eine besondere Stellung kommt den anerkannten Naturschutzverbänden zu. Ih-
nen ist dann Gelegenheit zur Einsicht in einschlägige Gutachten und zur Äuße-
rung zu geben, wenn das Vorhaben in Natur und Landschaft eingreift(§ 29 Abs.1 
Nr. 4 in V.m. Abs. 2{. und § 8 BNatSchG. Vgl. a. Kodal/Krämer 1985, S. 963, 
Fickert 1978, S. 217 f.). Die Planfestellungsrichtlinien des Bundes (Nr. 13 Abs. 3) 
sehen vor (und das bekräftigt z.T. die Rechtssprechung), daß die Anhörungsbehör-
de die entsprechenden Verbände von der Offenlegung der Pläne unterrichtet. 
e Einwendungen und Stellungnahmen 
Durch das Anhörungsverfahren soll (privaten) Beteiligten und Betroffenen die 
Möglichkeit gegeben werden, sich zu äußern. Dabei ist der Kreis derjenigen, die 
sich äußern können, ebenso weit gefaßt wie der Inhalt dieser Äußerung. Es kann 
sich zum einen "jeder" zum Vorhaben äußern, dessen Belange berührt sind, oder 
"der sich in seinen Belangen berührt fühlt" (s. "Beteiligte, Betroffene -ein Exkurs", 
S. 32 ff.). Ermöglicht werden dadurch neben dem Vorbringen von Einwendungen 
auch Anregungen und Vorschläge, wobei sich der Planfeststellungsbeschluß auf 
die "Einwendungen" von in ihren Interessen Betroffenen im engeren Sinn be-
schränkt(§ 18 Abs. 6 FStrG a.F. und§ 73 Abs. 6 VwVfG sprechen von Betroffenen 
und solchen, dieEinwendungen erheben. Letztere können, müssen aber nicht in 
ihren Rechten Betroffene, d.h. auch Klagebefugte sein (Blümel1982, S. 52)). Zum 
anderen sind auch die Inhalte der Einwendungen und Stellungnahmen nicht be-
grenzt. Sie können sich (als Kritik, Anregungen, Vorschläge) auf formale und 
technische Aspekte des Vorhabens ebenso beziehen wie auf das breite Spektrum 
möglicher Auswirkungen. 
Wie schon zuvor bei der Planoffenlegung, dient also die Möglichkeit, Einwendun-
gen und Stellungnahmen vorzubringen, nicht nur dem Schutz individueller Rech-
te von Betroffenen, sondern hat zugleich eine Informationsfunktion für die Behör-
de und bietet die Möglichkeit des Einbezugs von Bürgern in politisch-administra-
tiven Entscheidungsprozesse. 
Einwendungen konnten nach den mittlerweile aufgehobenen Bestimmungen des 
FStrG bis zu zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist vorgebracht werden 
(§ 18 Abs. 6 FStrG a.F.; § 73 Abs. 4 VwVfG), wobei die Fristsetzung keine materi-
elle Präklusion darstellte, aber als formelle Präklusion wirken konnte. 
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• Erörterungstermin als mündliche Verhandlung 
Der Erörterungstermin ist grundsätzlich nicht-öffentli,:h. Unter Leitung der An-
hörungsbehörde wird der Plan mit dem Vorhabensträger, den beteiligten Behör-
den, den "Betroffenen" sowie denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, erör-
tert. Gegenstand der Verhandlung waren laut FStrG aJi'. die eingegangenen Ein~ 
wendungenund die Stellungnahme der Behörden. Es konnten auch verspätet ein-
gegangene und erstmals im Erörterungstermin vorgebrachte Einwendungen erör-
tert werden (§ 18 Abs. 6 FStrG a.F.; § 73 Abs. 6 VwVfG). Die Planfeststellungs-
richtlinien sprechen davon, daß "Einwendungen und Stellungnahmen mit Betei-
ligten und Betroffenen (zu) besprechen" sind (PlafeR, Ahs.17 ff.). 
Zur Verhandlung lädt die Anhörungsbehörde die Straßenbaubehörde als Vertre-
terin des Vorhabensträgers, die beteiligten Behörden, die Betroffenen und Ein-
wender schriftlich, sofern der Termin nicht bereits in der Bekanntmachung über 
die öffentliche Auslegung bestimmt worden war23), Da der Personenkreis sehr 
groß sein kann, beschränkte das FStrG in der alten Fassung und beschränkt das 
VwVfG die individuelle Einladung aufVorhabensträger, Behörden und Einwen-
der. Für die Benachrichtigung der übrigen Betroffenen gilt eine ortsübliche Be-
kanntmachung mindestens eine Woche vor dem Termin als ausreichend (Ko-
dal/Krämer 1985, S. 1017). Bei mehr als 300 Benachrichtigungen können diese 
durch öffentliche Bekanntmachung im amtlichen Verkündungsblatt und in der 
örtlichen Presse ersetzt werden (§ 18 Abs. 5 Nr. 4 und § 18 Abs. 6 FStrG a.F. 
i.V.m. § 73 Abs. 6 VwVfG). 
• Zustellung, Auslegung 
Eine weitere informatorische Funktion des Anhörungsverfahrens wird durch die 
Bekanntmachung des Ergebnisses gewährleistet: Laut f: 18a Abs. 4 FStrG a.F.war 
der Planfeststellungsbeschluß den "Beteiligten, über deren Einwendungen ent-
schieden wird, mit Rechtsbehelfbelehrung zuzustellen". Der Beschluß war ferner 
zur Einsicht auszulegen, Ort und Zeit der Offenlegung ortsüblich bekanntzuma-
chen. Einschlägig hinsichtlich der Bekanntmachung und der Zustellung des Flan-
festellungsbeschlusses istjetzt § 74 VwVfG. 
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• Beteiligte, Betroffene -ein Exkurs 
Wer darf sich am Anhörungsverfahren beteiligen? Wer kann Einwendungen erhe-
ben, wer darf an der Erörterung des Vorhabens teilnehmen, wer ist "Betroffener"? 
Die einschlägigen Passagen des FStrG definierten, daß "jeder, dessen Belange 
(vom Vorhaben) berührt werden", Einwendungen erheben kann(§ 18 Abs. 4 
FStrG a.F.). Diese Personen sind zugleich befugt, an der Erörterung teilzuneh-
men - und werden dadurch zu "Beteiligten". Die Bestimmungen des VwVfG 
hierzu sind identisch. Aus Kommentaren zum VwVfG kann man entnehmen, 
daß "Belange" Rechte, rechtlich geschützte Interessen oder "sonstige" (Belan-
ge) sind. Immer aber sollten es "eigene" Belange sein. 
In § 18 Abs. 6 FStrG a.F. wurde der Begriff der "Betroffenen" eingeführt- nicht 
aber näher definiert. Danach erfolgt die Erörterung außer mit den Einwendern 
auch mit den Betroffenen. Gleiches sieht auch das VwVfG vor. Sachlich ist 
der Begriff des "Betroffenen" enger (Kopp 1986, S. 1 092). 
Die gesetzlichen Bestimmungen definieren (bzw. definierten) also zwei Gruppen 
von "Beteiligten": Zum einen Einwender, zum anderen Betroffene. Während er-
steren dieser Status nur bei berührten (eigenen) Belangen zugesprochen wird, ist 
bei letzteren von einer Charakterisierung durch eigene Belange oder subjektive 
Rechte abgesehen- wohl weil das als selbstverständlich vorausgesetzt wird. Ihnen 
wird aber offensichtlich die Teilnahme an der Erörterung (zusammen mit den 
Einwendern) zugestanden. 
Die Verwaltungsrichtlinien deuten die obigen Bestimmungen im Sinne einer "Öff-
nung" des Verfahrens. Zum einen ist ein wendungsberechtigt jeder, der sich be-
troffen "fühlt". Dazu, so darf man vermuten, muß man nicht zwingend oder fak-
tisch in seinen eigenen Rechten oder rechtlich geschützten Interessen berührt 
sein. Zum anderen sind Gegenstand der Erörterung nicht nur Einwendungen, 
sondern auch "Stellungnahmen" - und solche - so interpretieren Kodal/Krämer -
darf jedermann abgeben (1985, S. 1015). 
Sieht man beide Regelungsebenen zusammen und bezieht die Praxis der Beteili-
gung mit ein, wird man im straßenrechtlichen Planungsverfahren zwar nicht von 
einer Jedermann-Beteiligung, aber doch von einer Öffnung des Verfahrens über 
den Kreis individueller Rechtsbetroffener hinau§. sprechen können. 
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Unterscheidet man zwischen Rechtsbetroffenen-, Interessenten- und Popularbe-
teiligung, so ist die Beteiligung bei Straßenbauvorhaben aufjeden Fall mehr als 
bloße Rechtsbetroffenenbeteiligung. Sie ist aber eigentlich auch mehr als eine In-
teressentenbeteiligung. Der Schlüssel zu einer weiteren Öffnung hin zum Popu-
larverfahren liegt im Begriff des "Belangs". Darunter fallen auch "sonstige Inter-
essen" (wirtschaftlich, gesellschaftlich, ideell)- also gewissermaßen 'jegliches' In-
teresse. Dadurch ist es nur noch sehr bedingt möglich, eine exakte Abgrenzung 
zur Jedermann-Beteiligung vorzunehmen. Die Beteiligung hat sich also "den 
Popularverfahren geöffnet" (Löwer 1981, S. 335; s.a. Steinberg 1982, S. 625). 
Weiter gefestigt wird eine solche Einschätzung dadurch, daß das Bundesverwal-
tungsgericht bei Planfeststellungsverfahren das Recht auf Einwendungen nicht 
nur in ihren Rechten betroffenen Bürgern zuerkennt, sondern "schlechthin jeder-
mann, dessen wirtschaftliche, gesellschaftliche, ideelle oder sonstige Interessen 
berührt sind". Dadurch wird zwar "die klare Abgrenzung, wie sie in § 13 Abs. 4 
VwVfG und zu entsprechenden Vorschriften vorgesehen ist, im Planfeststellungs-
verfahren weitgehend aufgegeben" (Kopp 1978, S. 398 m.w.N.). Aber: Dem Cha-
rakter von Infrastrukturprojekten mit ihren z.T. erheblichen Risikoprofilen und 
ihrer spezifischen Eingriffsintensität bzgl. Räumen, Natur, Lebens- und Arbeits-
welt von Menschen ist die Intensivierung der Öffentlichkeitsdimension politisch 
und gesellschaftlich durchaus angemessen24) und ein hübsches Exempel für "re-
flexives Recht" (Teubner 1982). 
Auch aus der Sicht der Verwaltung (bzw. bezüglich der Funktion der Öffentlich-
keitsbeteiligung für das administrative System) ist dies durchaus sinnvoll. Ihre 
Informationslage wird (potentiell) besser, wenn über den engen Zirkel von Rechts-
betroffenen hinaus Äußerungen zum Vorhaben auch von anderen Betroffenen er-
folgen können, Letztlich ist auch zu bedenken, daß die Beantwortung der Frage, 
wer nun wirklich "in seinen Belangen berührt ist", nicht bereits von vornherein 
feststeht oder offenkundig sein muß. Dies kann genaugenommen erst im Erörte-
rungstermin geprüft und letztlich mit Abschluß des Verfahrens entschieden wer-
den. Verwaltungspraktisch scheint es also funktional, einen größeren Kreis als 
nur Ein wendungsberechtigte als am Verfahren Teilnehmende ins Auge zu fassen. 
Von dieser Tendenz zur Erweiterung des Kreises der Einwender/Betroffenen nicht 
berührt ist der Umstand der Klageberechtigung (und zuvor der Pflicht der Ver-
waltung, sich nur mit Einwendungen im engeren Sinne im Beschluß auseinander-
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zusetzen): Voraussetzung ist und bleibt die Verletzung in eigenen Rechten oder 
rechtlich geschützten Interessen. 
3. Die Bürgerbeteiligung: Zusammenfassung und erste Einschätzung 
Modi und Qualität der Öffentlichkeitsbeteiligung innerhalb des Planfeststel-
lungsverfahrens können abschließend anhand dreier Aspekte charakterisiert 
werden: Publizität, Möglichkeit von Einwendungen und Stellungnahmen durch 
Private und die mündliche Erörterung des Plans sowie der Einwände und Stel-
lungnahmen. 
Publizität ist durch die Planoffenlegung bzw. die Benachrichtigung von Betrof-
fenen zu Beginn des Anhörungsverfahrens gewährleistet, ferner durch Be-
kanntmachung des Beschlusses bzw. durch die Zusendung an die Einwender, 
über deren Einwände entschieden wurde. In dieser Hinsicht ist "Öffentlich-
keit'' ohne Einschränkungen angesprochen. 
Auf der Ebene von Einwendungen und Stellungnahmen ist ein tendenziell 
kleinerer Kreis als "die" Öffentlichkeit beteiligt (s. aber: Beteiligte, Betroffene 
-ein Exkurs, S. 32 ff.). Hier ist aber- anders als bei der informierenden Einbe-
ziehung des Publikums - die Möglichkeit der Beeinflussung des Entschei-
dungsprozesses gegeben (nicht aber der Mitentscheidung). Die Verfahrensge-
staltung soll deshalb auch nicht nur an den Interessen der Verwaltung, nicht 
nur am Ziel der möglichst reibungslosen Durchführung25l des beabsichtigten 
Vorhabens orientiert sein. Dem Bürger darf- so das Bundesverfassungsgericht 
in anderem Zusammenhang- nicht die bloße Kenntnisnahme der von der Ver-
waltung geschaffenen Tatsachen verbleiben; vielmehr ist die Eröffnung der 
Möglichkeit der Teilhabe für den Bürger an politisch administrativen Ent-
scheidungsprozessen notwendig und dem grundgesetzliehen Verständnis der 
Stellung des Bürgers im Staat angemessen (BVerfGE 45, S. 335, s.a. 53, S. 30 
ff.). 
Die Erörterung des Plans und der Einwände mit Beteiligten und Betroffenen 
schließlich macht die eigentliche Qualität bürgerschaftlicher Teilhabe aus. 
Dies allerdings nur, sofern Erörterung mehr ist als die bloße Abgabe von Stel-
lungnahmen, in denen letztlich bereits aktenkundige schriftliche Aussagen le-
diglich wiederholt werden. Einschlägige fernstraßenrechtliche Kommentare 
heben häufig die Anforderung, die Erörterung als Diskurs auszugestalten (zu-
mindest aber mehr als eine bloße Anhörung durchzuführen), hervor. Nach 
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Fickert soll das Vorbringen der Einwender nicht nur festgehalten ("protokol-
liert"), sondern es soll "das Für und Wider mit ihnen sachlich und ohne Zeit-
druck erörtert (Hervorhebung durch mich, T.P.) werden" (Fickert 1978, S. 328). 
Dies ("Erörterung") "bedeutet, daß Stellungnahmen und Einwendungen 
mündlich vorgetragen und Argumente ausgetauscht werden können" (ebd.). 
Ähnlich spricht Hoppe vom mündlichen "Vortrag" und anschließender Aus-
sprache (Hoppe 1980, S. 413), während der Kommentar von Hoppe/Schlar-
mann ergänzend darauf verweist, daß die Beteiligten die Möglichkeit haben 
müssen, "sich an den wesentlichen Punkten des Plans in tatsächlicher und 
rechtlicher Hinsicht zu äußern" (Hoppe/Schlarmann 1981, S. 48). 
Auch durch die Rechtssprechung ist die Bedeutung des diskursiven Charak-
ters einer Erörterung betont worden. Gibt das Verfahren dem Einwender nicht 
die Möglichkeit, seine "vorgebrachten Einwendungen gegen das Vorhaben an-
hand von Gegenvorbringen zu überprüfen, zu modifizieren oder auch fallen zu 
lassen", dann ist ihm "ein wesentlicher Teil des (vogezogenen) Rechtsschutzes 
vorenthalten worden, den ihm sein Beteiligungsrecht sichern sollte" 
(BVerwGE 75, S. 291). Anders als die Einwegkommunikation der Anhörung 
zielt die Erörterung auf "Entscheidungsvorbreitung im Verfahren des Diskur-
ses; dies bewirkt vermehrte Anforderungen an die Entscheidungsbegründung 
und zielt insoweit auf Legitimation" (v.Mutius 1982, S. 2151 im Rückgriff auf 
Luhmann). In diesem Sinn spricht auch das Bundesverfassungsgericht (bezo-
gen auf das atomrechtliche Anhörungsverfahren) von einem "Prozeß der Kom-
munikation" zwischen Behörde und Beteiligten, der anzustreben sei, um eine 
"sachgemäße Berücksichtigung aller maßgeblichen Gesichtspunkte sicherzu-
stellen" (BVerfGE 53, S. 77, s.a. S. 80). Erst das Gespräch der Verwaltung mit 
dem Bürger (BVerfGE 45, S. 335)über mit dem Vorhaben verbundene Auswir-
kungen auf private und öffentliche Belange, deren Erörterung also, erweitert 
Publizität und formale Beteiligung (durch bloß 'anzuhörende' Einwendungen) 
durch die Dimension öffentlicher Begründung. Dies gilt beiderseitig: Ist die 
Verwaltung gehalten, die Erforderlichkeit des Vorhabens zu begründen und 
hat sie der Pflicht, abzuwägen, zu genügen, gilt für die teilnehmenden Bürger 
die Notwendigkeit, plausibel und substantiiert ihre Einwände vorzutragen. 
Beide Seiten können so zu einem Modus der Entscheidung im Sinne einer "Ge-
mein wohlkonkretion" (Schmitt Glaeser 1984) bei tragen. 
Der Blick auf die Rahmenbedingungen und den Planungsablauf in den vorange-
gangenen Kapiteln zeigt, daß die rechtlich institutionalisierte, unmittelbare und 
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umfassende Bürgerbeteiligung bei Fernstraßenbauvorhaben auf einen spezifi-
schen- und zwar zeitlich nachgeordneten-Abschnitt des Planungs- und Entschei-
dungsprozesses konzentriert ist (vgl. v. Mutius 1980, S. 279 ff.): 
8 Öffentlichkeit ist im Gesetzgebungsverfahren bei der überörtlichen Rahmen-
planung nur repräsentativ vermittelt gegeben. "Publizität" ist hierbei nur 
dürftig ausgebildet. 
8 Öffentlichkeit ist indirekt über die Träger öffentlicher Belange innerhalb der 
vorbereitenden überörtlichen Straßenplanung und über Gemeinden und Krei-
se bei der Festlegung von Planungsgebieten beteiligt. 
• Im Verfahren nach § 16 FStrG sind die Behörden zwar gehalten, "gewichtige 
private Belange" zu berücksichtigen. Die Identifikation und Würdigung dieser 
Belange bleibt aber ein exklusiver hoheitlicher Akt bar jeglicher verbindlich 
vorgeschriebener Kooperation mit dem Bürger. Das kürzlich erlassene UVP-
Gesetz hat diese Situation nun etwas modifziert. Es schreibt eine Öffentlich-
keitsunterrichtungund eine Öffentlichkeitsbeteiligung bereits bei der Linien-
bestimmung vor. Allerdings wird die Möglichkeit zur Äußerung aufumweltre-
levante Gesichtspunkte des Vorhabens begrenzt, die Äußerungen werden 
nicht erörtert und es werden keine Rechtsansprüche begründet(§§ 9 und 15 
UVPG). 
• Bei der Vorbereitung der Planunterlagen wird durch die Planfeststellungs-
richtlinien die Ermittlung der privaten Betroffenen vorgeschrieben. Auch ist 
vorgesehen, die Grundstückeigentümer zu hören, deren Grundbesitz nachtei-
lig berührt wird. 
• Erst bei Beginn der verbindlichen überörtlichen Planung setzt Bürgerbeteili-
gung- über das Anhörungsverfahren - insbesondere durch den Erörterungster-
min ein. Jeder, dessen Belange berührt werden, kann sich zur Planung äußern; 
Stellungnahmen anderer "Beteiligter" sind möglich. Der Erörterungstermin 
ist dem Grundsatz nach nicht öffentlich, Beteiligung also auf die Teilnehmer 
am Verfahren (Einwender und Betroffene) begrenzt. Erst hier hat der Bürger 
die Möglichkeit, direkt- und nicht aggregiert- seine Meinung und Interessen 
einzubringen. Publizität ist durch das Offenlegungsverfahren gewährleistet. 
• Danach, im Beschluß"verfahren", ist eine bürgerschaftliehe Partizipation 
nicht mehr vorgesehen- Publizität aber durch die öffentliche Bekanntgabe des 
Beschlusses verwirklicht. Um mit Hufen zu sprechen: Das Verfahren "ver-
schwindet nach Sachaufklärung und Anhörung in den Binnenbereich der Ver-
waltung und kommt erst mit Bekanntgabe des Verwaltungsaktes wieder an 
die Oberfläche" (Hufen 1986, S. 188). 
Wie zu sehen ist, findet eine Beteiligung der Öffentlichkeit bei der politischen Wil-
lensbildung bezüglich eines Fernstraßenprojektes nicht statt. Bei der - wie man 
euphemistisch zu formulieren pflegt- "vorbereitenden" Straßenplanung gibt es im 
'handfesten' Sinn des Wortes ebenfalls keine Beteiligung- durchaus aber Informa-
tion der Öffentlichkeit (und spezifisch Betroffenen) und Diskussions- und Korn-
-37-
munikationsmöglichkeiten für die Öffentlichkeit (mit dem Vorhabensträger). Im 
Grunde aber wird am Verständnis dieses Abschnitts als "V erwal tungsin tern um" 
festgehalten. Durch die Vorschriften des UVPG zur Öffentlichkeitsbeteiligung se-
hen einige Kommentatoren diesen Charakter als gefährdet an (Kern 1989), ande-
re verweisen auf das restriktive Verständnis von Öffentlichkeitsbeteiligung im 
Gesetz (v. Mutius 1988). 
Erst im Planfeststellungsverfahren finden wir die direkte, aktive und gesetzlich 
vorgeschriebene Öffentlichkeitsbeteiligung im Kontext des "Anhörungsverfah-
rens". Hierin ist das gesamte Vorhaben (und später das Ergebnis) verpflichtend 
transparent zu machen (Planoffenlegung), die Möglichkeit von Einwendungen 
und Stellungnahmen sowie deren Erörterung einzuräumen. 
Eine- auch für unser Fallbeispiel relevante- Möglichkeit der (frühzeitigen) Betei-
ligung sei ergänzend vermerkt: 
• Hierfür bietet sich in Baden-Württemberg als einzigem Bundesland die Mög-
lichkeit des Bürgerentscheids auf kommunaler Ebene an. Die Gemeindeord-
nung des Landes (i.d.F.v. 12.2.80) bestimmt in § 21 die Modalitäten und 
Voraussetzungen dafür, daß der Bürger anstelle des gewählten Parlaments 
entscheiden kann: 
"Der Gemeinderat kann mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen al-
ler Mitglieder beschließen, daß eine wichtige Gemeindeangelegenheit der Ent-
scheidung der Bürger unterstellt wird (Bürgerentscheid). 
Wichtige Angelegenheiten sind: 
die Errichtung, wesentliche Erweiterung und Aufbebung einer öffentli-
chen Einrichtung, die der Gesamtheit der Einwohner zu dienen bestimmt 
ist(. .. ). 
Durch die Hauptsatzung kann bestimmt werden, was darüber hinaus als 
wichtige Gemeindeangelegenheit gilt." 
Ob§ 21 einen Entscheid der Bürger über eine Bundesfernstraße (als "wichtige Ge-
meindeangelegenheit") allerdings überhaupt zuläßt, ist umstritten (vgl. Seeger 
1988). Ein entsprechendes Votum wäre jedenfalls nur im Sinne einer Stellung-
nahme zu verstehen und nicht verbindlich für andere Gemeinden, Kreis, Land 
und Bund. Seine politische Wirkung allerdings wäre davon nicht berührt. 
Insgesamt wird erkennbar, daß das FStrG durch die Lokalisierung der Beteili-
gung im nachgeordneten Anhörungsverfahren den Bürgern "nur relativ beschei-
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dene Möglichkeiten zur Mitwirkung bei der Straßenplanung" zubilligt. Anders als 
im Bundesbaugesetz (mittlerweile abgelöst durch das Baugesetzbuch vom 
8.12.86) hat der Gesetzgeber im Bereich des Straßenbaus auf eine Fortbildung der 
Öffentlichkeitsbeteiligung im Fachplanungsgesetz verzichtet (Zinkahnl Fickert 
1979, s. 20). 
Er hat damit weder auf den Umstand einer veränderten politischen Kultur in der 
Bundesrepublik (Evers 1987, Linse 1989) noch auf den für ein akzeptanzwürdiges 
Beteiligungsverfahren kritischen Umstand reagiert: daß nämlich die "interessier-
te Öffentlichkeit und die möglicherweise Betroffenen von den Planungsabsichten 
regelmäßig erst nähere Kenntnis erhalten, wenn über das Ob der Planung, über 
die Auswahl zwischen sich anbietenden Trassen und damit über die Linienfüh-
rung nach§ 16 Abs.l FStrG bereits befunden worden ist" (Zinkahn/Fickert 1979, 
S. 20). Man wird aberangesichtsder einschlägigen neuen Regelungen im Raum-
ordungsgesetz und im UVP-Gesetz immerhin entsprechende Erweiterungen der 
Mitwirkungsrechte festhalten können. 
Diesen Aspekten versuchte die Exekutive schon recht frühzeitig Rechnung zu tra-
gen. Sie hatte Ende der 70er Jahre Konzepte und Maßnahmen insbesondere zur 
vorgezogenen Bürgerbeteiligung - also bereits im Verfahren der Linienbestim-
mung entwickelt (s. IV.5). Über eine Reihe von Initiativen des BMV (Behr!Fritz-
Vietta 1985, S. 143 {{.)setzte sich nach und nach das politische Leitbild der früh-
zeitigen Bürgerbeteiligung (Straßenbaubericht 1979, BT-Drs 8/4129, S. 17) auch 
in den Ländern durch. 
Entsprechend reagiert hat auch die Verwaltungspraxis. In vielen Bundesländern 
hat es sich eingebürgert, schon in der Phase der Linienbestimmung die Öffent-
lichkeit zumindest zu informieren, bevor die Trassenwahl erfolgt. Auch weiterge-
hende Strategien zu Öffentlichkeitsbeteiligungen werden praktiziert. Dabei wird 
nicht nur informiert, sondern es wird auch die Möglichkeit zur Äußerung gege-
ben, sowie versucht, diese Stellungnahme in den Entscheidungsprozeß einzuspei-
sen. 
Die untergesetzlichen Regelungen und die Verwaltungs- und Planungspraxis sig-
nalisieren somit einen höheren Grad an Offenheit für Bürgerbeteiligung als die 
gesetzlichen Vorschriften. Letztlich wird man abwarten müssen, wie sich durch 
das UVP-Gesetz die Praxis der Öffentlichkeitsbeteiligung verändern wird. 
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IV. Die Fall-"Geschichte". Verlaufund Hintergründe 
1. Die Geschichte des Bauabschnitts bis zum 1. Erörterungstermin 
Eine Verbindung für den Schnellverkehr "Von Bordeaux bis Istanbul" - dies war 
einmal die visionäre planerische Zielvorstellung, in die sich die Planung und die 
Geschichte der A 98/A 861 einfügen lassen. Unter nationalen und regionalen Ge-
sichtspunkten sollte die A 98 Teil einer überregionalen Verbindung von Frank-
reich in den Bodenseeraum und in Richtung München sein. Ein Blick auf die Kar-
te der Autobahnen zeigt ihre beabsichtigte Funktion als Ergänzung des südwest-
deutschen Autobahnnetzes und Querverbindung von der A 5 (im Westen) zur A 81 
(im Osten). Die A 861 als Querspange zur Schweiz bildet den Anschluß an das 
SchweizerN ationalstraßennetz. 
Man kann die Geschichte dieser Autobahn Ende der 50er Jahre beginnen lassen, 
als die Frage einer Entlastungsstraße am Hochrhein auf die Tagesordnung kam. 
Als Reaktion auf den "Wunsch" nach einer solchen Straße (1, S. 72) wurde mit den 
Planungen einer "Hochrheinschnellstraße" begonnen, die unter anderem auch Er-
satz für B 34 und B 316 als Träger des weiträumigen Verkehrs sein sollte. Die bis-
herige West-Ost Straßenverbindung zwischen Rhein und Schwarzwald, die Bun-
desstraßen B 316 und B 34, wurde zunehmend vom Verkehr belastet, durchquerte 
zahlreiche Ortschaften und enthielt so zahlreiche Unfallschwerpunkte. Aus der 
Sicht vieler Politiker und Vertreter der regionalen Wirtschaft war diese Ver-
kehrsader in absehbarer Zeit auch ungeeignet, die wirtschaftliche Einschließung 
der Region zu gewährleisten; viele Bürger der durch die Bundesstraße durch-
schnittenen Gemeinden kritisierten die steigende Immissionsbelastung und die 
wachsende Unfallgefahr. 
Im Verlauf der Diskussionen wurde aus der Schnellstraße eine Autobahn. Bei der 
Trassenwahl entschied man sich für eine Trasse im Rheintal unter Umgehung 
von Rheinfelden und legte planerisch- mit Zustimmung anderer Planungsträger-
diese "Südtrasse" fest. Das war 1970. 
Neun Jahre später war man von dieser Trasse wieder abgewichen: Das BMV be-
stimmte in einem Verfahren nach § 16 FStrG und mit Erlaß vom 4. Dezember 
1979 als neue Linienführung eine "Nordtrasse" (Dinkelberg-Randtrasse). Diebe-
teiligten Planungsträger stimmten zu, u.a. die Stadt Rheinfelden mit Gemeinde-
ratsbeschluß vom 2. November 1978 (I, 74). Damit waren die Weichen gestellt und 
der planerische und politische Rahmen gesetzt, innerhalb dessen das Autobahn-
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amt Stuttgart und die Neubauleitung Freiburg zunehmend konkretere Planungs-
schritte und die erforderlichen Abstimmungsprozesse mit beteiligten und betrof-
fenen Behörden und Privaten beginnen konnten, um dann schließlich das Plan-
feststellungsverfahren einzuleiten. 
Bevor es allerdings so weit war, wurde die Szene von einem nicht immer rational 
anmutenden administrativ-politischen Aushandlungsprozeß bestimmt. In dessen 
Zentrum standen das Land Baden-Württemberg, vertreten durch das Wirt-
schaftsministerium einerseits und den Vorhabensträger, das (damalige, mittler-
weile Landesamt für Straßenwesen genannte) Autobahnamt bzw. die Neubaulei-
tung im Regierungspräsidium Freiburg andererseits sowie die Stadt Rheinfelden, 
über deren Gebiet die festgelegte Trasse führen sollte. Bedeutsame Akteure im 
Hintergrund waren selbstverständlich auch das BMV und der Deutsche Bundes-
tag, sowie nicht zuletzt: die Öffentlichkeit. 
Blicken wir zunächst noch einmal zurück auf die Revision der ursprünglichen 
Trassenfestlegung und ihre Hintergründe. 
Als Entlastungstraße sollte die 1970 linienbestimmte neue Straße die bereits 
bestehenden nutzen und die Stadt Rheinfelden in Tieflage umgehen. Planerisch 
problematisch waren bei dieser (Süd-)Trasse die Tatsache von Lärm- und Abgas-
immissionen in Wohngebieten sowie die Beeinträchtigung der Wasserschutzge-
biete von Rheinfelden. 
Im Juli 1973 wurde das Autobahnamt initiativ und legte- wie es in der Presse 
hieß- zur Überraschung aller anderen Beteiligten eine gegenüber der bisherigen 
Planung entscheidend veränderte Variante vor: die Dinkelberg-Randtrasse. Diese 
Nordtrasse würde die Nachteile der Südtrasse zwar vermeiden. Andererseits wür-
de sie - entlang des Bergrandes geführt- erheblich in Natur, Landschaft, Wald 
und Bodengestalt eingreifen und große Waldflächen irreversibel vernichten. 
Sehr vereinfacht gesagt, repräsentierte die Süd- oder Taltrasse eher einen Abwä-
gungsentscheid zugunsten der Belange der Natur, die Nord- oder Bergtrasse eher 
eine Entscheidung zugunsten der Belange des Wohnens. 
Die Beteiligten und Betroffenen (und manchmal wohl auch der Vorhabensträger 
selbst) schienen sich zunächst nur zögernd dem neuen Konzept anzunähern. Wi-
dersprüchliches war dabei immer zu hören. Zum einen nahm der Vorhabensträger 
von einer bereits abgeschlossenen und mit guten Gründen vertretenen Konzep-
tion Abschied und propagierte eine Lösung, die er schon einmal (mit guten Grün-
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den) abgelehnt hatte. Zum anderen hielt der zuständige Wirschaftsminister Eber-
le noch 1974 an der Notwendigkeit der Taltrasse fest (gegen die "ins Gespräch ge-
brachte" Bergtrasse) und schwenkte erst später auf die neue Linie ein. Aus dem 
Regierungspräsidium war noch im September 1977 zu vernehmen, die Taltrasse 
sei für Rheinfelden "günstiger", eine Ansicht, die sich der Oberbürgermeister von 
Rheinfelden nach langem (taktischen?) Zögern erst im März 1978 zu eigen mach-
te. 
Dies geschah dann im übrigen zu einem Zeitpunkt, als sich die (Alt-)Parteien im 
Rheinfeldeuer Rathaus bereits darauf zu einigen begannen, daß die Berg- bzw. 
Nordtrasse ein "akzeptabler Kompromiß" sei. 
Aus der Sicht des Autobahnamtes war- so jedenfalls die offzieHen Verlautbarun-
gen - der Konzeptwandel eine angemessene und vernünftige Reaktion auf verän-
derte Rahmenbedingungen. Man ging mit einer entsprechenden Argumentation 
an die Öffentlichkeit, die zwei Aspekte als Rechtfertigung für die planerische 
Wende betonte: finanzielle Zwänge und die (gewandelte) Einstellung der Bevölke-
rung zum Umweltschutz. 
• "Als im Sommer 1975 der Wille der Bundesregierung zu Einsparungen im 
Fernstraßenbau zusammen mit der Neubewertung der Dringlichkeit bekannt 
wurde, war klar, daß die Hochrheinautobahn nur dann eine Chance aufVer-
wirklichung in absehbarer Zeit hat, wenn die Baukosten nach Möglichkeit nie-
drig gehalten werden können." (Badische Zeitung vom 18. Januar 1977) 
• "DieN ordtrasse wurde vom Autobahnamt als Reaktion auf die Einstellung der 
Bevölkerung gegenüber dem Straßenbau im Hinblick auf die Umweltfreund-
lichkeit geplant." (Badische Zeitung vom 6. August 1978) 
Daß diese Planungsentscheidung keinesfalls eine reine "Sachentscheidung" nach 
ausschließlich fachlich-planerischen Gesichtspunkten, sondern auch durch politi-
sche Opportunitätsüberlegungen, Stimmungsschwankungen in der Öffentlichkeit 
und administrativ-taktische Kalküle bestimmt war, wird wohl schon hier deut-
lich. Eine Vermischung von Sach- und Fachaspekten mit politischer Opportuni-
tät, Verwaltungslogik und- in der Folge zunehmend- gesellschaftlichen Werten 
und Interessen: diese Gemengelage wird jedenfalls den gesamten Entwicklungs-
gang des Vorhabens charakterisieren und den Planungsprozeß mitgestalten. 
Der weitere Verlauf des Projekts ist zunächst durch eine Erweiterung des Kreises 
der beteiligten Akteure gekennzeichnet. Bereits im unmittelbaren Vorfeld einer 
positiven Kabinettsentscheidung zur Bergtrasse melden sich der Schwarzwald-
verein (SV) und die Aktionsgemeinschaft Natur und Umweltschutz (ANU) mit 
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Kritik und Ablehnung zu Wort, im Juni 1978 kommt es zur Gründung einer Bür-
gerinitiative gegen die Dinkelberg-Autobahn. Auf örtlicher Ebene finden Bürger-
versammlungen statt - und spätestens jetzt ist es klar, daß die bisher vor dem 
Publikum der Bürgerschaft (teilweise auch vor den politischen Gremien) verbor-
genen Planungen und Entscheidungen in ihren Konsequenzen zur (öffentlichen) 
Debatte gestellt werden müssen. Die Zeit der Arkanpraxis ist vorbei. 
Das ist den Politikern durchaus klar. Bürgerversammlungen, Informationsge-
spräche- und Veranstaltungen, Maßnahmen, um- in der Formulierung des Rhein-
feldener Ober-Bürgermeisters King - "die Bevölkerung in den Planungsprozeß 
miteinzubeziehen", kommen zustande. Bei vielen dieser Veranstaltungen sind 
Vertreter der Neubauleitung zugegen. Die politischen Gremien der Gemeinde(n) 
und des Kreises diskutieren den Fall. Nach heftigen Auseinandersetzungen insbe-
sondere zwischen der "Stadt" Rheinfelden und einzelnen Ortsteilen (und deren 
Repräsentanten) votiert der Gemeinderat für die N ordtrasse. Wie auch immer der 
Einfluß der hier stattfindenden frühzeitigen Bürgerbeteiligung und die Bedeut-
samkeit der Meinungsbildung auf kommunaler Ebene einzuschätzen ist: Späte-
stens mit der Entscheidung des Landeskabinetts für die Nordtrasse im März 1978 
ist der politische Aushandlungs-Prozeß in einer ersten Etappe abgeschlossen und 
das Lager der Befürworter weitgehend formiert. Der BMV entscheidet sich defini-
tiv Anfang Dezember 1979 für die Führung der Trasse über den Dinkelberg. Wäh-
rend die konkreten Entwurfs- und Planungsarbeiten beginnen, diskutiert die Öf-
fentlichkeit weiter- nun auf dem Hintergrund einer kaum noch zu revidierenden 
Vorentscheidung. 
Im März 1980 steht dann das Projekt einer "Aktion Bürgerentscheid" im Raum. 
Allerdings: Nicht die Trasse als solche, sondern der östliche Zubringer soll Gegen-
stand sein. Und: Vom Zubringer ist- neben der Natur- primär der Ortsteil Min-
seln betroffen. Die Diskussion um den Zubringer Ost zeigt eine weitere Konstella-
tion unterschiedlicher Interessen und ungleichgewichtiger Folgelasten: Die Stadt 
Rheinfelden hat ihre Zusage zur Randtrasse verbunden mit der Forderung nach 
zwei Zubringern, um eine Entlastung vom Durchgangsverkehr auch optimal zu 
erreichen. Der beabsichtigten Entlastung der Stadt Rheinfelden und des Ortsteils 
Nollingen steht eine in Kauf genommene Belastung der Bevölkerung in Minseln 
gegenüber. 
Während die potentiellen "Gewinner" bei diesem Straßenprojekt (noch) stumm 
bleiben, formieren sich die vermutlichen "Verlierer" bei einer Entscheidung für 
die Bergtrasse (z.B. die Bürger in den Ortschaften 'auf dem Berg'). Letztere koalie-
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renmit Gruppierungen, die auch aus allgemeinen Erwägungen heraus gegen die 
A 98 eingestellt sind. 
Angesichts des sich artikulierenden Bürger(un)willens ventiliert man den Gedan-
ken, den Bürger (mit)entscheiden zu lassen. Es gründet sich eine Bürgerinitiati-
ve, deren Ziel es ist, den Gemeinderat zu bewegen, die rechtlichen Voraussetzun-
gen für einen Bürgerentscheid zu schaffen ("Aktion Bürgerentscheid Zubringer 
Karsau-Minseln"). Diese Initiative wird unterstützt von der CDU-Fraktion und 
den "Grünen", die einen entsprechenden Änderungsantrag zur Hauptsatzung 
stellen, um den Zubringer zu einer "wichtigen Gemeindeangelegenheit" zu ma-
chen. 
Der Gemeinderat votiert für die entsprechende Änderung der Hauptsatzung: 
"Freie Fahrt dem Bürgerentscheid" - so leitartikelt die Badische Zeitung vom 
24.5.1980 in ihrem Bericht. Nicht ganz unzutreffend kommentiert der Ortsvertre-
ter von Karsau, Ritschle, die wenig überzeugende Logik der Entdeckung des mün-
digen Bürgers: Er "müsse sich fragen, warum bei der Festlegung der Autobahn-
trasse niemand auf die Idee gekommen sei, diese zu einer wichtigen Angelegen-
heit zu machen" (Südkurier, Juni 1980). 
Im Hintergrund des auf örtlicher Ebene ablaufenden Disputes feilschen der Bund 
und das Land um Finanzmittel und Terminplanungen für den Ausbau der A 98 
bis Brennet (Wehr) und Säekingen nach Osten und damit auch um die Einord-
nung unseres Planungsabschnitts in eine bestimmte Dringlichkeitsstufe. 1979 
waren trotz gekürzter Straßenbaumittel Bund und Land noch weitgehend kon-
form: Der Abschnitt von Lörrach bis Brennet soll- vierspurig- so ausgebaut wer-
den, daß er bis 1985 in Rheinfelden angekommen ist, um dann bis 1990 nach und 
nach bis Bad Säekingen- ab Brennetin Dringlichkeitsstufe II- fortgeführt zu wer-
den. Im November 1981 sieht die Perspektive dann so aus, daß die Strecke Waid-
hof-Rheinfelden/Karsau in der Ausbaustufe I a (bis 1990) (teilweise aber nur eine 
Fahrbahn) und Teile der 2. Fahrbahn in Stufe I b (bis 2000!) vorgesehen sind -
zeitliche Vorstellungen, die von den Wünschen des Landes und mancher Kommu-
nen abweichen. 
Etwa drei Jahre nachdem ein Bürgerentscheid über den Zubringer zur Diskussion 
stand, ist nun, im September 1983, wiederum die Frage einer Entscheidung über 
den Planungsabschnitt der A98 durch den "Souverän" gestellt. Diese Möglichkeit 
wird debattiert, nachdem im Juni des Jahres das Planfeststellungsverfahren ein-
geleitet worden, im Zeitraum von Juni bis August (also: Ferienzeit) die Planausle-
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gung in Inzlingen und Rheinfelden erfolgt war und jetzt eine Entscheidung über 
die Stellungnahme der Stadt Rheinfelden zum Vorhaben im Planfeststellungsver-
fahren gefordert ist. Zwar wird die Idee eines Bürgerentscheids und die entspre-
chende verfahrensrechtliche Form aus der Mitte des Gemeinderates hervorge-
bracht, derselbe Gemeinderat entscheidet aber auch gegen seine eigene Idee: We-
gen Bedenken gegen ein "nicht-repräsentatives" Votum wird ein entsprechender 
Antrag zur Durchführung eines Bürgerentscheids abgelehnt. 
Nur konsequent ist deshalb das weitere Verhalten des Gemeinderats: Nach Bera-
tungen und nachdem die Ortschaftsräte ihre (in der Regel negativen) Stellung-
nahmen abgegeben haben, beschließt er im Januar seine Stellungnahme für die 
Dinkelberg-Randtrasse. Er tut dies, ohne die mittlerweile angesetzten und teil-
weise noch nicht durchgeführten Bürgerversammlungen und deren Meinungsbil-
dung abzuwarten. In der Diskussion war deutlich geworden, daß eine Mehrzahl 
der Gemeinderäte gegen ein weitere Verzögerung des Autobahnvorhabens ist. 
Nur eine Minderheit will die Meinungsbildung an der Basis abwarten, da eine 
vorzeitige Gemeinderatsentscheidung einen "Affront gegen den Bürger" darstelle. 
Immerhin aber vergibt die Stadt an die Beratungsfirma Beller-Consult ein Gut-
achten zur Überprüfung des Vorhabens und seiner Alternativen. Dieses kommt 
zum Ergebnis, daß die Bergtrasse den anderen Trassen vorzuziehen sei. Es bestä-
tigt damit die Entscheidung des Gemeinderates, was Kritiker veranlaßt, nach 
Prüfung der Expertise von einem Gefälligkeitsgutachten zu sprechen. Man mag 
diese Einschätzung für überzogen halten- richtig aber ist, daß dieses Gutachten 
keine Aussagen über eineAutobahnauf der Südtrasse enthält- streng genommen 
also gar keine Grundlage für eine Entscheidung zwischen Alternativen sein konn-
te. Wie dem auch sei- der Gemeinderat gibt ein nochmaliges, positives Votum für 
die Bergtrasse ab. 
Möglicherweise ist jetzt- wir befinden uns im Juli 1984 - der Zeitpunkt gekom-
men, wo der Entscheidungsprozeß bezüglich der Autobahn kaum noch umkehrbar 
ist- im Sinne der Möglichkeit von einschneidenden Planänderungen oder gar -al-
ternativen. Die Entscheidungssituation ist nicht mehr offen. Offen sindjetzt noch 
Modifikationen im Rahmen der festgestellten, von den Planungsträgern sanktio-
nierten und mit einer Vielzahl von behördlichen und privaten Beteiligten abge-
stimmten Linienführung. Hier allerdings ist noch Spielraum, was sich z.B. im 
Forderungskatalog der Stadt Rheinfelden für Anhörung und Planfeststellung nie-
derschlägt und in der weiteren Entwicklung deutlich wird. 
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Der Gang der Dinge ist ab jetzt stets orientiert an den Terminen und Ergebnissen 
I 
des Planfeststellungsverfahrens, das im Juni 1983 auf Antrag der Behörden ein-
geleitet worden ist und nun in seine entscheidende Phase tritt: 
Im November 1984 findet- an fünf Tagen - ein erster Erörterungstermin statt. 
Wegen notwendiger Planänderungen werden im Januar 1986 ein zweiter- eintä-
giger- Erörterungstermin sowie ein dritter im Januar 1987 durchgeführt. 
2. Zu den Erörterungsterminen 
Der erste Erörterungstermin erstreckte sich über fünf Tage. Nach der Vorstellung 
des Vorhabens ging es zunächst um die Gemeinschaftszollanlage, wobei alle betei-
ligten Verwaltungen gehört wurden. Dieser Teil des Erörterungstermins wird 
hier nicht näher behandelt. 
In der Folge wurden dann die Stellungnahmen, Anregungen und Einwendungen 
der miteinbezogenen Behörden und Stellen (vgl. Anhang 3) erörtert. Dabei wur-
den- am zweiten Tag- Kontroversen über Belange des Naturschutzes und erste 
Frontstellungen sichtbar. Während die Straßenbauverwaltung vortrug, die Ein-
griffe in die Natur seien durch eine Vielzahl von Maßnahmen "ausgeglichen", 
wurden von Seiten der Naturschutz- und Forstbehörden massive Zweifel angemel-
det und zusätzliche Forderungen erhoben. 
Im Hintergrund der Auseinandersetzung um die Belange des Naturschutzes und 
der Landschaft stand latent die Frage, ob eine Alternative zur gewählten Trasse 
ökologischen Gesichtspunkten nicht besser gerecht werden könnte. Im gegenseiti-
gen Einvernehmen wurde dann vereinbart, den Variantenstreit zusammen mit 
den Einwendungen der privaten Naturschutzverbände zu diskutieren. Es folgten-
problemlos- Stellungnahmen der Landwirtschaftsverwaltung bzw. die Diskussion 
der Stellungnahme der Flurbereinigungsverwaltung sowie weiterer Beteiligter. 
Dann wurden die Stellungnahmen der privatenNaturschutzverbände erörtert. 
Mit den Ausführungen des Vertreters der Aktionsgemeinschaft Natur- und Um-
weltschutz war dann das bisher schon ansatzweise berührte Thema der Rechtfer-
tigung einer Autobahn über den Dinkelberg angesprochen. Gegen die Plankon-
zeption der Autobahnverwaltung wurde eingewendet, daß eine Autobahn weder 
von dem zu erwartenden Verkehrsaufkommen noch von den verkehrliehen Be-
dürfnissen der Raumschaft her sinnvoll sei, daß vielmehr hierzu eine Alternative 
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-eine zweispurige Bundesstraße mit Ortsumgehungen- bei Abwägung aller Be-
lange besser geeignet sei. 
Die sich anschließenden Einwendungen des Schwarzwaldvereins (SV) hoben vor 
allem auf den Schutz des Waldes ab. Diesem und den verkehrliehen Belangen 
könne man durch den Ausbau bestehender Straßen in Tallage besser gerecht wer-
den- so der Tenor der Einwendung des SV. 
Der dritte Tag der Erörterung begann u.a. mit einem Abriß der Planungsge-
schichte, den ein Vertreter der Autobahnverwaltung gab. Dabei skizzierte er noch 
einmal die Gründe, die zu einer Entscheidung gegen die Süd- und für die Nord-
trasse geführt hatten - bei einer funktionalen Äquivalenz beider Trassen. Das 
Protokoll hält hinsichtlich des Abwägungsprozesses allerdings nur wenig fest: Die 
1970 bestimmte Südtrasse führe durch Wohngebiete mit der Folge von Abgas-
und Lärmbelästigung. Durch Auf- und Abstiege sei sie 1,7 km länger, allerdings 
ohne größeren Landschaftsverbrauch verglichen mit der Nordtrasse. Beeinträch-
tigt würden ferner die Wasserschutzgebiete der Stadt Rheinfelden. Aufgrund die-
ser Nachteile habe der BMV 1979 die Nordtrasse als Linienführung bestimmt. 
Die Stadt Rheinfelden, vertreten durch ihren Oberbürgermeister King, begann 
hieran anschließend ihre Ausführungen mit dem Hinweis, daß sie sich qua Ge-
meinderatsbeschluß für die Nordtrasse und damit für eine Autobahn ausgespro-
chen habe: 
"Auch dieser Entscheidung seien Abwägungsprozesse vorausgegangen. So sei Tat-
sache, daß sich im Rahmen einer Unterschriftenaktion Tausende gegen die Tal-
trasse ausgesprochen haben, da die Taltrasse eine stärkere Belastung für den 
Raum mit sich gebracht hätte. Demgegenüber standen die Eingriffe der Nordtrasse 
in die Natur und Landschaft. Vorrangigstes Ziel seijedoch gewesen, die überregio-
nalen Verkehrsströme aus der Tallage herauszunehmen und die Ortsdurchfahrten 
zu entlasten. Problematisch ist, daß die Autobahn bei Wehr!Säckingen derzeit ende. 
Die Stadt gehtjedoch davon aus, daß die Autobahn in Richtung Osten weitergebaut 
wird." (I, S. 74) 
In der Folge stand dann der Forderungskatalog der Stadt Rheinfelden an. Nach 
dessen Vortrag hatte das Autobahnamt die Möglichkeit der Stellungnahme- auf 
Einzelheiten wird hier nicht eingegangen. 
Stellungnahmen der Gemeinde Inzlingen, des Landkreises Lörrach und des Regio-
nalverbandes Hochrhein Bodensee bildeten den Abschluß der Phase des Erörte-
rungstermins mit beteiligten Behörden und Stellen. Die privaten Einsprecher ka-
men nach zweieinhalb Tagen zu Wort. 
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Wie wohl bei den meisten Erörterungsterminen bei Planfeststellungen von Bun-
desfernstraßen lassen sich auch hier bei der Erörterung der Einwendungen der 
Privaten zwei Schwerpunkte erkennen: zum einen Einsprüche, welche die Beein-
trächtigung privater Belange rügen, zum anderen Einsprüche wegen Verletzung 
öffentlicher Belange. 
Konkret geht es dabei einerseits um die beabsichtigte Inanspruchnahme von- vor 
allem landwirtschaftlich genutzten- Grundstücken in der Folge der Vorhabens-
durchführung und- damit zusammenhängend- die Beeinträchtigung oder gar Ge-
fährdung der beruflichen Existenz der Eigentümer. Andererseits handelt es sich 
um die Problembereiche Naturschutz, Bewahrung des Landschaftsbildes und Si-
cherung des Naturhaushalts vor nachhaltigen Störungen und schließlich auch 
den Schutz von Naherholungsgebieten. Zentral hierbei ist die Zerschneidung ei-
nes zusammenhängenden, gewachsenen Waldgebietes und seine Beeinträchti-
gung als Faktor der Erholung und Luftreinhaltung. 
Wahrscheinlich nicht zuletzt deshalb, weil die Grundsatzprobleme der Trassen-
führung in den Diskussionen zwischen Vorhabensträgern einerseits und Natur-
schutz- und Forstbehörde sowie Naturschutzverbänden andererseits bereits aus-
führlich erörtert wurden, gibt das Protokoll- wo überhaupt- keinen ausführlichen 
Austausch von Argumenten und deren Inhalten wieder. 
Ebenfalls schwach reflektiert ist die Grundsatzfrage nach der Notwendigkeit ei-
ner Autobahn, die allenfalls dort auftaucht, wo auf die gewandelten Wertvorstel-
lungen der Bürger verwiesen wird. Bei Betrachtung anderer Quellen wird man 
aber sagen können, daß die gesamten Kritikmomente, welche - gewissermaßen 
stellvertretend für die privaten Einwender- Naturschutzbehörden und -verbände 
ventiliert hatten, motivisch bei dieser Einwendergruppe wieder auftauchen. 
Am Rande sei erwähnt, daß die Diskussionen um die A 98/861 mittlerweile auch 
(wieder) den Deutschen Bundestag erreicht hatte. Dort waren durchaus kritische 
Töne zu hören (die freilich keine Auswirkungen hatten): In seiner Antwort auf ei-
ne Petition, betreffend den Ausbau der A 98/861, führte der Petitionsausschuß des 
Deutschen Bundestages 1985 aus, daß durch das Vorhaben schwerwiegende Ein-
griffe gegeben und "irreparable Schäden" insbesondere in Waldgebieten zu be-
fürchten seien. "Es erscheint zweifelhaft"- so die Antwort weiter- "ob die beab-
sichtigte Maßnahme der von allen politischen Parteien getragenen politischen 
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Grundentscheidung für umweltschonenden und flächensparenden Straßenbau 
entspricht." (zit. n. BT-Drs 11/3863, S. 6) 
Am 16.1.1986 fand eine zweite Erörterung zu der mittlerweile geänderten Pla-
nung statt. Die geänderten Unterlagen waren ordnungsgemäß ausgelegt und die 
Auslegung war ortsüblich bekannt gemacht worden. 
Im Zentrum dieses Termins standen zunächst wieder die Einwendungen und Stel-
lungnahmen der Naturschutzverwaltung und der Forstverwaltung. Deutlich wur-
den dabei die unverändert kontroversen Positionen: Auch ein Koordinierungster-
min (im Sommer 1985) hatte keine Annäherung gebracht. Zugesagte Maßnahmen 
wurden von der BNL als nicht ausreichend angesehen und deshalb von der Auto-
bahnverwaltung auch nicht in die geänderten Planunterlagen aufgenommen. 
Verschiedene Kompromißangebote des Verhandlungsleiters brachten keinen Er-
folg dergestalt, daß die Naturschutzverwaltung bereit gewesen wäre, den Gesamt-
eingriff durch Ausgleichsmaßnahmen als ausgeglichen zu bezeichnen. Auch in 
diesem Termin hat die BNL ihren Bundespartner aus der ersten Erörterung: Die 
Forstverwaltung hält auch weiter ihre Forderung nach dem Krailochtunnel (in 
Abstimmung mit dem Ernährungsministerium) aufrecht. Für den Fall einer Rea-
lisierung der Bergtrasse aber wurde ein Katalog an Forderungen zur Reduzierung 
wenigstens der größten Schäden erarbeitet. 
Großen Raum nahmen im weiteren Verlauf der Erörtertung mit beteiligten Be-
hörden und Stellen Fragen der Wasserwirtschaft ein. Ebenfalls ausführlich vorge-
tragen und diskutiert wurden die alten und neuen Forderungen der Stadt Rhein-
felden. 
Grundsätzliche Fragen des Für und Wider wurden nicht gestellt bzw. zugelassen, 
da die Erörterung nur die Planänderungen betreffen sollte. Dementsprechend be-
zogen sich auch die Wortmeldungen von Oberfinanzdirektion Freiburg, Deutscher 
Bundespost, Deutscher Bundesbahn, der Kraftübertragungswerke Rheinfelden, 
des Badenwerkes und der Badischen Gas- und Elektrizitätsversorgung AG auch 
aufkonkrete Details der Planung, die hier nicht weiter interessieren. 
Auch bei der Erörterung der Einwendungen und Stellungnahmen der Privaten 
ging es nicht mehr oder kaum noch um die Grundsatzfragen aus dem ersten Erör-
terungstermin, also insbesondere um die Diskussion der Notwendigkeit einer 
Autobahn als Mittel zur Erreichung bestimmter verkehrlicher Ziele und die Tras-
senwahL Gleichwohl nahmen fünf Einwendern zumindest Bezug auf Legitima-
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tionsfragen der Planung und Aspekte, die über die privaten Belange im engeren 
Sinne hinausgingen- also "latent öffentliche" Themen (Steinberg 1982, S. 619). 
Nach Abschluß des 2. Erörterungstermins erfolgten noch einige Planänderungen. 
Diese wurden in einem nicht-formliehen Verfahren den davon Betroffenen zuge-
sandt, daraufhin erhobene Einwendungen wurden in einem weiteren Erörte-
rungstermin behandelt. 
Die im Verfahren aufrechterhaltenen Forderungen der Bezirksstelle für Natur-
schutz und Landschaftspflege wurden gemäß§ 61 Abs. 2 des Naturschutzgesetzes 
der nächsthöheren Behörde- dem Innenministerium Baden-Württemberg- vorge-
legt, die hierüber im Benehmen mit dem Ernährungsministerium entschied: Mit 
Erlaß vom 11.07.1986- Az.: X 5/6 A 98 Rheinfelden-Säckingen/39 veranlaßte das 
Innenministerium die Zurückweisung der verbliebenen Forderungen und verfüg-
te stattdessen eine Reihe von - im Planfeststellungsbeschluß enthaltenen -Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen. 
Am 5. Februar 1987 war es schließlich soweit: Es erging der Planfeststellungsbe-
schluß für unseren Streckenabschnitt durch das Regierungspräsidium Freiburg. 
3. Der Abwägungsprozeß bei der Planfeststellung und die Auflagen 
Der Planfestellungsbeschluß erläutert in seinem Hauptteil den Abwägungspro-
zeß. Zu beachten waren dabei 
• die Trassenvarianten sowohl in Form von Alternativtrassen, Untervarianten 
der Planfeststellung, anderen Regelquerschnitten als auch einer veränderten 
Ausbildung oder Verlegung des Anschlusses Rheinfelden Ost; 
• die öffentlichen Belange, also die Frage der Einpassung in überörtliche und 
örtliche Planungen, Eingriffe in Natur und Landschaft, Wald und N aturhaus-
halt, Verkehrssicherheit, Wohnen und Arbeiten einschließlich Lärmschutz; 
• die privaten Belange, insbesondere der Wohnruhe und des Schutzes von Ge-
sundheit und Eigentum. 
• Trassenvarianten 
Im Beschluß werden die Varianten undUntervarianten genannt, eine vergleichen-
de Wertung wird allerdings hier nicht vorgenommen. Einen solchen Vergleich 
gibt es aber (in Ansätzen) im weiteren Ver lauf der Begründung. 
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• Öffentliche Belange 
Der Beschluß hebt zunächst auf die Abstimmung mit den beteiligten und zustän-
digen Körperschaften bezüglich der festgestellten Trasse ab. 
Aus dem dabei erreichten Konsens wird die Bevorzugung der planfestgestellten 
Variante gegenüber Alternativen abgeleitet: Für die Südvarianten beständen 
"starke Kollisionen mit den Planvorstellungen der Stadt Rheinfelden". Weder die 
ortsnahen Umfahrungen noch die Ortsunterfahrungen ("Kunz-Variante") könn-
ten (abgesehen von der starken Beeinträchtigung der Wohn- und Arbeitsbevölke-
rung) "im Konsens mit den für die örtliche Planung zuständigen Körperschaften 
verwirklicht werden" (lll., S. 49 {.).Ähnlich wird argumentiert im Blick auf den 
"planerischen Willen" der Bundesrepublik Deutschland, der eine Autobahn als 
Verbindung zwischen A 81 und A 5 vorsehe. Die Südvarianten seien hierfür "we-
niger geeignet" (lll., S. 48). 
Der Beschluß konzediert, daß die planfestgestellte Autobahntrotz Versuchen, die 
Inanspruchnahme der Landschaft durch Kunstbauten zu reduzieren, in starkem 
Umfang in den natürlichen Lebensraum eingreift. 
Dies geschehe zunächst durch Flächenverbrauch und Versiegelung von ca. 73 ha 
(83,4 ha) Fläche. Von dieser Gesamtfläche seien allerdings ca. 47,3 ha (52.7 ha) 
Böschungsfläche und Innenfläche von Verkehrsknoten dem Naturhaushalt nicht 
endgültig entzogen (Zahlenangaben in Klammern beinhalten zusätzlich die Flä-
chen für die Zollanlage). Ähnlich schwerwiegend seien die Eingriffe durch Zer-
schneidung zusammenhängender Natur- und Lebensräume. Auch wenn ca. 20 % 
der Strecke auf Brücken und in Tunnels geführt würden. Es sei darüber hinaus 
mit ganz erheblichen Folgen und Randschäden zu rechnen, wie mögliche 
Austrocknungs- und Sturmwurfschäden in Randzonen sowie Immissionsschäden 
26). 
Der vorliegende Eingriff sei aber- so die Argumentation der planfestenenden Be-
hörde - gegenüber der ursprünglichen Planung durch eine Reihe von Maßnahmen 
"maßgeblich gemindert" (lll, S. 51). Außerdem sei durch im Beschluß angeordnete 
Maßnahmen27) der Eingriff im Sinne des§ 13 Abs. 4 des Naturschutzgesetzes aus-
geglichen. 
Auch angesichtserheblicher Eingriffe in die Natur wurden "insgesamt" und "un-
ter Berücksichtigung der im Laufe der Planfeststellung durchgeführten Planre-
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duzierungen der Belang vonNaturschutzund Landschaftspflege sowie der Belang 
des Waldes gegenüber dem verkehrliehen Belang zurückgestellt" (lll, S. 53). 
Obwohl die planfestgestellte Haupttrasse der A 98 überwiegend durch geschlos-
sene Waldgebiete verlaufe, gebe es auch- wenngleich in geringerem Maße als bei 
einer Taltrasse - Eingriffe in den Bereich landwirtschaftlicher und gartenbauH-
eher Flächen. Trotz eingriffsmindernder Maßnahmen seien die Folgen "gravie-
rend genug" (lll, S. 54). Beeinträchtigt werde die Landwirtschaft nicht nur durch 
Flächeninanspruchnahme und -zerschneidung, sondern auch durch mittelbare 
Wirkungen wie Abgase und Stäube, die bei bestimmten Anbauarten zu Ertrags-
ausfällen oder minderungen insbesondere durch Vermarktungserschwernisse 
führen könnten. 
Existenzgefährdungen durch Eingriff in die Betriebssubstanz landwirtschaftlicher 
Haupterwerbsbetriebe sieht der Beschluß als nicht gegeben an. Für andere Beein-
trächtigungen wurden Entschädigungen festgesetzt. 
Zur Minderung der Eingriffe zur Verteilung des Landverlustes auf viele und zur 
Wiederherstellung eines funktionsfähigen Wege- und Gewässernetzes würden 
vom Regierungspräsidium als Enteignungsbehörde Bedarfsflurbereinigungen be-
antragt. Da sich dadurch voraussichtlich die Nachteile des Vorhabens minderten, 
könne - auch unter Berücksichtigung der Eingriffsminderung durch Planände-
rungen- im Ergebnis den verkehrliehen Belangen der Vorrang gegeben werden. 
Wasserwirtschaftliche Belange seien zum einen durch Wasserschutzgebiete im 
Tal und zum anderen durch die notwendige Oberflächenentwässerung der Strecke 
berührt. 
Probleme sieht der Beschluß darin, daß die Strecke überwiegend im Karstgebiet 
verläuft, so daß das Oberflächenwasser über große Entfernungen in dichten Lei-
tungen so weit geführt werden muß, bis es über undurchlässigen Untergrund in 
Vorfluter entlassen werden kann. Dazu komme die Hochwassergefahr für die an 
den Vorflutern gelegenen Ortschaften, weil über die Autobahn Niederschlagswas-
ser rasch und über die Entwässerungsleitungen konzentriert abgeführt werde. 
Zur Beseitigung dieser Gefahr und zur Behebung des vorhandenen Überschwem-
mungsrisikos im Bereich Degerfelden werde - gemeinsam mit der Stadt Rheinfel-
den - eine Hochwasserrückhaltung durch zwei Hochwasserrückhaltebecken im 
Hagenbachtal und im Waldbachtal angestrebt. Hierfür werde eine einheitliche 
Planfesteilung nach § 18 e Abs. 1 FStrG (a.F.) wegen des größeren Kreises 
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öffentlich-rechtlicher Beziehungen im Rahmen des fernstraßenrechtlichen Ver-
fahrens durchgeführt. 
Da wasserwirtschaftliche Belange durch Linienführung, Baustandard und 
Schutzvorkehrungen weitmöglichst berücksichtigt seien, werde die verbleibende 
Beeinträchtigung dem verkehrliehen Belang untergeordnet. 
Der Feststellungsbeschluß macht geltend, daß die Verlagerung von möglichst viel 
Verkehr aufdie Autobahn der Sicherheit auch im nachgeordneten Straßenbereich 
diene, und auf der Autobahn selbst mit kleineren Unfallraten gegenüber Straßen 
mit Gegenverkehr zu rechnen sei. 
In einigen Punkten sei aber bestimmten Sicherheitsvorstellungen von Behörden 
und Trägern öffentlicher Belange nicht Rechnung zu tragen gewesen. So wäre 
zwar z.B. ein Regelquerschnitt mit29m Kronenbreite gerechtfertigt gewesen, im 
Hinblick auf die mögliche Flächeneinsparung sei es bei einem Regelquerschnitt 
von 26 m Kronenbreite geblieben, der den Nachteil schmalerer, für haltende 
Fahrzeuge des Schwerverkehrs nicht ausreichender Standstreifen aufweise. Auch 
der Ausbaustandard des Zubringers Minseln sei "im Interesse von Natur und 
Landschaft" kleiner als vorgesehen ausgefallen, ebenso sei im Hinblick auf die 
Größe der Gemeinschaftszollanlage denWünschen der Verkehrssicherhei tsbehör-
den nicht vollständig entsprochen worden. 
Insgesamt trage das Gesamtvorhaben den Belangen der Verkehrssicherheit 
"weitgehend Rechnung", wobei eine weitergehende Berücksichtigung zu über-
mäßigen Eingriffen in Natur und Landschaft, teilweise auch zur Kollission mit 
anderen Verkehrssicherheitsinteressen geführt hätte. 
Die Trassenführung nehme nach Möglichkeit Rücksicht auf die Wohnquartiere 
zuungunsten der Belange "Wald", "Natur und Landschaft". Wo die Trasse nicht 
abseits der Bebauung verlaufe, werde sie in Tieflage geführt. Wo eine siedlungs-
nahe Trassenführung nicht vermeidbar sei, solle entweder durch Maßnahmen des 
aktiven Lärmschutzes oder durch die Anordnung baulicher Anlagen mit gleichem 
Ergebnis, oder- soweit nicht möglich- durch passiven Lärmschutz dafür gesorgt 
werden, daß die zurnutbaren Werte nicht überschritten werden. 
Abschließend wird noch auf die Frage der Übereinstimmung der planfestgestell-
ten Trasse mit anderen Verkehrswegen bzw. Planungen hierfür eingegangen -
insbesondere im Blick auf den Ausbau der Bundesbahnstrecke Basel-Singen. 
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Es war hier zu berücksichtigen, ob und inwiefern die künftige A 98/A 861 Fracht-
aufkommen für die Bahnstrecke an sich zieht. Dieser Gedanke wird nicht weiter 
verfolgt, stattdessen argumentiert, daß - "umgekehrt" - durch den Ausbau der 
Bundesbahn der Neubau der Autobahn nicht entbehrlich werde, da der von der 
Bahnstrecke zu übernehmende Anteil an Verkehrsleistungen nicht zu einer we-
sentlichen Reduzierung des Straßenverkehrs führen könne. Dies ergebe sich be-
reits aus dem zahlenmäßigen Verhältnis von Verkehrsleistungen auf Straße zu 
Verkehrsleistungen auf Schiene mit einem weit überwiegenden Anteil der Ver-
kehrsleistungenauf der Straße. Auch eine Verdopplung der Kapazität der Deut-
schen Bundesbahn könne allenfalls den Zuwachs des Verkehrssystems Straße in-
nerhalb des Prognosezeitraums übernehmen, so daß nach Ablauf weniger Jahre 
die gleiche Bedarfssituation wieder vorläge. 
Die Kollission mit den Verkehrsleistungen der vorhandenen Bundesfernstraßen 
sei gewollt: Diese sollten durch die Autobahn entlastet werden. Eine Kollission 
mit einem künftigen Ausbau des Hochrheins sei zwar in Teilbereichen denkbar, 
doch sei ein solcher Ausbau innerhalb des Planungszeitraums nicht zu erwarten. 
• Private Belange 
Von den nicht zurückgenommenen, noch anstehenden Einsprüchen und Stellung-
nahmen wurden 
• 274 Einsprüche zurückgewiesen (soweit sie sich gegen das Vorhaben richte-
ten), davon hatten sich zwei Einsprüche wegen Planänderung erledigt; 
• 13 Einsprüche hatten sich durch "Umplanung, durch Zusagen, durch Rück-
nahme oder dergleichen" erledigt (lll, S. 14 {.); 
• 9 Einsprüche wurden ins Entschädigungsverfahren verwiesen; bei 
1111 3 Einsprüchen wurde eine Entschädigung dem Grunde nach festgelegt; 
• 1 Einspruch wurde dadurch gewürdigt, daß wegen der Gefahr einer Beein-
trächtigung des Betriebsgeschehens die Einholung eines Gutachtens angeord-
net wurde- falls keine anderweitige Einigung erfolge. 
1111 Der Stellungnahme der anhörberechtigten Naturschutzverbände wurde nicht 
gefolgt. 
Innerhalb der Gruppe der 274 zurückgewiesenen Einsprüche von Verfahrensbe-
teiligten wird die Zurückweisung von 229 Einsprüchen global begründet: Die Ein-
sprecher hätten nicht "dartun können", inwiefern und "in welchen eigenen Rech-
ten sie berührt sind". Lärmwirkungen oder andere Immissionen lägen deutlich 
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unterhalb der angenommenen Zumutbarkeitsgrenzen. Hinsichtlich der Rüge der 
Beeinträchtigung öffentlicher Belange wird auf die anderenorts erfolgte ,.Abwä-
gung mit öffentlichen Belangen" verwiesen. 
Die übrigen 45 Einsprüche sind bis auf zwei Ausnahmen ausschließlich durch das 
Rügen der Beeinträchtigung privater Belange charakterisiert. Diese beziehen 
sich vor allem auf Eingriffe in Eigentum und Nutzungsmöglichkeiten, auf wirt-
schaftliche Einbußen, auf Beeinträchtigung durch Immissionen etc. Dieser Grup-
pe von Einsprechern (bei einigen werden Zusagen gemacht) werden, soweit sie 
sich gegen das Vorhaben und nicht aufEntschädigung richten, Eingriffe zugemu-
tet. Die Zumutbarkeit wird dabei häufig mit dem Verweis auf die "Gesamt-
bedeutung der Maßnahmen" begründet. 
• Die Auflagen 
Zusätzlich zu den Planänderungen und -ergänzungen, die in der Folge des ersten 
Erörterungstermins bereits in den geänderten Plänen verbindlich enthalten wa-
ren (lll, S. 10), wurde durch den Planfeststellungsbeschluß noch folgendes ange-
ordnet: 
• Mit dem Bau der nördlichen Fahrbahn zwischen Bau-km 14+650 und dem 
Bauende dürfe erst begonnen werden, wenn entweder im Rahmen der Bedarfs-
planung der Bundesrepublik Deutschland diese zweite Fahrbahn in die Dring-
lichkeit "vordringlicher Bedarf' oder eine entsprechende Bedarfsstufe aufge-
nommen sei, oder eine Entscheidung des Bundesministers für Verkehr nach § 
6 des Fernstraßenausbaugesetzes vorliege. Durch diese Beschränkung seien 
nicht erfaßt Grunderwerb, Erdbau, Rekultivierung und diejenigen Teile der 
Bauwerke, die aus konstruktiven oder aus Kostengründen zweckmäßigerweise 
zusammen mit der ersten Baustufe verwirklicht werden sollten. 
• Die vorgesehene Erddeponie auf der Gemarkung Minseln entfalle. Gleichzeitig 
entfalle das vorgesehene Ersatzwegenetz mit Ausnahme des am südlichen 
Rand der Deponie unmittelbar nördlich der A 98 vorgesehenen Weges und da-
mit auch die vorgesehene landschaftspflegerische Maßnahme. 
• Die in der Baustrecke und in den Erddeponien "Roßackermatten" und "Krai-
loch" nicht unterzubringenden Überschußmassen seien zur Verfüllung ausge-
beuteter Kiesgruben im Raum Rheinfelden zu verwenden. Transportkonzept 
und Deponierung seien mit der Stadt Rheinfelden und der zuständigen Natur-
schutzverwaltung abzustimmen. Sollte eine Einigung nicht möglich sein, sei 
ein ergänzendes Planfeststellungsverfahren zu beantragen. 
Zum Ausgleich der Eingriffe in die Natur und Landschaft wurden über die im 
Landschaftsplan oder die in den Änderungsplänen vorfindbaren Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen hinaus noch weitere angeordnet28), Einige andere Detailpla-
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nungen blieben einem ergänzenden Planfeststellungsverfahren vorbehalten (lll, 
8.11 ff.). 
4. Das Urteil des VGH Baden-Württemberg vom 23.6.1988: 
Die Aufhebung des Planfeststellungsbeschlusses 
Gegen den Beschluß wandten sich verschiedene Kläger durch Klageerhebung 
vom 23.4.1987 beim VerwaltungsgerichtshofBaden-Württemberg. Dieser befand 
am 23.6.1988 (5 S 1030/87), daß die (zulässigen) Klagen begründet seien, da der 
Planfeststellungsbeschluß an einem Abwägungsfehler leide. Der Beschluß sei in-
sofern rechtswidrig, verletze die Rechte der Kläger und werde deshalb aufgeho-
ben. 
Es ist im folgenden nicht beabsichtigt, Klagebegründung oder Urteil einer umfas-
senden Würdigung zu unterziehen. Es sollen lediglich die Begründung für die 
Aufhebung des Planfeststellungsbeschlusses sowie einige Aspekte, die für die 
Frage der Öffentlichkeitsbeteiligung aufschlußreich sind, angesprochen werden. 
Zunächst sei noch einmal in Erinnerung gerufen, daß die Entscheidung der Ver-
waltung für die Nordtrasse und gegen die südliche Trasse in Tallage wesentlich 
damit begründet wurde, daß letztere (als Autobahn) zu einer nicht vertretbaren 
Beeinträchtigung der Bevölkerung in Wohngebieten geführt hätte. 
In dieser Hinsicht stellt das Gericht einen Abwägungsfehler fest: Es sei nicht der 
Frage nachgegangen worden, ob und in welchem Umfang diese Belästigungen 
durch Lärmschutzmaßnahmen vermeidbar oder zumindest reduzierbar gewesen 
wären. Die Trassenentscheidung sei insofern fehlerhaft, als sie auflmmissionsbe-
lastungen verweise, diese aber nicht genau ermittle. Weder im Linienbestim-
mungsverfahren noch im Zuge der Planfeststellung sei die Möglichkeit von Lärm-
schutzmaßnahmen (für die Südtrasse) überhaupt in die Abwägung eingestellt 
worden. Ähnliches gelte für wasserwirtschaftliche Bedenken, bei denen nicht aus-
reichend ermittelt worden sei. 
Da sich insgesamt nicht ausschließen lasse, daß das unvollständige Abwägungs-
material auf das Abwägungsergebnis dergestalt hätte Einfluß nehmen können, 
daß sich das Regierungspräsidium für die Südtrasse entschieden hätte, sei der 
Planfeststellungsbeschluß insoweit rechtswidrig. 
Unberührt von der Beanstandung des Planfeststellungsbeschlusses läßt sich dem 
Urteil aber auch eine Reihe von positiven Einschätzungen des Verfahrens sowie 
-56-
der planerischen Rechtfertigung entnehmen. Einige Aspekte sollen- beispielhaft-
genannt werden: 
Das Gericht beanstandet die Verfahrensausgestaltung nicht. Insbesondere stellt 
es fest (und tut dies auch im Fall eines nachfolgenden Bauabschnitts), daß behör-
deninterne Koordinierungsgespräche nicht gegen§ 18 Abs. 6 FStrG a.F. und da-
mit gegen die Neutralitätspflicht der Planfeststellungsbehörde verstoßen. Auch 
sei die Weisung des Innenministeriums wegen der noch verbliebenen Forderun-
gen derNaturschutzstelle nicht zu beanstanden. Diese sei keine Weisung zugun-
sten der Nordtrasse gewesen und habe die Abwägungspflicht der Behörde nicht 
berührt. 
Ebenso steht für das Gericht die planerische Rechtfertigung des Vorhabens außer 
Zweifel. Dazu wird im einzelnen ausgeführt: 
Aus der Sicht des VGH spräche vieles dafür, bereits die Aufnahme einer 
Straße in den Bedarfsplan als hinreichende planerische Rechtfertigung zu se-
hen (s.a. Kapitel V, S. 74 ff.), im Gegensatz zur Einschätzung des Bundesver-
waltungsgerich tes. 
Vernünftigerweise sei die Autobahn auch deshalb geboten, weil sie eine Lücke 
im Autobahnnetz schließe, eine leistungsfähige Ost-West-Verbindung schaffe, 
die wirtschaftliche Entwicklung fördere und die regionale Verkehrssituation 
verbessere. Landesplanerische Vorgaben könnten ein solches verkehrsmäßi-
ges Aufschließungsbedürfnis nahelegen. 
Die zugrundegelegten Verkehrsprognosen hätten sich zwar als zu hoch ange-
setzt erwiesen, aber die Erforderlichkeit ergebe sich auch nicht aus den oben-
genannten Zielsetzungen. Außerdem sei die prognostizierte Verkehrsbela-
stung nicht so niedrig, daß diese den Bau einer Autobahn unvernünftig er-
scheinen lasse. 
Gegen zwingende gesetzliche Planungsrichtlinien sei nicht verstoßen worden. 
Der zunächst einbahnige Ausbau einer zweibahnig festgestellten Autobahn sei 
mit § 1 Abs. 3 FStrG vereinbar. Auch liege kein Verstoß § 11 Abs. 1 Nr. 2 
NatSchG (BWü) vor. Vielmehr bestimme sich die Zulässigkeit des Eingriffs 
aus§ 11 Abs. 1 Nr. 3: Der Bau einer Autobahn aufdieser Trasse sei zwar nicht 
möglich, ohne schwerwiegende Veränderung der Natur und des Landschafts-
bildes. Wenn aber überwiegend öffentliche Belange ins Feld geführt werden 
könnten, könne der Eingriff dennoch zugelassen werden. 
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Andererseits betont der VGH, daß die Planfeststellungsbehörde sich nicht auf 
eine interne Bindung durch die Linienbestimmung berufen könne. 
Erkennbar hat das Gericht alle Abwägungsschritte der planfeststellenden Behör-
de nachvollzogen und geprüft: Er hat die Frage eines mögliches Verstoßes gegen 
gesetzliche Planungsrichtlinien verneint und die Frage der Erforderlichkeit einer 
Autobahn im Sinne der Planfeststellung bejaht. Insofern hat der VGH anerkannt, 
daß die planende Verwaltung ihre Ermessensfreiheit innerhalb der Schranken 
von Bedarfsplan, Trassenentscheidung, Planungsrichtlinien und Begründungs-
pflichtigkeit ausgeübt habe. Verneint wurde aber, daß alle abwägungserhebli-
chen Belange in ausreichendem Maße in die Erwägung eingestellt wurden- was 
letztlich die Planfeststellung rechtswidrig machte. 
5. Der gesellschaftliche Hintergrund: Straßenbau im Schatten von 
Finanzkrise, Umweltschutz, Bürgerprotest und deren 
Auswirkungen aufdas Vorhaben 
Die Geschichte der Planung der A 98/A 861 ist spätestens ab Mitte der 70er Jahre 
deutlich von "konjunkturellen" Schwankungen beeinflußt. Denn: Vorbei waren 
jene goldenen Zeiten des Straßenbaus, in denen die Kraft des Faktischen sich aufs 
schönste mit der Kraft des Normativen vermählte: der von Zweifeln freie, zügig 
und großzügig vorangetriebene Ausbau des (Fern-)Straßennetzes basierte auf üp-
pig gefüllten öffentlichen Kassen und korrespondierte mit allgemein anerkannten 
(verkehrs-)politischen Maximen wie z.B. dem Leber-Plan und dessen Autobahn-
Euphorie ebenso wie mit der Planungsfreude der Administration (Kennedy 1986) 
und der hohen Akzeptanz des Straßenbaus bei der Bevölkerung. Auch das Rechts-
system hatte diese Wertschätzung verinnerlicht: ~ie "Sicherheit" und "Leichtig-
keit"des Verkehrs sollte - im Rahmen der Ausübung des "planerischen Er-
messens" - bei der Abwägung "grundsätzlich allen anderen Belangen übergeord-
net" sein, wie das Bundesverwaltungsgericht 1967 befand (DVBl. 1968, S. 342). 
Oder mit anderen Worten: Eine Abwägung im eigentlichen Sinn des Wortes fand 
nicht statt, und dies galt als völlig unproblematisch- wie insgesamt an die "An-
strengung der Begründung" der Legitimität von Straßenbauvorhaben keine ho-
hen Anforderungen gestellt waren. 
Im Gefüge und in der Wechselbeziehung von "normativer Kraft des Faktischen" 
und "faktischer Kraft des Normativen" gab es aber im Lauf der Zeit Verwerfun-
gen und Spannungen, denen auch das Vorhaben A98/861 ausgesetzt war: 
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• Im Blick auf Finanzen und Finanzplanung sah man sich zunehmend mit der 
Tatsache knapper werdender und deshalb stärker umkämpfter Mittel konfron-
tiert. Einsparungen auch und gerade beim Autobahnbau waren spätestens ab 
Mitte der 70erJahre nichtmehr zu umgehen. Die Verkehrswege- und Straßen-
planung mußte nun nicht nur mit dürftigeren Budgets sondern auch mit enger 
werdendem Raum, knappem Boden und Sättigungserscheinungen bei Ausbau-
volumen und -geschwindigkeit fertig werden. 
• Die Umweltbelastung wurde nicht nur zu einem objektiven Problem, sondern 
machte in der gesellschaftspolitischen Diskussion Karriere. Die planerische 
und administrative Bearbeitung dieses spezifischen industriegesellschaftli-
chen "Mangels" (Jänicke 1978) bewirkte, daß Planung (und der Bau) von Stra-
ßen nicht nur diffiziler, sondern auch teurer wurde. 
• Seitens (nicht nur unmittelbar) betroffener Bürger war bezüglich des Straßen-
baus ein Einstellungswandel zu verzeichnen. Besonders wegen der Beeinträch-
tigung der Belange der Natur wurden viele Vorhaben nicht nur kritisiert, son-
dern auf verschiedenste Weise "bekämpft". Gestiegen war auch die Bereit-
schaft zur gerichtlichen Auseinandersetzung bei drohender Beeinträchtigung 
privater Belange. 
a) Finanzkrise 
1957 wurde ein Ausbauplan für Fernstraßen beschlossen, der bis 1970 neben 
12 000 km Bundesstraßen eine Erweiterung der Autobahnstrecken auf 4 000 km 
vorsah. Als Zielsetzung galt mit höchster Priorität die Steigerung der Leistungs-
fähigkeit des Straßennetzes, an zweiter Stelle die Wirtschaftlichkeit des Trans-
portwesens. 
Ende der sechziger Jahre - das Verkehrsvolumen war stark angestiegen - wurde 
der Bedarf neu bestimmt und 1970 im Bedarfsplan niedergelegt. Als Kriterien 
galten vordringlich der "verkehrliche", dann der "volkswirtschaftliche Nutzen" 
und schließlich raumstrukturelle Aspekte der Erschließung und Verbindung. 
1970 waren etwa 4 100 Autobahnkilometer gebaut. Der Bedarfsplan 1971-1985 
sah eine Gesamtnutzlänge von 15.000 km vor (Lutter 1980, 8.13). 
Bereits im Jahr 1974 machte sich eine erhebliche Veränderung in den Zielvorstel-
lungen, die dem Bedarfsplan zugrunde lagen, bemerkbar. Diese Wandlungen wa-
ren Reaktion auf eine Reihe von Einsichten und Entwicklungen. So mußten bei-
spielsweise die Prognosen für die demographische Entwicklung bis 1985 sowie für 
das jährliche Wachstum des Bruttosozialprodukts revidiert werden. Auch führte 
das reduzierteWachsturn der Volkswirtschaft zu einem geringeren Leistungsver-
mögen des Staates und damit zu einer sparsameren Haushaltsführung. Schließ-
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lieh veränderte im energiepolitischen Bereich ein Kostenanstieg die Lage für den 
Straßenbau (BT Drs. 713822, S. 5). Durch Gesetz vom 5.8.1976 wurde der Bedarfs-
plan an die Verkehrsentwicklung angepaßt. 
Die zweite Anpassung des Bedarfsplanes wurde bereits 1979 durchgeführt. Eine 
Gesetzesneufassung trat als "Gesetz über den Ausbau der Bundesfernstraßen" 
vom 26.8.1980 in Kraft (BGBl. Il, S. 1615). Auch der Straßenbaubericht von 1979 
postulierte eine geänderte Zielstruktur im Bereich der Straßenbaupolitik (BT-
Drs. 8/4129, S. 4). 
Dem Anpassungsgesetz lagen wiederum veränderte verkehrspolitische Rahmen-
bedingungen zugrunde, die eine Neuorientierung bei den Planungen und vor al-
lem Kürzungen desNetzesnotwendig machten: 
• Änderungen der investitionspolitischen Zielsetzungen: Verbesserung der Le-
bensqualität hat Vorrang vor der Vergrößerung des Netzes, der Natur- und 
Landschaftsschutz ist stärker als bisher zu berücksichtigen. Die Trassenbün-
deJung soll dort präferiert werden, wo der Ausbau den Neubau ersetzen kann. 
Besonderer Wert soll auf den Bau von Ortsumgehungen gelegt werden. 
• Änderungen der Prognosedaten für die Wirtschafts- und Verkehrsentwicklung 
(z.B. infolge geringerer Einwohnerzahlen und infolge von Steigerungsraten im 
PKW-Bestand). 
• Baukostenanstieg durch veränderte Lage im energie-und umweltpolitischen 
Bereich. 
e GeänderteWertvorstellungen der Bürger hinsichtlich der Beurtei 1 ung von Stra-
ßenbaumaßnahmen. 
Deshalb standen bei der Anpassung des Bedarfsplanes folgende Maßnahmen im 
Vordergrund: 
• Abwicklung eingegangener Verträge; 
• Fertigstellung laufender Maßnahmen; 
• Ausbaumaßnahmen haben Vorrang vorN eubau; 
• Investitionen zur Modernisierung, Substanzerhaltung sowie zur Erhöhung der 
Sicherheit; 
• Fortführung der Schwerpunktprogramme; 
Bau von Ortsumgehungen, 
Beseitigung von Bahnübergängen, 
Radwegebau an Bundesstraßen, 
Verkehrsbeeinflussung aufBundesautobahnen, 
Lärmsanierung an Bundesfernstraßen. 
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• Schließung von Lücken und Ergänzung bei begonnenen Neubaustrecken zur 
Erzielung eines vollen Verkehrswertes (BT -Drs. 91812, S. 5). 
Der Bedarfsplan von 1980 spiegelt diese Entwicklungen wider. "Dieser Bedarfs-
plan"- so schreiben zwei Vertreter des BMV in der Rückschau - "stand damit noch 
ausgeprägter unter der Prämisse: Qualität vor Quantität. Der Neubau von Stra-
ßen war zunehmend ins Schußfeld der Kritik geraten. Allein Maßnahmen, die auf 
Abbau ständiger Überlastungen, auf einen besseren Anschluß peripherer Gebiete, 
die Beseitigung unerträglicher Verkehrsverhältnisse in Innenstadtbereichen und 
auf die Erhöhung der Verkehrssicherheit abzielten, erhielten noch eine ausrei-
chende Realisierungschance." (Thul/Sandkaulen 1986, S. 232). 
Der Ausbaustand des Autobahnnetzes war 1979 etwa 7200 km. Ein Jahr später 
beschloß der Deutsche Bundestag, dieses in seinem Endzustand nicht über 
10 500 km hinaus auszuweiten. In allen folgenden des Straßenbauberichten ist 
Zurückhaltung erkennbar. Unter Hinweis aufden veränderten Finanzrahmen do-
minieren nunmehr Begriffe wie Erhaltung, Modernisierung, Erfüllung "qualitati-
ver Ansprüche" etc. (vgl. z.B. BT-Drs. 911960, 10/361, 10/2058, 1 0/6087). 
Auch die Planung unseres Autobahnabschnittes gerät seit Ende der siebziger J ah-
re immer wieder in den Schlagschatten der Finanzprobleme des Straßenbaus (vgl. 
Anhang 2, "Zeittafel"). Die Trassenneuplanung 1979 und später die längsgeteilte 
Dringlichkeit beim Ausbau waren Folge des oder zumindest mitangestoßen vom 
verstärkten Streit der Länder und Projekte um die FinanzmitteL 
b) Umweltschutz 
Die finanziellen Probleme des Straßenbaus vermischen sich mit denen eines ge-
sellschaftlichen Einstellungswandels. Die in den Straßenbauberichten regel-
mäßig angesprochenen "Änderungen der Wertvorstellungen" der Bürger beziehen 
sich zu einem großen Teil auf das Ziel, die Umwelt und die Natur vor der Bean-
spruchung durch einen expansiven Straßenbau in Schutz zu nehmen. Analog zu 
diesen Wertwandlungsprozessen in der Gesellschaft ist spätestens seit Mitte der 
70er Jahre auch in Politik und Verwaltung die Wahrnehmung der wachsenden 
Bedeutung von Umwelt und Natur erkennbar. Die Umweltverträglichkeitsprü-
fung wird mit einem Rundschreiben des BMV "eingeführt" (VkBl. 1975, S. 666 ff.) 
- in dieser Form von den Ländern aber nicht vollzogen. Ganz allgemein wird eine 
verstärkte Berücksichtigung ökologischer Belange bereits bei der Linienbestim-
mung gefordert (VkBl.1976, S. 634). 
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1976 wurde im Änderungsgesetz zum Ausbau der Bundesfernstraßen als eines 
von fünf Zielen bei der Bedarfsplananpassung der Beitrag zur Verringerung von 
Umweltbelastungen genannt. Laut Bundesverkehrswegeplan sollten Natur- und 
Landsschaftsschutz verstärkt werden. 1985 verwendet der BVWP erstmals das In-
strument der ökologischen Risikoanalyse (Huber/Dörries 1986, S. 228). 
Auch artikulieren die nach § 7 FStrAbG vorzulegenden Straßenbauberichte zu-
nehmend die Notwendigkeit, präventiv wie nachträglich Belange der Natur zu be-
rücksichtigen und den Schutz des Menschen vor den negativen "Umwelt"-Auswir-
kungen des Straßenbaus sicherzustellen. So gibt es ab 1978 ein eigenes Kapitel 
"Naturschutz und Landschaftspflege", während es bis dahin lediglich um "Be-
pflanzung" bzw. "Landschaftsbepflanzung" ging. Auch in anderen regierungsamt-
lichen Dokumenten sind verstärkt Stichworte wie Vermeidung von Eingriffen, 
Lärmschutz, Überbeanspruchung von Ökosystemen, Gefährdung seltener Arten, 
Schutz- oder Ausgleichsmaßnahmen zu finden. Gesetzgebung und Rechtsspre-
chung "programmieren" die Straßenbauverwaltung auch durch ökologische Er-
gänzungen des gesamten Planungssystems. Dies geschieht auf den verschieden-
sten Ebenen: der Raumordnungsplanung, der UVP, dem landespflegerischen Be-
gleitplan, externer umweltschutzrelevanter Planungsleitsätze im BNatSchG oder 
BimSchG usw. 
Abgearbeitet werden diese Vorgaben durch die Straßenbau-Administration auf 
der Grundlage neuer Regelwerke (vgl. z.B. BT-Drs. 8/4129, S. 17). Insofern ist 
Bartlsperger zuzustimmen, wenn er meint, daß die "Ökologisierung der Straßen 
und des Straßenrechts gegenwärtig ganz überwiegend im verwaltungsrechtlichen 
Verfahren gesucht werden muß" (Bartlsperger 1980, S. 13). 
Die oben genannten Begriffe verweisen auch auf die strategische Frage des "Wo-
zu" der "Bewahrung der Umwelt". Denn der Schutz der Natur hat seinen (admini-
strativen) Sinn nicht nur in sich selbst, sondern ist auch wegen zunehmender Bür-
gerproteste gegen die Beeinträchtigung der Natur ins Kalkül zu ziehen. 
In diesem Sinn bildet das "Umweltthema" eine ArtNahtstelle oder Scharnier zwi-
schen geänderten (Straßenbau-) politischen Rahmenbedingungen (von denen es 
ein Teil ist) auf der einen und dem Bürgerprotestmit dem Wunsch nach Partizi pa-
tion bei Entscheidungen über Straßenbauprojekte auf der anderen Seite. 
Die Politik greift diesen Aspekt aufund nutzt ihn instrumentell: Bereits der Um-
weltbericht 1976 der Bundesregierung stellt durchaus folgerichtig Partizipation 
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als "Kooperationsprinzip" gleichrangig neben das Vorsorge- und Verursacher-
prinzip. Von den Bürgern wird Mitverantwortung für den Umweltschutz gefor-
dert, Bürgerbeteiligung wird funktionalisiert: Sie ist "geboten, um die Planungs-
möglichkeiten der Verwaltung durch Einbeziehung möglichst vieler in Betracht 
kommender Planungsalternativen zu verbessern" (Andritzky 1978, S. 236). 
1985, bei der vorerst letzten Bedarfsplanprüfung galt es, verstärkt dem Umstand 
Rechnung zu tragen, daß Einwendungen von Bürgern gegen "alle größeren Maß-
nahmen des Bedarfsplans" vorlagen - insbesondere gegen Autobahnen. Den 
"stark gestiegenen Sorgen um die nachteiligen Wirkungen des Straßenverkehrs 
auf die Umwelt" wollte man durch ein differenziertes Bewertungsverfahren ent-
sprechen (Kriterien sind gesamtwirtschaftliche, regionalpolitische, ökologische 
und sonstige) und überprüfte in größerem Maß als bisher die Planungsalternative 
des Ausbaus des vorhandenen Straßennetzes. Neu war auch das Instrument der 
"ökologischen Risikoanalyse", mit dem etwa 100 Neubauvorhaben bereits bei der 
Aufstellung des Bundesverkehrswegplans untersucht wurden29), 
Zusammen mit der Tatsache, daß entsprechend der Novellierung des§ 4 FStrAbG 
bei künftigen Bedarfsplanprüfungen ein besonderes Gewicht auf die Berücksichti-
gung des Umweltschutzes gelegt werden soll, sprechen die genannten Gesichts-
punkte wohl eine deutliche Sprache: Verkehrsfluß und Verkehrssicherheit sollen 
zwar gefördert werden, aber ohne das bestehende Netz zu erweitern; die natürli-
chen Lebensgrundlagen sollen erhalten und gesichert werden, was nicht zuletzt 
den "geänderten Wertvorstellungen der Bürger" entspricht. 
Eine Variante "reflexiver Politik" (Teubner 1982) angesichtsveränderter System-
welt? Die Frage ist zu bejahen, aber mit Vorbehalt. Denn, daß es wirklich nur öko-
logische Gründe waren, die bei der letzten Überprüfung zu Rückstufungen in der 
Dringlichkeit, zur Reduzierung des Projektzuschnitts und zur Streichung von Pro-
jekten geführt haben, ist kaum anzunehmen. Die Formulierung, daß ökologische 
Gründe, "z.T. in Verbindung mit anderen Erwägungen", die Ursache für mehr Zu-
rückhaltung waren, wie es in einem Bericht von Huber/Dörries (BMV) heißt, gibt 
einen Hinweis darauf, daß diese "anderen Erwägungen" (Huber/Dörries 1986) 
wohl vor allem finanzielle Knappheitslagen gewesen sein dürften - aber eben 
auch der (sich oftmals an der Umweltproblematik entzündende) Bürgerprotest. 
Im vorliegenden Fallbeispiel wird dies im Falle der Trassenplanung deutlich: Die 
Autobahnverwaltung sah sich sowohl durch Verknappung der Mittel aus Bonn als 
auch durch steigende Ansprüche an ökologische Verträglichkeit genötigt, der zu-
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nächst vorgesehenen Taltrasse den Abschied zu geben. Im Verlaufe der weiteren 
Planung gerät sie dann aber wegen der gestiegenen ökologischen Anforderungen 
erst recht unter den Druck. 
c) Bürgerprotest 
Die Verknappung der Mittel und die Berücksichtigung von Kriterien des Umwelt-
schutzes bei Straßenplanung und -bau wären für sich allein genommen schon pro~ 
blematisch genug für Politik und Verwaltung gewesen- ganz zu schweigen von 
den Steigerungsraten beim Personenverkehrsaufkommen. Dazu kam aber Kritik 
der betroffenen Bürger30) und der veröffentlichten Meinung. Daß sich dies als 
"Streß" für die planende Verwaltung auswirkte, zeigt eine Stellungsnahme eines 
Vertreters des BMV. Anläßlich einer Tagung zur "Zeitenwende im Straßenbau?" 
führte er aus, daß man es jetzt mit einer Zeit zu tun habe, "in der der Straßenbau 
nicht mehr nur fachlich und verkehrspolitisch gesehen und beurteilt" werde, "son-
dern vielfach zur Zielscheibe wenig qualifizierter Unmutsäußerungen, emotions-
geladener Feststellungen und vielfach unberechtigter Vorwürfe geworden ist" 
(Thul1979, S. 505). 
Man schrieb das Jahr 1979: Notwendig geworden war nicht nur eine "Kurskorrek-
tur" unter den Schlagworten "Qualität vor Quantität", "Lärmschutz vor Kilome-
tern", "Umweltverträglichkeit", sondern auch hinsichtlich "Öffentlichkeitsar-
beit" (Hiersche 1978, S. 313) und "Bürgerbeteiligung"31). Deren Maximen sollten 
sein: 
• "Bürgerbeteiligung vor Linienbestimmung. 
• Bürgerbeteiligung muß mehr als Bürgerinformation sein. Die Bürger müssen 
Gelegenheit erhalten, sich zu einem Vorhaben und möglichen Planungsvaria-
tionen zu äußern. 
• Unmittelbarer Kontakt zwischen Straßenbauverwaltung und Bürgern." (Thul 
1979, S. 510; s.a. Straßenbaubericht 1979, B'T'-Drs. 8/4129, 8.17). 
Was nun aber im BMV ausgebrütet worden war, stieß in den Ländern wie auch 
beim Städtetag keinesfalls auf Gegenliebe, und auf der Ebene der planenden Be-
hörden empfand man eine Idee wie die der vorgezogenen Bürgerbeteiligung, also 
zu einem Zeitpunkt, "in dem noch Alternativen offenstehen" (Thul1979, S. 509), 
doch wohl eher als Zumutung (Reh 1988, S. 43). Andererseits war die letztendli-
che 'Einführung' der frühzeitigen Bürgerbeteiligung unter Mitarbeit der Länder 
erfolgt (Behr/Fritz-Vietta 1985, Bd. I, S. 143 ff). Was aber hatte der (damals so-
zialdemokratische) Verkehrsminister im einzelnen ausdenken lassen? 
-64-
Eine erste politische Reaktion aufveränderte Rahmenbedingungen war 1978 die 
programmatische Rede des damaligen Verkehrsministers Gscheidle (SPD): 
"Das Planen ist schwieriger geworden. Entscheidungen der Verwaltung werden 
vom Bürger zunehmend kritischer betrachtet.( ... ) Der einzelne Bürger erkennt oft 
erst bei der Durchführung des Planfeststellungsverfahrens in vollem Umfang, 
welche Konsequenzen das jeweilige Projekt für ihn und seine Wohnumwelt hat. 
Zu diesem Zeitpunkt sind jedoch die Planungen bereits so weit fortgeschritten, 
daß Alternativlösungen kaum mehr durchsetzbar sind. ( ... ) Beim jetzigen Verfah-
ren wird eine Gelegenheit zur konstruktiven Einflußnahme oder zur Anregung 
von Alternativen dem Bürger erst relativ spät geboten. (. .. ) Um Projekte funk-
tionsgerecht und umweltfreundlich zu realisieren, erscheint mir daher bei zu-
künftigen Planungen eine stärkere und frühzeitigere Einbeziehung von Bürger-
wünschen dringend notwendig. Ob eine Ergänzung des Bundesfernstraßengeset-
zes zur rechtlichen Verankerung einer frühzeitigen Bürgerbeteiligung erfolgen 
sollte, wird die Praxis der nächsten Jahre zeigen." (Forschungsgemeinschaft 1979, 
8.11) 
Umgesetzt wurden diese Anstöße in vier Initiativen des BMV, deren Adressat die 
Verwaltungen der Länder waren, und die die Verwirklichung frühzeitiger Bür-





Erlaß zur Erprobung von neuen Modellen der Bürgerbeteili-
gung; 
"Zielvorgaben" des BMV für den Bundesfernstraßen bau; 
"Allgemeines Rundschreiben Straßenbau" zur Bürgerbeteili-
gung; 
"Mindestanforderungen" des BMV an die Bürgerbeteiligung. 
Die "Zielvorgaben" erhoben zwei wesentliche neue Anforderungen: einerseits das 
Postulat unmittelbaren Kontakts zwischen Straßenbauverwaltung und Bürgern 
und andererseits das einer Diskussion von möglichen Varianten der Planung, also 
nicht nur der ins Auge gefaßten Trasse. 
Die Länder wurden dementsprechend angehalten, eine Bürgerbeteiligung "früh-
zeitig" zu gewährleisten und die entsprechende "Bürgerinformation" ausreichend 
auszugestalten. Ferner sollen sie eine "Variantendiskussion" ermöglichen. Als 
Reaktion auf Kritik und Vorschläge des Städtetags (vgl. BWGZ 1979, S. 780 {.) 
sollte dann allerdings die Zuständigkeit für die Durchführung der Bürgerbeteili-
gung bei den Kommunen (nicht der Verwaltung) bleiben. 
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Eine "Standardinformation zur Bürgerbeteiligung" des BMV, welche von den 
Ländern "nach Möglichkeit" zugrunde zu legen sei, sollte für "ausreichende" In-
formation der Bürger und für eine tendenziell gleiche Praxis sorgen. 
Die "Standardinformationen" legen bezüglich der zu diskutierenden Trassenalter-
nativen fest, 
- daß die Nullvariante, d.h. der derzeitige Verkehrszustand unter Berücksichti-
gung der Verkehrsentwicklung mit darzustellen ist32), 
- daß alle Varianten durch Pläne, Kostenschätzungen und Beschreibung der 
Vor- und Nach teile vorzustellen sind, und 
- daß die Varianten vorläufig zu bewerten sind und noch keine Festlegung erfol-
gen soll. 
Um schon lange praktizierte Formen von Information der Bürger und Kommuni-
kation mit diesen auch weiterhin zu ermöglichen, empfiehlt der BMV, daß eine 
"organisierte Diskussion mit den Bürgern (z.B. in öffentlichen Ratssitzungen oder 
Bürgerversammlungen) im Regelfall am zweckmäßigsten auf Einladung und un-
ter Leitung der jeweils berührten kommunalen Gebietskörperschaften und unter 
Teilnahme von Vertretern der Straßenbauverwaltung durchzuführen sein" wird 
(Allgemeines Rundschreiben Straßenbau 12179, VkBl.1979, S. 574 {{.). 
Gewissermaßen als nachdrückliche Bestätigung der Ernsthaftigkeit seines Wil-
lens formulierte der BMV bereits mit Schreiben vom 6.4.1980, "daß ich für neu an-
laufende Planungen eine Bestimmung der Linienführung ablehnen muß, wenn 
vorher keine oder keine ausreichende Bürgerbeteiligung durchgeführt wurde", 
und "daß die zuständigen Straßenbaubehörden Ihres Landes, wenn sie mir einen 
Antrag auf Bestimmung der Linienführung für eine Bundesfernstraße vorlegen, 
auch Angaben darüber machen, in welcher Form und mit welchem Ergebnis eine 
Bürgerbeteiligung durchgeführt wurde". 
In den "Mindestanforderungen" wird dann weiter konkretisiert, daß - entgegen 
den Vorstellungen der kommunalen Spitzenverbände-die "betroffenen Bürger" 
selbst Gelegenheit zur Stellungnahme haben müssen, da eine Beteiligung von 
kommunalen Gebietskörperschaften oder von Verbänden "für sich allein noch kei-
ne Bürgerbeteiligung" sei. Deshalb soll gewährleistet sein, "daß der planenden 
Straßenbaubehörde die Bürgeräußerungen wenigstens in ihrem wesentlichen In-
halt bekannt werden und von ihr als Material in die planerische Abwägung und 
Entscheidung einbezogen werden" (zit. n. Behr, Fritz-Vietta Bd. II, S. 219.) Die-
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semGesichtspunktversagte sich dann aber das andersartige "Rahmenkonzept zur 
Bürgerbeteiligung" der Leiter der Straßenbauverwaltungen der Länder (ebd., S. 
220 ff.). Diese wollten die Bürgerbeteiligten in die Beteiligung der Kommunen in-
tegrieren. 
Durch die Übernahme der "Ziel vorgaben" des BMV in den Straßenbaubericht un-
terstrich auch der Bundestag- ebenso wie in dessen Debatte- die Bedeutung früh-
zeitiger Bürgerbeteiligung. Das politische Leitbild der Bürgerbeteiligung bei 
Straßenbauvorhaben hatte sich somit weitgehend durchgesetzt. Dies wird auch 
durch den Umstand bestätigt, daß die Länder- oft im Zuge von Pilotprojekten-
mit der Bürgerbeteiligung positive Erfahrungen sammelten und schließlich auch 
befürworteten (Bericht des BMV über die Bürgerbeteiligung an der Planung von 
Bundesfernstraßen, abgedruckt in: ebd. S. 210 ff). 
1982 hatte der Bundesverkehrsminister Hauff (SPD) das Credo seines Ministe-
riums, daß "Bürgerbeteiligung als Institution" ihren Platz auch in einer repräsen-
tativen Demokratie habe, nochmals bestätigt (Bürgerbeteiligung bei der Planung 
1982, S. 4). Nach der bundespolitischen Wende scheint zwar kein Handlungsbe-
darf bezüglich einer gesetzlichen Regelung frühzeitiger Bürgerbeteiligung gese-
hen zu werden, dennoch aber der Wille erkennbar, sie in der Praxis weiter beizu-
behalten (Dollinger 1984). 
Wie aus der "Zeittafel" im Anhang erkennbar, fällt die Trassenentscheidung gera-
de in die Zeit, wo aus Bonn Anforderungen bezüglich vorgezogener Bürgerbetei-
ligter formuliert und durchgesetzt werden. Für den untersuchten Fall kann des-
halb von einer rechtzeitigen "privaten Partizipation" an der Linienbestimmung 
noch nicht die Rede sein. In bewährterWeise erfolgte diese Entscheidung als Ver-
waltungsinternumund geriet deshalb nur über Presseberichte bezüglich einiger 
Koordinierungsgespräche in den Bereich der Öffentlichkeit. 
Von der politisch gewünschten und letztlich auch von der Verwaltung nachvollzo-
genen intensiven Bürgerbeteiligung gingen freilich weitere Impulse aus - auch 
wenn sie nicht mehr die Trassenentscheidung betrafen. Die Straßenbauverwal-
tung, in Zusammenarbeit mit der Verwaltung der Stadt Rheinfelden, bemühte 
sich durchaus, die Bürgerschaft nicht nur durch ihre Repräsentanten und Gre-
mien, sondern auch direkt an der weiteren Planung zur Vorbereitung der Plan-
feststellung teilhaben zu lassen. 
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Ab 1979 zeigte sich im betroffenen Gebiet, daß sich auch hier der allgemeine Wan-
del in der politischen Kultur sich in erhöhtem Bürgerengagement und wachsen-
der Bereitschaft zum Protest, auch unkonventioneller (aber nicht: illegaler) Art 
niederschlägt. Eine gewisse Gegenbewegung setzte Mitte der 80er Jahre ein, als 
sich verstärkt Befürworter des Ausbaus organisieren und zu Wort melden. Trotz 
einiger 'Einbrüche' bleibt die Aufmerksamkeitsschwelle der Bevölkerung über 
den gesamten Zeitraum relativ hoch. 
d) Auswirkungen auf das Vorhaben 
Von den skizzenhaft nachgezeichneten Entwicklungen ist seit Beginn der siebzi-
ger Jahre auch die Vorhabensplanung für die A98/A861 betroffen. Wie zu sehen 
war, sind Verkehrspolitik und Straßenbau vor allem von drei Trends beeinflußt: 
• Einer "Finanzkrise des Staates", von der der Straßenbau überdurchschnittlich 
betroffen ist; 
• Einer "Ökologisierung" (Bartlsperger 1980) des Straßenbaus; 
• Einem Einstellungs- und Verhaltenswandel der Bevölkerung, der sich u.a. als 
zunehmender Protest gegenüber den Straßenbauvorhaben darstellt. 
Diese Entwicklungen schlagen auf die konkreten Handlungsbedingungen der 
Straßenbauverwaltung vor Ort durch, wie sich an der Geschichte unseres Falles 
im einzelnen verfolgen läßt. 
Zusammengefaßt stellten sich die Auswirkungen so dar: 
• Mittelkürzungen für den Straßenbau zwingen nicht nur zu Änderungen in den 
Dringlichkeiten, zur zeitlichen Streckung des Vollzugs oder gar zu Vorhabens-
streichungen sondern führen auch zu Änderungen im Planvollzug. Das zeigt 
die im Falle unseres Vorhabens gewählte Umsetzung gewandelter verkehrs-
politischer Strategien. Der Bedarfsplan 1985 sieht den Bau einer "längsgeteil-
ten" Autobahn als "rechtlich zulässige Möglichkeit volkswirtschaftlich ver-
nünftiger Verkehrswegeplanung an" (so bewertet durch Bundesverwaltungs-
gericht am 24.11.1989- 4C 41.88). Latent spürbar ist auch immer die Konkur-
renz der Länder um knappe BundesmitteL Dies wird als Argument in die Aus-
einandersetzung um die A 98/A 861 eingeführt: Wenn Baden-Württemberg 
nicht in der Lage sei, seine Projekte "durchzuziehen", dann seien die anderen 
Bundesländer die Nutznießer: Sie kassierten die Gelder! Tatsächlich war es 
wohl auch so, daß von den zwischen 1976 und 1980 vorgesehenen Bundesmit-
teln von 254 Mio DM nicht alle verbaut werden konnten. Dieser nicht abgeru-
fene Teil der Mittel wurde an Bayern übertragen (BWGZ 1982, S. 474). 
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• Die Notwendigkeit der Berücksichtigung ökologischer Belange- durch Gesetze 
und Vorschriften seit den siebziger Jahren immer häufiger als abwägungsrele-
vanter Gesichtspunkt oder strikter Planleitsatz niedergelegt- stellt finanziell 
und planungstechnisch für die Straßenbauverwaltung eine erhebliche Heraus-
forderung dar und führt nicht zuletzt zu einer Verlängerung der Dauer der 
Vorhaben. Gemeinden und Naturschutzverbände machen sich in ihren Stel-
lungnahmen Belange des Naturschutzes zu eigen und richten sie als Forderun-
gen an die Straßenbauverwaltung. Dies alles gilt, aufgrund der natürlichen 
landschaftlichen Gegebenheiten, verstärkt für unseren Fall: Die "Ökologisie-
rung des Straßenbaus" ist am landschaftspflegerischen Begleitplan und an der 
überdurchschnittlich hohen Zahl von Tunneln und anderen Kunstbauten in 
der Bauplanung erkennbar. 
Das "Gebot der Abwägung" wird insbesondere durch die ökologische Brisanz 
des Vorhaben zu einer Belastung für die Verwaltung. Sie gerät in eine Zwick-
mühle, aus der es kaum ein Entrinnen gibt. Denn die "verkehrlichen Belange" 
- so wie sie durch die Vorgabe von Parlament und Exekutive ausgestaltet wa-
ren- sind nicht zugleich mit den Belangen des Natur- und Landschaftsschutzes 
und dem Schutz der Wohnbevölkerung zu verwirklichen. 
So bleibt nur eine Bevorzugung der verkehrliehen Belange zuungunsten insbe-
sondere eines ausgedehnten, jahrzehnte alten (Immissionsschutz-) Waldes -
freilich verbunden mit dem Versuch, den Eingriff auszugleichen. Angesichts 
der konkreten Bedingungen vor Ort ist aber allen Beteiligten klar, daß es bei 
einem Versuch bleiben muß. 
• Von der "Zeitwende" im Straßenbau, dem zunehmenden Bürgerprotest, weiß 
die Auftragsverwaltung vor Ort ein Lied zu singen. Sie führt einerseits Klage 
darüber, zeigt sich aber andererseits "lernfähig": Der Vorhabensträger be-
müht sich durchaus um "vorgezogene Bürgerbeteiligung". In Zusammenarbeit 
mit der Gemeinde werden Informationsveranstaltungen angeboten, stellen 
sich die Planer der Diskussion in den politischen Gremien und setzen sich mit 
den Bürgern auseinander. Der "frühzeitige Dialog mit Betroffenen" als selbst-
auferlegtes anstrebenswertes Ziel- das geht auch dem Regierungspräsidenten 
bald wie selbstverständlich von den Lippen, wie im Apri11981 bei bei einem 
Pressegespräch zu hören war: 
"Die Autorität der Verwaltung kann vor den Bürgern nur bestehen, wenn die 
Verwaltung mit ihnen in einen offenen Dialog tritt( ... ). Durch die frühzeitige 
Beteiligung des Bürgersam Planungs- und Entscheidungsprozeß können Kon-
flikte fair und partnerschaftlieh ausgetragen werden. Vor allem erhält der Bür-
ger so die Gewißheit, daß seine Belange von der Verwaltung auch tatsächlich ge-
würdigt werden." 
Andererseits weist der hier zitierte Präsident des Regierungspräsidiums auch 
darauf hin, daß Planfeststellungen für Straßen durch die im Vergleich zu 
früheren Jahren wesentlich umfangreichere Beteiligung der Bürger an öffent-
lichen Planungsvorhaben zunehmend schwieriger und langwieriger würden. 
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Dabei stellten vor allem Massenverfahren die Behörden vor erhebliche ver-
waltungstechnische Probleme. Sämtliche Anregungen und Bedenken müßten 
im Planfeststellungsbeschluß untereinander abgewogen werden, wobei die 
Schwierigkeit bestehe, daß Einzelprobleme nicht vorab entschieden werden 
könnten. 
Schließlich steige auch die Zahl der gerichtlichen Anfechtungen von Planfest-
stellungsbeschlüssen. Dabei sei die Zahl der Klagen bei Verbesserungen vor-
handener Straßen sehr gering, sie liege unter zehn Prozent. Die Zahl der vom 
Verwaltungsgericht aufgehobenen Planfeststellungsbeschlüsse betrage nicht 
einmal ein Prozent. Anders bei von vornherein umstrittenen Straßenbaupla-
nungen, insbesondere Ortsumgehungen und Neubaustrecken: Hier seien Kla-
gen praktisch die Regel, wobei die Erfolgsquote der Kläger vor den Verwal-
tungsgerichten allerdings unter fünf Prozent liege. In vielen Fällen komme es 
aber zu Vergleichen (Badische Zeitung vom 14.4.81). 
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V. Die A98/A861 als Resultante von Planungsprozessen 
In den Kapiteln li und III wurde auf allgemeine Rahmenbedingungen für Pla-
nung und Bau einer Autobahn hingewiesen. Gezeigt wurde, daß ein umfassender 
Fundus rechtlicher Regelungen, eine spezifische Struktur administrativer Vor-
schriften sowie ein formelles und informelles Geflecht von Kompetenzen existiert, 
welche die Informations-, Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozesse und die 
Spielräume der Akteure mitgestalten. 
Innerhalb dieses 'Gitters' von Regelungen und Praktiken hat sich auch der Ent-
scheidungsprozeß über Planung und Ausbau der A 98/A 861 entwickelt. Sie ist ge-
wissermaßen die Resultante aus den Planungsaktivitäten verschiedener Akteure, 
getragen von deren Zielvorstellungen, die, als "Planungsziele" aggregiert, Motive 
und Interessen der Beteiligten erkennen lassen. Der Planfeststellungsbeschluß 
führt dies eingehend vor Augen. In gewisser Weise ist der Beschluß eine bürokra-
tische, höchst intelligente Rationalisierung dieser Ziele und der gesamten Fallge-
schichte. Drei Aspekte des Planungsprozesses treten dabei besonders zutage: 
Erkennbar ist zum einen das Bemühen, den Planungsprozeß sowie die hoheitli-
che, allgemeinverbindliche Entscheidung als vernünftiges, dem Gemeinwohl die-
nendes, alle abwägungserheblichen Belange berücksichtigendes administratives 
Handeln darstellen. Entsprechend ausführlich wird der Abwägungsprozeß ent-
wickelt. Alle für die Abwägung erheblichen- öffentlichen und privaten- Belange 
werden gewürdigt, auf Probleme wird verwiesen - dann in jedem einzelnen Fall 
wird - in Ausübung des Planungsermessens - den verkehrliehen Belangen der 
Vorzug gegeben. Dies ist in Kapitel IV.3 geschildert worden. 
Zum zweiten resumiert der Beschluß die Bedingungen des Verwaltungshandelns, 
die die planerische Ermessensfreiheit begrenzen bzw. politisch determinieren. Ent-
sprechend stellt er an zentraler Stelle auf die Abstimmungsleistung sowohl mit 
anderen Akteuren als auch mit verkehrspolitischen und gesetzlichen Vorgaben 
und Leitsätzen ab. 
Dazu gehört zunächst der Hinweis darauf, daß das Vorhaben als Teil der soge-
nannten Hochrheinautobahn A 98 nach dem "planerischen Willen der Bundesre-
publik Deutschland" (Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen 1985/Anlage zu § 1 
des 3. Gesetzes zur Änderung des Fernstraßenausbaugesetzes- BGBl.l986 I S. 557 
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ff.) und anderer beteiligter Planungsträger als "Autobahn", d.h. nach § 1 Abs. 3 
des FStrG als Straße für den Schnellverkehr mit Kraftfahrzeugen bestimmt ist. 
Der "planerische Wille" der Bundesrepublik wird so zu einer Art Integrationsfor-
mel für die Akteure auf Bundes-, Länder- und kommunaler Ebene: 
• Die planfestgestellte Lösung orientiert sich- und bezieht daraus ihre offizielle 
Rechtfertigung - zum einen auf der Ebene der nationalen Planung an dem Be-
darfsplan für die Bundesfernstraßen, i.d.F. des 2. wie des 3. Fernstraßenaus-
bauänderungsgesetzes: Der Bedarfsplan 1980 sieht eine zweibahnige Auto-
bahn in erster Dringlichkeit zwischen Bauanfang und derB 518 vor, daneben 
ebenfalls zweibahnig in erster Dringlichkeit die A 861. Der Bedarfsplan 1985 
sieht die A 98 zwischen Planungsanfang und dem Autobahndreieck und der 
Schweizer Grenze ebenfalls zweibahnig "im Bau", zwischen Autobahndreieck 
und dem Planfeststellungsende einbahnig "im Bau" und mit der zweiten Fahr-
bahn in der Stufe "Planung" vor. 
• Konkretisiert wurde der Bedarfsplan durch die Linienbestimmung nach § 16 
FStrG im Einvernehmen mit den an der Raumordnung beteiligten Bundesmi-
nistern einerseits und im Benehmen mit den Landesplanungsbehörden ande-
rerseits. An dieser festgestellten Trasse war die Autobahnverwaltung- ihrem 
Selbstverständnis nach - ebenfalls gebunden. 
• Der Landesentwicklungsplan notiert unter Plansatz 3.9 12 (S. 280), die Anhin-
dung an die A 5 bzw. A 81 durch eine Hochrheinautobahn sei zur Förderung 
der Wirtschaft im Hochrheingebiet erforderlich. 
• Dementsprechend ist im Regionalplan 1980 des Regionalverbandes Hoch-
rhein-Bodensee die Hochrheinautobahn als eine Straße der Kategorie I (für 
großräumigen Verkehr- vierstreifig) vorgesehen. Der Planansatz geht von ei-
ner Anhindung der Region an das deutsche und europäische Fernstraßennetz 
durch den Bau einer leistungsfähigen, vierstreifigen A 98 aus. 
• Ferner ist in den Flächennutzungsplänen der betroffenen kommunalen Kör-
perschaften die A 98 als Autobahn dargestellt. Der Plan der Verwaltungsge-
meinschaft Rheinfelden (genehmigt am 07.03.1980) sieht eine A 98 auf der 
festgestellten Trasse vor, der Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemein-
schaft Lörrach (mit Inzlingen) (genehmigt am 15.06.1978) sieht eine A 98, 
wenn auch auf einer anderen Trassenführung, vor. Gegen diese Abweichung 
wurde aber von der Verwaltungsgemeinschaft keine Einwendungen erhoben. 
• Schließlich ist die Planung mit den beteiligten Gemeinden abgestimmt. So-
wohl die Gemeinde Inzlingen als auch die Stadt Rheinfelden als Träger der 
verbindlichen Bauleitplanung haben der Gesamtplanung einschließlich Tras-
senführung zugestimmt. 
• Hinsichtlich der Abstimmung mit anderen Verkehrswegen (Bundesbahn bzw. 
Bundesfernstraßen) - so läßt sich aus dem Planfeststellungsbeschluß entneh-
men - ergibt sich zum einen, daß ein Ausbau der Deutschen Bundesbahn den 
Autobahnneubau nicht entbehrlich macht und deshalb beide Verkehrswegsy-
steme angesichtsder Verkehrsbedarfsprognosen ausgebaut werden müssen. 
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Zum zweiten ist die Überschneidung mit den Verkehrsleistungen der vorhan-
denen Bundesfernstraßen gewollt: diese sollen durch die Autobahn entlastet 
werden. Schließlich ist eine Kollision mit einem künftigen Ausbau des Hoch-
rheins zwar denkbar, doch ist ein Ausbau innerhalb des Planungszeitraums 
realistischerweise nicht zu erwarten. 
Der Durchgang durch die verschiedenen Entscheidungsstufen, wie sie der Be-
schluß entwickelt, zeigt, daß die Konkretisierung der Planung durch die beteilig-
ten hoheitlichen Akteure ein sequentieller Entscheidungsprozeß ist, in dem 
hierarchisch einander zugeordnete ebenso wie horizontal miteinander verflochte-
ne Stellen ihre Zielvorstellungen und Interessenlage miteinander abstimmen. 
Ein dritter charakteristischer Gesichtspunkt des Planungsprozesses ist die Frage 
der Erforderlichkeit bzw. Rechtfertigung. Bereits im Zuge der Argumente, die auf 
die Grenzen des planerischen Ermessens abheben, klang die Frage der Vorha-
bensrechtfertigung an. Da nach höchstrichterlicher Rechtssprechung keine Pla-
nung ihre Rechtfertigung in sich selbst trägt, war die planende Verwaltung gehal-
ten, eine Vorhabensrechtfertigung (insbesondere wegen des möglichen Grund-
rechtseingriffes) auch zu erbringen. Sie wird im Beschluß - und hier repetiert die 
Planfeststellungsbehörde die Gründe der Autobahnverwaltung- durch "das pla-
nerische Ziel" geleistet, das dieses Vorhaben als vernünftigerweise geboten er-
scheinen läßt. Dieses Planungsziel zeichnet sich in unserem Fall durch drei 
Aspekte aus. Danach soll die A 98 
• als Bundesfernstraße Teil einer Querverbindung zwischen A 81 und A 5 sein, 
damit eine überregionale Verbindung in West-Ost-Richtung, im weiteren Ver-
lauf zwischen Frankreich und dem Bodenseeraum und darüber hinaus in Rich-
tung München ermöglichen, gleichzeitig das Autobahnnetz der Bundesrepu-
blik Deutschland im südwestdeutschen Raum ergänzen und an das Schweizer 
Nationalstraßennetz anschließen; 
• die wirtschaftliche Entwicklung an der Achse Lörrach-Waldshut fOrdern und 
damit gleichzeitig die Nachteile des strukturschwachen Raumsam Hochrhein 
und am südlichen Rand des Schwarzwaldes mindern; 
• die regionale Verkehrssituation verbessern sowie Ortschaften und dicht besie-
delte Gebiete vom Durchgangsverkehr entlasten. Der planfestgestellte Ab-
schnitt leistet dabei die Aufgabe einer "Umgehung Rheinfelden", verbindet 
mit der Querspange A 861 und der Zollanlage das deutsche mit dem schwei-
zerischen Autobahnnetz und entlastet die A 5 samt der Zollanlage 
Weil/a.Rhein33), 
Das Planungsziel ist immer auch als eine Art 'ideologische Hülle' des Vorhabens 
zu sehen. Das darin zum Ausdruck kommende politische Credo dient der Legi-
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timation nach innen (insbesondere im Blick auf die planende Verwaltung) ebenso 
wie nach außen (im Blick auf eine mögliche gerichtliche Kontrolle). Sie ist für den 
Vorhabensträger zudem ein probates Mittel für die Abwehr von Kritik, wie die 
Erörterungstermine zeigten. Dort war auch zu erkennen, daß der argumenta-
tionsstrategische Wert eines Verweises auf das- als verpflichtend empfundene-
Planungsziel kaum noch zu überbieten war. Da das Vorhaben entsprechend funk-
tionserfüllend konzipiert wurde, hatten Alternativen, aber auch Korrekturen nur 
dann eine Chance, ernst genommen zu werden, wenn sie den Zielvorgaben gerecht 
werden, sich also deren- werthaften-Prämissenunterworfen hätten. 
Wollte man die vorbereitende Planung von Bundesfernstraßen, die "Vorplanung", 
nur als verwaltungsinternes, interessenfreies Präludium einer punktuellen Ent-
scheidung betrachten, ignorierte man die Vielzahl von Vor-Entscheidungen und 
Unterlassungen, kurz: den Umstand der Präformierung der Entscheidung (Boh-
nert 1979, 8.199). Großprojekte, über lange Zeit hinweg durch die politischen und 
bürokratischen Entscheidungsträger auf Bundes-, Länder- und kommunaler Ebe-
ne ausgehandelt, kostenintensiv und wirtschaftlich bedeutend, oftmals verbun-
den mit politischem Prestige und Organisationsegoismus - solche Projekte sind 
durch Bürgerbeteiligung im Planfeststellungsverfahren kaum mehr gestaltbar. 
Daran ist im übrigen nichts Schändliches. Eine "administrative Durchsetzungs-
strategie" (Bohnert 1979) - und das ist die Planung einer Autobahn (auch) - ist 
kein Anschlag auf die Demokratie oder das Selbstbestimmungsrecht des Bürgers. 
Fehlende Bürgernähe dieses Entscheidungsprozesses entspringt nun einmal nicht 
nur aus der Komplexität und Ausdifferenzierung von Gesellschaften, die Funk-
tionsdelegation an Teilsysteme notwendig macht, sondern sie läßt sich auch aus 
der begrenzten fachlichen Kompetenz des mit wenig Zeit für die Belange des Ge-
meinwesens ausgestatteten 'citoyen' erklären (auch das ist keine Schuldzuwei-
sung). 
Aber man wird die Implementierung von Straßenbauprogammen auch nennen 
dürfen, was sie sind: rechtsformige Durchsetzung administrativer und politischer 
Interpretationen dessen, was Gemeinwohl sei. Die zuständigen Ministerien des 
Bundes und der Länder und ihre (Planungs-) Behörde, die Länder- und Bundes-
parlamente, die Planer der Autobahnverwaltung vor Ort, die Referatsleiter der 
Mittelbehörden, die Bürgermeister- sie alle suchen in langen Zeiträumen nach 
Konsens, der, wenn er jeweils gefunden ist, die Voraussetzung für weitere Lösun-
gen wird. Bildhaft gesprochen: "Kompromißzonen werden zunehmend aufge-
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braucht" (ebd. S. 220) und stehen dann nicht mehr zur Verfügung, wenn derB ür-
ger, der beteiligt werden soll, danach fragt. 
Angesichts eines solchen hierarchischen und sequentiellen Entscheidungspro-
zesses und seines Resultats, eines bereits weitgehend ausgereiften, abgestimmten 
und mit (obrigkeitlich definierten) Zielen legitimierten Vorhabens, dürfte die Pro-
blematik "vollendeter Tatsachen" für die bürgerschaftliehe Teilhabe einleuchten: 
In das Licht der Öffentlichkeit tritt ein ausführlich 'vorverhandeltes' Infrastruk-
turprojekt, mit dem bereits Planungstatsachen geschaffen sind, und durch das 
sich die faktische Kraft normativer Planungsziele in die Wirklichkeit eingenistet 
hat. Aber erst jetzt darf der Bürger sich zu Wort melden! 
Die ständige Abnahme von "Verhandlungsmasse" im Zuge der Konkretion der 
Planung zeigt sich exemplarisch bei Bedarfsplanung und Linienbestimmung. Bei-
de sind Planungsstufen, die zeitlich und inhaltlich gesehen den Planfeststellungs-
verfahren vorangehen und aufdieses einwirken. Neben den Leitsätzen des Fach-
planungsgesetz und relevanten Planungszielen und -Ieitlinien anderer Gesetze 
liefern auch Bedarfsplan und Linienbestimmung für die planende Verwaltung 
"Handlungsmaßstäbe" bzw. entfalten "Bindungswirkung". 
• Bedarfsplan 
Die Änderung des FStrAbG im August 1990 hat die "Verbindlicheit" der Bedarfs-
feststellung festgeschrieben. Bis zu diesem Zeitpunkt diskutierte man noch dar-
über. So befand man z.B., daß die Bindungswirkung der Bedarfsplanung durch de-
ren Gesetzescharakter evident, wenngleich - folgend aus dem geringen Detaillie-
rungsgrad- "begrenzt" (Kodal/Krämer 1985, S. 909, vgl. a. die "Hinweise zu§ 16, 
VkBl1974, S. 76) sei. Immerhin setzt die Bedarfsplanung politisch gewollte Prio-
ritäten und legt die Dringlichkeits-Einstufung, die Richtquerschnitte und die Li-
nienführung in der noch wenig konkreten Gestalt im Bedarfsplan fest34), Der Ge-
setzgeber hat sich selbst damit aber nicht gebunden. Er kann vom Bedarfsplan ab-
weichen35). Das Bundesverfassungsgericht hat festgehalten, daß die Erforderlich-
keit einer Planung, insofern sie im Bedarfsplan zum Ausdruck kommt, nicht Ge-
genstand richterlicher Übeprüfung sein kann. Es sei- so wird ausgeführt- nicht 
Aufgabe des Gerichts, an die Stelle der legitimierten, politischen Organe zu treten 
(vgl. Kodal/Krämer 1985, S. 818). 
Obwohl also der Bedarfsplan als eine gesetzesförmige Planungsentscheidung er-
geht- waren Rechtssprechung und Literatur über das Maß der Bindungswirkung 
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unterschiedlicher Meinung. Es sei an dieser Stelle lediglich darauf verwiesen, daß 
das Bundesverwaltungsgericht den Umfang der Bindungswirkung relativiert hat-
te. Es hatte nämlich entschieden (BVerwGE 72, S. 282 ff.), daß sich der Rege-
lungsgehalt des Fernstraßenausbaugesetzes und der dieses Gesetz ergänzenden 
Bedarfspläne in einer internen Bindung der Verwaltung im Hinblick auf haus-
haltsmäßige und zeitliche Prioritäten erschöpfe. Rechtliche Auswirkung im Sinn 
einer verbindlichen, gesetzgeberischenAussage über die Planrechtfertigung einer 
konkreten Straße entfalteten die Ausbaugesetze nicht. Die Planfeststellung sei 
deshalb nicht schon aus der Bedarfsplanung des Bundes herzuleiten (BVerwGE 
71, S. 169). Da sie allerdings auf einer sorgfältigen Analyse der Verkehrsbedürf-
nisse, einer Abwägung der Verkehrsinteressen mit anderen öffentlichen Belan-
gen und einer Kosten-Nutzen-Analyse beruhe, komme ihr ein erhebliches in-
dizielles Gewicht hinsichtlich der Erforderlichkeit der Straße zu (BVerwGE 72, S. 
287)36), 
Sieht man die Frage der Rechtfertigung einer Straßenplanung und ihre Bin-
dungswirkungunter dem Blickwinkel des (politischen) Bund-Länder-Verhältnis-
ses, muß man die "programmierende" Funktion der Festlegungen in den Bedarfs-
plänen ebenfalls relativieren. Gerade weil Straßenbau ein Beispiel föderativer 
Politikverflechtung darstellt, kann eine solche zwar zur Verengung der Entschei-
dungs- und Abwägungsspielräume eines Akteurs führen, aber diese nicht strikt 
determinieren. 
Entsprechend hat auch der BMV 1985- unter Bezugnahme auf die Rechtsspre-
chung - erklärt, daß die Rahmenentscheidungen des Bundes der Beginn eines 
mehrstufigen Entscheidungsprozesses seien und weder eine bestimmte Planung 
rechtfertigten noch den fachplanerischen Belangen "zusätzliche rechtliche Durch-
setzungskraft" gegenüber anderen verliehen (BT-Drs. 1014384, S. 5). Um diese 
"rechtliche Durchsetzungskraft" geht es bei der Beurteilung der Frage nach sich 
verknappenden Gestaltungsmöglichkeiten aber gerade nicht. Vielmehr dürfte die 
übliche strikte Ausrichtung der planenden Verwaltung am Gesetzesbefehl eher 
der politischen Impulskraft der Resultate von Bundes- und Landesexekutive und-
legislative zu verdanken sein. 
Für das hier behandelte Beispiel trifft jedenfalls zu, daß es für die planende Ver-
waltung selbstverständlich war, das, was der Bedarfsplan vorgab, auch durchzu-
planen und durchzusetzen. Eine Alternative war gar nicht im Bereich des Denk-
möglichen. Es ist also jene strikte "interne" Bindung der Verwaltung, die faktisch 
durchschlägt und Planungstatsachen schafft- auch wenn die Planfeststellungsbe-
-76-
hörde stets bekundet hatte, daß sie davon ausgehe, daß das Gesetz das Planfest-
stellungsermessen nicht binde (I, S. 67). 
Indirekt bestätigt wird die Bindungskraft einer politischen Willensbekundung 
durch ein - für das Vorhaben einschlägige - Urteil des VGH Mannheim. Dieser 
hatte für einen nicht weit entfernten Trassenabschnitt der A98/A861 festgehalten 
- und folgte damit - entgegen der Rechtssprechung des Bundesverwaltungsge-
richts! - der Ansicht des Landes Baden-Württemberg im gerichtlichen Verfahren-
daß, 
"die Bedarfsplanung nicht nur haushaltsmäßige und zeitliche Prioritäten setzt, 
sondern gemäß§ 4 FStrAbG auch die bei der Bedarfsplanung berührten Belange, 
insbesondere die der Raumordung, des Umweltschutzes und des Städtebaus einzu-
beziehen sind. Dies bedeutet, daß sämtliche für die Planrechtfertigung maßgebli-
chen Gesichtspunkte in diese Planung eingestellt werden müssen. Es spricht des-
halb nach Ansicht des Senats vieles dafür, in dem Bedarfsplan für den Ausbau der 
Bundesfernstraßen eine grundsätzlich die Planrechtfertigung darstellende ver-
bindliche Festlegung des Gesetzgebers zu sehen, die in einem gerichtlichen Ver-
fahren nur aufihre Verfassungsmäßigkeit sowie darauf zu überprüfen ist, ob sich 
möglicherweise Veränderungen ergeben haben, die diese Planung als obsolet er-
scheinen lassen. So hat auch das Bundesverwaltungsgericht in seinem Urteil vom 
12.7.1985 (4 C 14.83 - BVerwGE 72, 15) für den Planfeststellungsbeschluß zum 
Neubau des Main-Donau-Kanals angenommen, daß die in § 56 Abs. 3 und 4 
WaStrG zum Ausdruck gekommene Entscheidung des Gesetzgebers für den Bau 
dieser Wasserstraße von den Gerichten zu respektieren sei, soweit nicht Verfas-
sungsrecht entgegensteht. Wenn das BVerwG dabei darauf abstellt, daß sich der 
Gesetzgeber in der angeführten Vorschrift ohne Vorbehalt für den Ausbau des 
Kanals entschieden habe, so gilt Gleiches auch für den Bedarfsplan zum Fern-
straßenausbaugesetz, in dem nicht nur festgelegt ist, welche Bundesfernstraßen 
überhaupt gebaut werden sollen, sondern auch bestimmt wird, ob sie als Auto-
bahn oder Bundesstraße zu bauen sind und welchen Ausbauzustand sie erhalten 
sollen; dies spricht ebenfalls für eine verbindliche gesetzliche Planungsentschei-
dung ( ... )" (VGH Baden-Württemberg, Urteil v. 15.12.1987-5 S 3279/86, S. 13 {., 
s.a. BWVBl. 911988, S. 206). 
Anscheinend hat der VGH nun recht bekommen, insofern der Gesetzgeber diese 
Verbindlichkeit seiner Bedarfsfeststellung für die Auftragsverwaltung im neuen 
FStrAbG deklariert hat. 
e Linienbestimmung 
Der Linienbestimmung nach§ 16 Abs. 1 FStrG, die ihrerseits an den Bedarfsplan 
für den Ausbau der Bundesfernstraßen gebunden ist(Kodal/Krämer 1985, S. 824), 
kann zunächst eine "überfachliche" - raumrelevante - Wirkung zugeschrieben 
werden (Becker 1977). Daraus folgt, daß kommunale und landesrechtliche Pla-
nungen nur in Anpassung an die Linienbestimmung gestaltet werden können. 
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Diese Anpassungspflicht betrifft die gemeindliche Bauleitplanung, örtliche (Ge-
neral-) Verkehrspläne und die Planungsmaßnahmen der Länder37). 
Im Verfahren nach§ 16 Abs. 1 FStrG ist allerdings eine Abstimmung mit der ört-
lichen Planungsebene nicht vorgesehen. Dort wird die Entscheidung des Bundes-
ministers für Verkehr an das Benehmen mit der Landesplanung gebunden. Die 
Beteiligungsmöglichkeiten der kommunalen Selbstverwaltungskörperschaften 
sind aber in der Organisation der Landesplanung berücksichtigt und landesrecht-
lieh geregelt, so daß die Ortsplanung ihre Belange in die für das Benehmen erfor-
derliche Stellungnahme einbringen kann. 
Nach den Bestimmungen des § 4 Abs. 5 ROG sind alle Behörden und Planungsträ-
ger (Behörden des Bundes und der Länder, die Gemeinden, Gemeindeverbände, 
öffentliche Planungsträger, Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent-
lichen Rechts) gehalten, ihre Planungen und raumbedeutsamen Maßnahmen mit-
einander abzustimmen - das gilt also auch für den BMV. § 5 Abs. 4 ROG schreibt 
vor, daß die in § 4 Abs. 5 ROG aufgeführten Stellen die Ziele der Raumordnung 
und Landesplanung zu berücksichtigen haben. 
Die Linienbestimmung des Bundesministers für Verkehr - als "raumbedeutsame 
Maßnahme"- bindet so über die Bestimmungen des Raumordnungsgesetzes alle 
Behörden und Planungsträger, also auch die Fachplanungen, die ihrerseits unter 
dem Vorbehalt des Abstimmungsgebotes nach § 4 Abs. 5 Satz 1 ROG stehen. 
Eine "fachliche" Bindungswirkung der Linienbestimmung als "vorbereitende Ver-
waltungsentscheidung" (BVerwGE v. 30.6.1970, VKBl1970, S. 729) oder "vorbe-
reitende Grundentscheidung" (BVerwGE 62, S. 344) läßt sich zunächst dahinge-
hend verstehen, daß die Straßenbauverwaltungen der Länder durch die Entschei-
dung des BMV nach § 16 Abs. 1 FStrG verkehrs-und bautechnisch festgelegt sind. 
Da die Trasse aber nur "im allgemeinen" bestimmt ist, bleibt der planerischen Ge-
staltungsfreiheit "ein weiter Spielraum" - so das Bundesverwaltungsgericht 
(BVerwGE 62, S. 346) - bzw. sind "Varianten oder Schwankungsbreiten offen" 
(Broß 1984, S. 427). Schwankend kann man auch die entsprechenden Hinweise in 
der Literatur nennen. 
• In den "Richtlinien" hieß es dazu noch 1976, die bestimmte Linie "für den Ent-
wurf und die weitere Planung sei maßgebend" (Fickert 1978, S. 18). In der 
Neufassung von 1984 heißt es dagegen nur, diese Linie sei "Grundlage" für den 
Entwurfund weitere Planung (VkBl1984, 8.191). 
-78-
• In den "Hinweisen zu§ 16" (VkBl. 1974, S. 76 ff.) heißt es, daß die weitere Pla-
nung, die mit der Feststellung des Planes abschließe, richte sich nach der nach 
§ 16 FStrG bestimmten Linie. Abweichungen von der Linienbestimmung in 
der nachfolgenden Planfeststellung sind danach auch ohne neue Weisung des 
Bundesministers für Verkehr zulässig, wenn sich bei der Konkretisierung der 
Planung eine Abweichung als notwendig oder zweckmäßig erweist. Nur "die 
generelle Planung nach § 16" soll "im wesentlichen" behalten werden. Ände-
rungen dieser Art kommen im Planfestellungsverfahren in Betracht, falls be-
rechtigten Einwendungen Rechnung getragen werden muß, oder wenn sich 
technische Verbesserungen oder kostenmäßige Einsparungen erreichen las-
sen. Auch die Rechtssprechung hat solche Abweichungen grundsätzlich für zu-
lässig erklärt bzw. dazu ausgeführt, daß davon die Rechtsverbindlichkeit der 
nachfolgenden Planfeststellung nicht berührt sei. 
• Bei KorlallKrämer wird ausgeführt, daß die vorbereitende Planungsentschei-
dung für die Auftragsverwaltung "verbindlich" und deshalb "der Bearbeitung 
der Entwürfe für die Planfeststellung zugrunde zu legen" sei (Kodal/Krämer 
1985, S. 830). 
• Deutliche Nuancen sind vorfindbar bei Marschall/Schroeter/Kastner: Die Be-
stimmung der Linie sei "verbindlich". Die Straßenbaubehörde dürfe "keine an-
dere als die bestimmte Linie bei der Ausarbeitung der Pläne für Planfeststel-
lung und Bau zugrunde legen" (Marschall/Schroeter/Kastner 1977, S. 467). 
• Ibler nennt die Abwägung des BMV eine "Grobabwägung" und die Linienfüh-
rungsbestimmung ein "Grobraster", das eine "Bandbreite" vorgebe, innerhalb 
derer die Trasse schließlich zu finden sein müsse (Ibler 1989, S. 86). 
• Fickert charakterisiert die Bestimmung dahingehend, daß sie "richtungswei-
senden Charakter i.S. einer 'Vorentscheidung"' habe (Fickert 1978, S. 159). 
Die durch die Linienbestimmung ohne Zweifel erfolgte "Rahmensetzung" im Sin-
ne einer ''behördeninternen Bindung" für die Planung und Entwurfsgestaltung 
wäre also näher hinsichtlich ihrer (fachlichen) Auswirkung auf das planerische 
Ermessen zu konkretisieren - beispielsweise durch die Beantwortung der Frage, 
ob und in wieweit von der Linienbestimmung abgewichen werden kann. 
Mit der spannenden Frage danach, "in welchem Umfang" die Entscheidung des 
BMV "der Gestaltungfreiheit der Planfeststellungsbehörde Grenzen im einzelnen 
setzt", hatte uns nämlich das Bundesverwaltungsgericht allein gelassen und sich 
eine Erörterung versagt (BVerwGE 62, S. 347, s. aber VGH-Baden-Württemberg, 
Urteil vom 23.6.1988, NVWZ 1989, S. 349 {{.).Was sagt uns also die Literatur? 
Becker begründet eine relativ rigide fachliche Bindungswirkung u.a. mit dem 
Hinweis darauf, daß bereits in der Erörterung im Verfahren nach § 16 Abs. 1 
FStrG eine sorgfältige Abstimmung der Behörden und Stellen erfolgt sei, auf de-
ren Ergebnissen das Anhörungsverfahren bei der Planfeststellung aufbaue: "Es 
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beruht also die Vorbereitung der Planunterlagen für das nachfolgende Anhö-
rungsverfahren bereits in allen wesentlichen Punkten auf den Ergebnissen des 
Erörterungsverfahrens, welches im Zuge der Vorbereitung der Linienbestim-
mungsentscheidung stattfindet." Daraus folge, "daß sich gegenüber der erst nach-
folgenden Vorbereitung der Planungsunterlagen für das Anhörungsverfahren (. .. ) 
kaum noch durchgreifende Änderungen ergeben können" (Becker 1977, S. 344 f.). 
Ganz anders die Argumentation bei Fickert. Für ihn liegt es "im Wesen der Ent-
scheidung nach§ 16 Abs. 1, da die Linienführung nur im allgemeinen bestimmt 
wird, daß die Planfeststellung an die Entscheidung des BMV nur relativ gebun-
den sein kann" (Fickert 1978, 8.159). 
Kodal/Krämer nehmen eine mittlere Position ein. Unter Bezugnahme auf die 
Rechtssprechung des BVerwG halten sie nicht nur eine "Abweichung innerhalb 
weniger hundert Meter", sondern auch eine weitergehende Abweichung für ver-
tretbar. Allerdings gehen sie nicht so weit zu konzedieren, daß der Planfeststel-
lung auch "eine völlig andere Trasse" zugrunde gelegt werden könne (Kodal/Krä-
mer 1985, S. 910). Planung undAbwägung im Verlaufe des Verfahrens können al-
so dieser Argumentation zufolge dazu führen, daß eine Planfeststellung entschei-
dend- was immer das heißen mag- von den Vorgaben der vorbereitenden Planung 
abweichen darf- was auch Kügel meinen könnte, der von der legitimen Möglich-
keit zur Planfeststellung einer "Alternativtrasse'' spricht (Kügel1985, S. 134). 
Die Hinweise zu Bedarfsplan und Linienbestimmung und deren Bindungswir-
kung für spätere Handlungen und Entscheidungen der Beteiligten sollten folgen-
des deutlich machen: Mit den einzelnen Schritten im Planungs-, Meinungs-
bildungs- und Entscheidungsprozeß verbunden ist eine zunehmende Verengung 
der Handlungsoptionen in den jeweils nachfolgenden Planungsstufen. Deren Ak-
teure sind- oder fühlen sich- an Grundsatzentscheidungen gebunden, Alternati-
ven, die damit verworfen wurden, kommen in späteren Etappen des Planungsver-
laufs kaum mehr in Frage. Die "Kraft des Faktischen" setzt sich ja auch deshalb 
fest, weil vorgängige Entscheidungen jeweils für sich reklamieren, diese auf der 
Grundlage sorgfältiger Abwägung getroffen zu haben. 
Mit einem so gearteten Kommunikationsfluß und Entscheidungsprozeß von oben 
nach unten werden aber über die gesamte Zeitdauer der Planung nicht nur die ho-
heitlichen Entscheidungsträger sondern auch die betroffenen Bürger zunehmend 
stärker in ihren Handlungsmöglichkeiten beschnitten. Auch die Kommunika-
tionssituation der Erörterung ist längst nicht mehr wirklich offen. So wirkt bei-
spielsweise durch die gesetzliche Festlegung der Erforderlichkeit einer Autobahn 
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im Bedarfsplan- auf die sich die Behörde dann beruft- im Grunde jede Debatte 
über eine Bundesstraße als Alternative sinnlos. Ähnlich ist die Situation im Falle 
der Trassenentscheidung durch den BMV- der sich die Behörde anschließt. Auch 
diese vorgängige Entscheidung eines hierarchisch höherstehenden Planungsbe-
teiligten verengt die Planungsfreiheit der Behörde und entwertet eine Debatte 
über eine Alternative. Allerdings bleibt die Möglichkeit für die planende Behörde, 
die linienbestimmte Trasse zu verwerfen und ein neues Verfahren zu beantragen, 
stets gegeben. 
Weil die Offenheit der Entscheidungssituation theoretisch nur virtuell vorliegt 
und praktisch nur als Chance zur Modifikation gegeben ist, werden Erörterungen 
über Alternativen zur hoheitlichen Planung zu einer kommunikativen Grauzone. 
Diese Einschätzung bezieht sich auf die Öffentlichkeitsbeteiligung und die Eröte-
rung des Plans, nicht auf die gerichtliche Überprüfung der Planfeststellung. Der 
verwaltungsgerichtliche Diskurs akzeptiert zwar die Prämisse unverrückbarer 
gesetzlicher Vorentscheidungen. Der Abwägungsprozeß bei der Planfeststellung 
(und indirekt bei der Trassenentscheidung) aber steht für das Gericht voll zur Dis-
position. Die gerichtliche Überprüfung und Befassung mit der Planung kon-
trastiert insofern deutlich mit der verengten Diskurssituation im Erörterungs-
termin. 
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VI. Zur Struktur der Kommunikation im Erörterungstermin 
1. Die thematische Struktur und die Akteurskonstellationen 
Die thematische Struktur des Erörterungstermins läßt auf den ersten Blick drei -
eng zusammenhängende- Schwerpunkte erkennen: 
• Natur- und Landschaftsschutz; 
• Trassenwahl und Alternativen; 
• Beeinträchtigung privater Belange. 
Für unsere Fragestellung sind die beiden erstgenannten Aspekte von Bedeutung. 
Zum einen sind mit diesen Problembereichen im emphatischen Sinne des Wortes 
Öffentlichkeit und öffentliche Belange angesprochen. Zum zweiten entfaltet sich 
in der Thematisierung dieses Bereiches weit eher ein diskursiv zu nennender Aus-
tausch von Argumenten als im Falle der Erörterung partikularer privater Belan-
ge, wie etwa Fortdauer des Eigentums und der Freizeitnutzung, wirtschaftliche 
Nachteile durch Zerschneidung von Grundstücken, Beeinträchtigung der Feld-
struktur oder der Zufahrt, der Veränderung des Kleinklimas etc. 
Damit soll aber nicht suggeriert werden, daß die Auseinandersetzung um "priva-
te" Belange von geringerer Bedeutung für Ablauf und Charakter des Verfahrens 
wären. Das Gegenteil ist der Fall. Die Erörterung dieser Belange stellt sich aber 
grundsätzlich in einem anderen Licht dar: Da, wo es um jene "privaten", materiel-
len Belange geht, trifft die Verwaltung auf ein Publikum, das "etwas zu tauschen" 
hat- z.B. Grundstücke, für die es u.U. Entschädigung geben kann. Da aber, wo es 
um öffentliche Belange geht, ist die Behörde mit Menschen konfrontiert, die nur· 
"Argumente austauschen" können. Im ersten Fall bestimmt der Zwang zum öko-
nomischen Kompromiß die Kommunikation, im zweiten Fall gibt es nur den 
"Zwang" des guten Arguments. 
Dieser Struktur des Argumentierens der Erörterung gilt im folgenden das Inter-
esse. 
• Natur- und Landschaftsschutz 
Alle Beteiligten waren sich über die erheblichen Eingriffe des Vorhabens in den 
Naturhaushalt prinzipiell einig. Während aber der Vertreter des Autobahnamtes 
unter Verweis auf im landschaftspflegerischen Begleitplan dargestellte Maßnah-
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men vortrug, die Eingriffe in die Natur seien "ausgeglichen", widersprach dem 
der Vertreter der Bezirksstelle fürNaturschutzund Landschaftspflege (BNL). Zur 
Begründung führte er als Beeinträchtigungen an: 
die Flächeninanspruchnahme von rd. 73 ha; 
die Beeinträchtigung ökologischer Beziehungen (z.B Verlust und Verschlech-
terung von Boden, Veränderungen im Relief durch Einschnitte und Aufschüt-
tungen); 
die Veränderungen im Wasserhaushalt (z.B. Verlust an Versickerungsflächen, 
Minderung der Wasserqualität und Beeinflussung der Grundwasserverhält-
nisse); 
die Einwirkungen auf Pflanzen (z.B. Veränderung der Biomassenproduktion, 
Verlust an assimilierender Biomasse, Verlust an Arten und Veränderung der 
Zusammensetzung der Pflanzengesellschaft); 
die Einwirkungen auf Tiere (z.B. Verlust an Arten, Gefährdung von Indivi-
duen, Störung der Lebensbedingungen, Veränderung in der Zusammenset-
zung der Tiergesellschaften undVeränderungder Selektionsbedingungen); 
die Folgen für das Klima (z.B. Änderung der Windverhältnisse, Änderung im 
Strahlungsverhalten, Änderung des lokalen Luftaustausches und der Luftver-
unreinigungen). 
Der Vertreter der BNL wies darauf hin, daß zwischen den genannten einzelnen 
Faktoren vielfältige Wechselbeziehungen beständen, die durch den Autobahnbau 
nachhaltig gestört würden, weil neue, weniger stabile Konstellationen aufträten. 
Mit Beeinträchtigungen müsse auch bei der Baudurchführung gerechnet werden. 
Weitaus schwerwiegender seien aber die betriebsbedingten Auswirkungen, wie 
z.B. Lärm, Abgase, Reifenabrieb, Abwasser, Streusalz, Treibstoff- und Schmier-
mittelrückstände sowie nicht vorhersehbare Unfallfolgen. 
Insgesamt reichten deshalb weder die trassennahen noch die Maßnahmen außer-
halb der Trasse aus, weil diese in einen großen, zusammenhängenden und nicht 
versiegelten Raum eingreife. Zwar erstreckten sich die Ausgleichmaßnahmen auf 
eine Fläche von 3,6 ha, aber sie würden in Räumen durchgeführt, die schon heute 
einen hohen ökologischen Wert besäßen, d.h., es würden hauptsächlich Maßnah-
men zur Erweiterung vorhandener Biotope getroffen. Dies mache auch die Be-
rechnung zweifelhaft. 
Konsequenterweise erhob die BNL daher die Forderung nach weiteren Ausgleich-
maßnahmen, die der Autobahnverwaltung seit längerer Zeit bekannt seien38), 
- 83-
Verstärkt und ergänzt wurden die durch die BNL vorgetragenen Gesichtspunkte 
durch Vertreter der Forstbehörde, die Einwendungen bereits beim Linienbestim-
mungsverfahren gemacht hatte. Eine Koalition ergab sich mit der N aturschutzbe-
hörde insbesondere im Blick auf die Forderung nach einer Grünbrücke sowie der 
Brückenlösung über den Holzmattbach. 
Im Mittelpunkt der Argumentation der Forstverwaltung stand, daß der Wald in 
diesem Gebiet schon jetzt an erheblichen Immissionsfolgen leide, und daß weitere 
Probleme bei Vollzug der Planung auftreten würden. Ein großes zusammenhän-
gendes Waldgebiet werde durch die Trasse zerschnitten, wodurch unkalkulierba-
re Folgeschäden zu erwarten seien. Das Projekt sei aus forstlicher Sicht deshalb 
nicht akzeptabel. 
• Trassenwahl 
Mit den Einlassungen des Verkehrsplaners Ulrich Hundsdörfer, der für die Ak-
tionsgemeinschaft Natur- und Umweltschutz Baden-Württemberg (ANU) sprach, 
wurde die zweite große Kontroverse angesprochen: die TrassenwahL Die Grund-
aussage Hundsdörfers hält das Protokoll wie folgt fest: 
"Er behauptete, daß der Ansatz der Autobahnverwaltung für die Dinkelbergtrasse 
falsch sei. Der Plan der Autobahnverwaltung diene nicht dem Wohl der Allgemein-
heit, da die Verhältnismäßigkeit von Mittel und Zweck unter Berücksichtigung der 
Belange der Allgemeinheit und Nachbarschaft nicht gewahrt bzw. die Abwägung 
nicht in der erforderlichen Form vorgenommen worden sei. Er erklärte weiter, daß 
bei der Dinkelbergtrasse Abwägungsdefizite und Abwägungsfehleinschätzungen 
vorlägen und daß außerdem die Belange fehlerhaft gegeneinander abgewogen wor-
den seien. Dieses Manko werde im übrigen als wesentlicher Punkt des Einspruches 
angesehen, zumal die Alternativplanung- eine zweispurige Bundesstraße mit Orts-
umgehungen- bei der Bedarfsplanprüfung dem Gesetzgeber nicht vorgelegen habe. 
Er führte aus, daß auch beim Linienbestimmungsverfahren die Alternative gefehlt 
habe, so daß die Abwägung nur zwischen einer Nordtrasse und einer Südtrasse ei-
ner Autobahn getroffen werden konnte. 
Weiter führte er aus, daß sich die Ausgangswerte zwischenzeitlich sehr stark geän-
dert hätten und daß demzufolge heute eine andere Bewertung der Belange vorge-
nommen werden muß." (I, 58) 
Die Alternative zu einer Autobahn wurde in der Erörterung konkretisiert und 
dann anhand ihrer Elemente in ihren Vorzügen und Nachteilen diskutiert. 
Durch den lediglich zweispurigen Querschnitt der Trassenalternative beispiels-
weise, stellenweise aufweitbar um eine weitere Spur, habe sie nur eine Kronen-
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breite von 12,5 m bzw. 15,5 m gegenüber dem Autobahnquerschnitt von 26m. Ein 
weiterer Unterschied sei die gewählte Entwurfsgeschwindgkeit (VE): Der Alter-
nativtrasseliege eine VE von 80 km/h, befahrbar mit 120 km/h, zugrunde, woge-
gen die Autobahnverwaltung eine VE von 120 km/h, befahrbar mit 180 km/h, ge-
wählt habe. Die Wahl geringer dimensionierter Elemente führe dazu, daß die Al-
ternativtrasse besser an Zwangspunkte angepaßt und schonender in die Land-
schaft eingebunden werden könnte. Zwar würde sie deshalb länger, aber ein Flä-
chenmehrbedarf sei-aufgrundweniger aufwendiger Dämme und Einschnitte so-
wie des kleineren Querschnitts- dadurch nicht gegeben. 
Kritisiert wurden auch Methodik und Bewertungsmaßstäbe der für die Autobahn 
zugrundegelegten und zu ihrer Rechtfertigung herangezogenen Verkehrsprogno-
sen. Nur dadurch, so das Argument der ANU, daß "die Gewichtung aus technisch-
ökonomischer Sicht mit den Wahrscheinlichkeiten aus ökonomisch-technischer 
kombiniert werde", sei "die Autobahn besser als die Alternativtrasse." Es sei 
"dann aber abwegig, vom Allgemeinwohl zu sprechen, weil sowohl die Bedeutung 
der Belange als auch ihr Gewicht nur im Interesse bzw. aus der Sicht einer klei-
nen Gruppe der Bevölkerung festgelegt worden sei" (I, S. 63). 
Aus der Sicht des Einwenders hat so eine unzulängliche bzw. verzerrte Prognose 
des Verkehrsaufkommens bei der Abwägung der Autobahnverwaltung zur Ent-
scheidung für eine Autobahn geführt. Dafür bestehe aber kein Bedarf: Die Nah-
verkehrsbedürfnisse der Raumschaft könnten nicht angemessen befriedigt wer-
den, und es seien- zugunsten einer Entlastung der Ortschaften- immense Bela-
stungen der Landschaft zu erwarten. 
Interessant ist, daß gerade an dieser Stelle seitens der Autobahnverwaltung ein-
mal mehr das strategische Argument plaziert wird, "daß der Bedarfsplan des Bun-
des eine Autobahn festschreibe", und "allein dies sei der Planungsauftrag der 
Autobahnverwaltung" (/, S. 67) - eine Auffassung hinsichtlich der Bindungswir-
kung, die Hundsdörfer in Frage gestellt hatte. Er hatte argumentiert, daß nur der 
Bedarfeiner Verbindung durch den Bedarfsplan festgelegt wurde, nicht aber Aus-
baugrad und Detailplanung (I, S. 60). Auffallend ist ferner, daß der Verhand-
lungsleiter- laut Protokoll: "ergänzend"- vermerkt, 
"daß dieser Streit die Entscheidungen des Regierungspräsidiums Freiburg im lau-
fenden Planfeststellungsverfahren noch nie beeinflußt hat, weil nicht davon ausge-
gangen werde, daß ein das Planfeststellungsermessen bindendes Gesetz vorliege, 
sondern es werde aufgrund des vorliegenden umfangreichen Materials geprüft, 
welche verkehrliehe Bedeutung eine Straße habe, und zwar bei jeder der realisti-
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sehen Varianten. Es werde umfassend und ausführlich geprüft, welche Eingriffe 
mit welchem dieser Vorhaben verbunden seien; es werde weiter umfassend und aus-
führlich geprüft, welche Nachteile und welche Vorteilejeweils vorhanden seien. Es 
wird eine umfassende Abwägung durchgeführt, bei der alle zur Verfügung stehen-
den, ernsthaft zu diskutierenden und realistischen Varianten mit untersucht wer-
den. Aufgrund dieses Ergebnisses ergehe der Planfeststellungsbeschluß." (I, S. 
67 f.) 
Die Argumentationslinien gegen den Bau der Autobahn, wie sie bisher grob skiz-
ziert wurden, entsprechen weitgehend den grundsätzlichen Forderungen und Be-
denken, wie sie auch bei anderen Projekten insbesondere von Seiten der Natur-
schutzverhände vorgetragen werden. Nach Grüger et al sind dies 
Kritik der Zerschneidung und Versiegelung der Landschaft und des Flächen-
verbrauchs; 
Forderung nach der N ullvariante; 
Hinweise auf ein bereits vorhandenes ausreichendes Straßennetz einschließ-
lich autobahnmäßig ausgebauter Straße; 
Zweifel an der Aktualität und Solidität von Planung und Prognose; 
Forderung nach Ausbau des öffentlichen Personenverkehrs ( Grüger et al. 1985, 
s. 337). 
Fallspezifisch ist der Umstand, daß vonseitender Einwender die Forderung nach 
Alternativen der Trassenwahl nicht nur plakativ erhoben, sondern konstruktiv 
eingebracht wurden. Man hatte sich des Sachverstands von 'Gegenexperten' be-
dient, und sehr weitgehend Alternativtrassen in ihren Grundelementen 'durchge-
plant'. Erkennbar ist dadurch auch, daß eine Verbesserung der Verkehrslage -
insbesondere die Funktion der Trasse als Ortsumgehung- von nahezu allen Ein-
wendern (wie auch von Kritikern in der öffentlichen Diskussion) nicht in Frage 
gestellt wurde. 
2. Statt der Grünbrücke eine Wildbrücke ... oder garnichts: 
Kontroversen der Behörden 
Die Tatsache, daß es weit verbreitet ist, den Erörterungstemin durch Koordinie-
rungsgespräche, (Vor-)Verhandlungen und vorab gemachte Zusagen behördenin-
tern vorzubreiten, wird von niemandem bestritten. Sie läßt sich auch in unserem 
Fall aus den Schlüsselpersonen-Interviews und aus den Protokollen rekonstruie-
ren. Dort ist auch zu sehen, daß der Erörterungstermin ein Forum von Ausbande-
lungen ist, beispielsweise da, wo vermerkt ist, daß "Teile der Stellungnahme (der 
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Stadt Lörrach, T.P.) bereits verhandelt seien" (I, S. 83, s.a.l, S. 23, 34, 36, 45, 75, 
79; ll, s. 5, 29, 44). 
Auch die politische Ebene versuchte, das Projekt für alle Beteiligten konsensfähig 
zu machen. Im Falle der A 98/861lagen lange Zeit das Innenministerium und das 
Ernährungsministerium wegen der zu erwartenden Eingriffe in den Wald auf 
Kollissionskurs. Erst nach Absprachen und Zusagen signalisierte das Ernäh-
rungsministerium sein Einverständnis. Daß aber trotz enger Verflechtung von 
Politik und Verwaltung auch einmal etwas schief gehen kann, zeigt der Umstand, 
daß die nachgeordneten Naturschutzbehörden bzw. Forstbehörde-trotz Kompro-
mißfindung aufhöherer Ebene- weiterhin Einwendungen geltend machten. 
Mit den behördlichen Koordinierungsgesprächen setzt sich im Grunde fort, was 
bereits im Vorfeld der Linienbestimmung nach§ 16 FStrG begonnen wurde: eine 
organschaftliehe Partizipation (nicht aber eine bürgerschaftliehe Partizipation) -
informelle Kommunikationsprozesse zwischen Vorhabensträger und anderen Be-
hörden. 
Mit welchen Intentionen auch immer die Abstimmung zwischen Vorhabensträger 
und anderen Behörden und Stellen im Blick auf den Erörterungstermin durchge-
führt wird, objektiv resultiert daraus eine noch weiter zunehmende "Passform" 
der Planung. Dadurch, daß Bedenken argumentativ oder durch Zusagen aus dem 
Weg geräumt, Informationen ausgetauscht und hinzugewonnen, Verhandlungs-
pakete vorbereitet, Koalitionspartner gewonnen und u.U. verbleibende Opponen-
ten identifiziert werden, wird das Terrain der Auseinandersetzung überschaubar 
und werden Konflikte präventiv entschärft. Subjektiv entsteht hieraus sicherlich 
das Gefühl bzw. die Überzeugung beim Vorhabensträger, die fachliche Fundie-
rung der Planung und die Abwägung aller Belange sei ausreichend bis gut erfolgt. 
Oder, wie es ein Vertreter der Autobahnverwaltung ausdrückte: Die "Planung sei 
bereits optimiert", es seien "sämtliche" (sie!, T.P.) Problemstellungen nach dem 
Für und Wider geprüft" (I, S. 80). 
So unumgänglich die Formierung einer behördlichen Kommunikationsgemein-
schaft in einem bestimmten Abschnitt einer langandauernden Planung sein mag, 
so unvermeidlich resultiert daraus eine sukzessiveimmunisierungdes Vorhabens 
und seiner Vertreter gegen Kritik und neue Überlegungen - insbesondere hin-
sichtlich möglicher Alternativen einschließlich der sogenannten "0-Variante". 
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Dem Immunisierungseffekt korrespondiert zudem eine spezifische (ich unterstelle 
einmal: mehr behauptete als geglaubte) Illusion der Sachentscheidung. Exempla-
risch hierfür sind die Aussagen der Vertreter der planenden Behörde gegenüber 
den Einwendungen der Naturschutzverwaltung. Diese erhellen den Charakter 
der Erörterung über die Notwendigkeit naturschützender Maßnahmen als "Ver-
handlung", als Tauschritual, nicht aber als an Bachnotwendigkeiten orientierte 
Entscheidung. Dies liest sich beispielsweise so: 
"Eine Vertreterindes Regierungspräsidiums Freiburg-Referat 4- und ein Vertre-
ter der Bezirksstelle für Naturschutz und Landschaftspflege Freiburg waren im 
Termin anwesend. Die Vertreterin der Naturschutzverwaltung trug die Stellung-
nahme vom 20.12.1985 vor und stellte nochmals fest, daß ohne Berücksichtigung 
der von der Bezirksstelle für Naturschutz und Landschaftspflege Freiburg gefor-
derten Maßnahmen ein Ausgleich des Eingriffs durch die vorliegende Planung 
nicht ersichtlich sei. 
Auf Frage wurde auch festgestellt, daß die im Koordinierungstermin im Sommer 
1985 angebotenen Maßnahmen nicht in die Planänderung aufgenommen worden 
seien, nachdem die Naturschutzverwaltung auch unter Berücksichtigung dieser zu-
sätzlichen Maßnahmen den Eingriff für nicht ausgeglichen bewertet habe. Die Ver-
treter der Autobahnverwaltung stellten hierzu auch nochmals fest, daß diese Maß-
nahmen nur verbindlich zugesagt würden, wenn dann der Gesamteingriff im vor-
liegenden Bauabschnitt als ausgeglichen bezeichnet würde." (Il, S. 5) 
Angesichts einer- aus planerischer Sicht verständlichen und nachvollziehbaren-
Prioritätssetzung bei den "verkehrlichen Belangen" kann die Strategie der Vor-
habensträger nur so sein, wie sie ist: In Erwartung einer- aus ihrer Perspektive -
Maximalforderung der Naturschutzbehörde wird eine Ausgleichsmaßnahme in 
Aussicht gestellt, deren Zusage und Verwirklichung aber an die Verpflichtung 
zur Zurücknahme der Einwendung gebunden. Zugleich mit diesem "Angebot" er-
folgt die Sanktionsdrohung: Wird das Gebotene nicht akzeptiert, wird zurückgezo-
gen. Der behördliche Einwender steht so vor dem Verhandlungsdilemma, entwe-
der zu akzeptieren, oder aufseinen Forderungen zu beharren u.U. nichts zu errei-
chen. 
Die Struktur des angestrebten "deals" zwischen den beteiligten behördlichen Stel-
len entlarvt nun nicht schnöde Planungsmentalität oder mangelndes Umweltbe-
wußtsein, sondern reflektiert die zwingende Logik einer zunehmenden Veren-
gung der Handlungsoptionen und-spielräumen für den Vorhabensträger in zei tli-
cher und technisch-gestaltender Hinsicht. Dazu tritt für das Autobahnamt die 
schlichte Notwendigkeit, die eher engen finanziellen Möglichkeiten für den Na-
turschutz- in denen sich aber gesellschaftspolitische Prioritäten manifestieren -
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zu berücksichtigen: Eine Finanzierung naturschonender Bauwerke "nur aus 
Gründen des Naturschutzes" sei gegenüber dem BMV nicht durchsetzbar (1, 8.35)! 
Eine solche (Verhandlungs~) Situation verstärkt vermutlich beim Vorhabensträ-
ger ein Verhalten, das weniger am Gebot vernünftiger Abwägung von Belangen 
orientiert ist, als vielmehr an der Maxime, Konsens möglichst aller Beteiligten zu 
erzielen. So stellt sich praktisch für den Vorhabensträger die Frage, was er (mög-
licherweise) zugestehen muß, um die Zurücknahme von (möglichen) Einsprüchen 
zu erreichen. Entsprechend sind Verhandlungen Kämpfe um Macht und Interes~ 
sen. Die besseren Chancen dürften wohl beim Vorhabensträger liegen, was in die~ 
semFall heißt, daß "Kompromisse" zu Lasten der Natur gehen. 
Aufschlußreich für das eben Gesagte ist das Verhalten des Autobahnamtes: Dies 
argumentiert zunächst, daß die Tunnellösungen innerhalb des Bauabschnitts 
"nicht allein aus technischen Gründen, sondern im Hinblick auf landschaftspfle~ 
gerische Gesichtspunkte geplant worden" seien. In der Erörterung aber werden 
diese Maßnahmen zu ''bargaining chips'': Es sind "Vorleistungen" des Vorhabens-
trägers, von denen dieser erwartet, daß sie - vom potentiellen Widerpart (der 
BNL)- "entsprechend honoriert" werden. Geschieht das nicht- ist dies (nur konse-
quent) zu "bemängeln" (1, S. 36), weil ein Verstoß gegen die Spielregeln. 
Das aber ist in diesem Fall wiederum mit Entzug von Zusagen sanktioniert wor-
den, der nicht nur die Naturschutzverwaltung traf, sondern auch die Stadt Rhein-
felden, die sich der Forderung nach einer Grünbrücke angeschlossen hatte: 
"Auf Frage des Verhandlungsleiters stellte der Vertreter der Autobahnverwaltung 
fest, daß sich durch die Forderung des Naturschutzes und der Stadt RheinfeZden 
keine rechtliche Veränderung ergeben habe. Er bedauerte, daß das gezeigte Entge-
genkommen nicht entsprechend gewürdigt wurde und betonte, daß alle bereits ge-
machten Zusagen in bezugauf Minimierung des Eingriffes darrät selbstverständ~ 
lieh hinfällig seien. Maßgeblich sei nur die ausgelegte Planung" (1, S. 38; s.a. II, S. 
5). 
Die schon seit langem theoretisch und empirisch kritisierte Ideologie der Sachge-
setzlichkeit und der Mythos der Autorität qua Fachkompetenz findet auch in un-
serem kleinen Exemplum seine Widerlegung. 
Wie an anderen Stellen zeigt sich auch hier die Vermittlungsfunktion des Ver-
handlungsleitersbeim "Tauschritual": 
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"Auf Frage des Verhandlungsleiters, ob das im Raum stehende Ausgleichspaket 
die Forstdirektion veranlassen könnte, ihre Bedenken gegen die Trasse zurückzu-
stellen, erklärte der Vertreter der Forstdirektion, daß er nicht für die Körperschafts-
forstdirektion sprechen könnte, daß aber von seiten der Forstverwaltung die großen 
Bedenken gegen die Trasse dort gemindert werden könnten, wo in wesentlichen Be-
reichen eine Verbesserung der geplanten Situation erreicht werden könne.'' (I, S. 
43; s.a. II, S. 7) 
Weder besteht nun ein Grund, die Mentalität des Aushandelns, die Strategie des 
"package deals" zwischen Behörden (vgl. z.B. Bohnert 1976, S. 95 ff.) normativ zu 
beklagen, noch ein Grund, achselzuckend auf die normative Kraft des Faktischen, 
also die übliche Planungspraxis, zu verweisen. Allerdings gibt es gute Gründe, 
Planung und Erörterung als das zu charakterisieren, was sie auch repräsentieren: 
Verwaltungsinterne, arbeitsteilige Rollenspiele, pragmatische, an second-best-
Lösungen orientierte Aushandelungen im Kontext spezifischer (kaum mehr ver-
handelbarer) politischer und planerischer Vorgaben. Nicht der Sachverstand, son-
dern inneradministratives Kalkül ist hier primär gefragt: Der Umweg über ein 
"so gut wie möglich" zum "so gut wie nötig"- zum innerbehördlichen Kompromiß. 
Nun zeigt der Konflikt zwischen Vorhabensträger und BNL aber auch die Gren-
zen von administrativen "Durchsetzungsstrategien" (Bohnert 1976). Nicht immer 
gelingt es, in Vorbesprechungen und Koordinierungsterminen konkurrierende 
bzw. opponierende Behörden zu "ermüden" (Luhmann). Die Geheimhaltungsstra-
tegie der Vorplanungsphase (Bohnert 1980, S. 205) kann dann nicht mehr prakti-
ziert werden, so daß es unumgänglich wird, in einer Art "show down" vor einem 
begrenzten Publikum die Kontroverse argumentativ darzustellen. 
3. Ebenen der Argumentation 
Der Versuch, die Argumentationsstruktur des (im Schwerpunkt: ersten) Erörte-
rungstermins differenziert darzustellen, ist in diesem Fall aus methodischen 
Gründen heikel. Entscheidend hierfür ist das Fehlen eines Wortprotokolls, aus 
dem so etwas wie ein "Kommunikationstableau" (vgl. Schmittel1989)- empirisch 
-ableitbar und umfassend belegbar wäre. 
Diese Basis fehlt im vorliegenden Fall, so daß- neben dem Verlaufsprotokoll - auf 
ergänzende Materialien und Belege zurückgegriffen werden muß: die Interviews 
mit Schlüsselpersonen und die Zeitungsberichterstattung. Mit begrenzter empiri-
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scher Basis und eingeschränktem Detaillierungsgrad sind dennoch zumindest diß 
Ebenen der Argumentation und eine argumentative Grobstruktur der Erörterung 
zu rekonstruieren und zu belegen. Ausgeklammert bleiben dabei administrative 
Feindispute zwischen Behörden über technische Regelungsdetails sowie analoge 
Diskussionen zwischen Vorhabensträger und Privaten. 
Unter den oben angedeuteten Vorbehalten läßt sich der Austausch der Argumen-
te folgendermaßen systematisieren: 
• Auf der Ebene des Planungsziels und der Planungsrechtfertigung geht es um 
die Grundsatzfrage der Notwendigkeit einer Autobahn in Verbindung mit der 
Berechtigung bestimmter allgemeiner planerischer Zielsetzungen. 
• Auf der Ebene der planerischen (und politischen) Ermessens- und Entschei-
dungsfreiheit wird die Frage der Trassenwahl, vor allem in Verbindung mit 
den Fragen des Naturschutzes, und werden mögliche Alternativen erörtert. 
Dabei ist vor allem die Abwägung von Belangen sowie die Gewichtung der Be-
deutsamkeit und Rangfolge von verkehrliehen Belangen einerseits sowie Be-
langen von Naturschutz und Landschaftspflege, Landwirtschaft und Landes-
kultur, Wasserwirtschaft, Verkehrssicherheit, Lärmschutz (dies als "öffentli-
che Belange") und den Belangen der Privaten (insbesondere Wohnen, Eigen-
tum und Gesundheit) andererseits angesprochen. Damit einher g·eht die Erör-
terung über mögliche Ausgleichs- und Schadensminderungsmaßnahmen. 
• Auf der Ebene der (technischen) Vorhabensplanung geht es um die Angemes-
senheit und die Qualität einzelner Lösungskonzepte für bauliche und andere 
Probleme und zwar sowohl im Blick auf die linienbestimmte Trasse als auch in 
der Diskussion befindliche Alternativen. 
Während sich Einwendungen in aller Regel jeweils nur auf einer, manchmal zwei 
Ebenen bewegen (erst die Klage bündelt die Einwendungen zu einem Argumenta-
tionszusammenhang), stellt sich die Argumentationsführung auf Seiten des Vor-
habenträgers in der Regel so dar, daß die einzelnen Begründungen immer einer 
geschlossenen Argumentationsstrategie entnommen sind und gegebenenfalls auf 
diese zurückverweisen können. 
Die Wirkung solch hermetischer Abwägung wurde im Erörterungstermin über-
aus anschaulich: 
• Wurde gegen die Notwendigkeit einer Autobahn argumentiert, erfolgte der 
Hinweis auf ein beschlossenes Gesetz, das einen entsprechenden Bedarf objek-
tiv diagnostiziert und die Erforderlichkeit einer Autobahn verbindlich (für die 
Planung) festgeschrieben habe. Zugleich konnte der Vorhabensträger auf legi-
time mit dem Projekt zu erreichende Zielsetzungen hinweisen: auf ein zusam-
menhängendes Autobahnnetz, auf Erschließung eines strukturschwachen 
Raumes, auf Verbesserung der Verkehrssituation etc. Als interne (Fach-) Pla-
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nungsleitsätze stiften diese Ziele eine legitimierende Wirkung und lassen das 
Vorhaben - wie von der Rechtssprechung bestätigt- als "objektiv erforderlich" 
erscheinen. 
e Wurden gegen die Wahl und Bestimmung der Linienführung Einwendungen 
erhoben, wurde auf das behördliche Abstimmungsverfahren nach § 16 FStrG 
und eine, bereits auf Abwägung beruhende, Entscheidung des BMV verwiesen. 
AufKritik an der Art und Weise und den Resultaten der Abwägung von Belan-
gen (auch: der Verletzung von Belangen) wurde der Hinweis auf die Verpflich-
tung ebenso wie die Kompetenz zur Entscheidung für und gegen bestimmte 
Belange (nach sorgfältiger Prüfung) sowie die in Erwägung gezogenen Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen ins Feld geführt. Ausdrücklich bestätigt auch 
die Rechtssprechung das Recht und die Pflicht der Verwaltung, sich im Rah-
men ihres Ermessens gegen den einen und für den anderen Belang zu entschei-
den. 
• Wurde gegen spezifische bauliche Detaillösungen oder für Alternativen plä-
diert, wurde auf eine - nach langer Zeit- bereits optimierte Planung auf der 
Basis von behördlichem und gutachterlichem Fachwissen hingewiesen. 
Der Einwendende sieht sich so einem geschlossenen Zusammenhang von Recht-
fertigungsstrategienfür eine Planung gegenüber, die nahezu hermetisch gegen-
insbesondere partikulare, auf einer Ebene ansetzende - Kritik abgeschottet ist. 
Kennzeichnend und aufschlußreich für die Logik der Argumentation der Verwal-
tung ist dabei die doppelte Legitimationsstrategie: Die Vorhabensplanung erfährt 
ihre Absicherung durch den gleichzeitigen Verweis auf Bindungen und Freiheiten 
des Vorhabenträgers: die Bindung durch Bedarfsgesetz, Fachplanungsgesetz und 
Linienbestimmung- also durch demokratisch autorisierte Politik sowie gesetzli-
che fixierte Planungsleitsätze- und die Freiheit, pflichtgemäß abzuwägen und pla-
nerisch nach Ermessen zu entscheiden - also durch gesetzlich und durch Rechts-
sprechung gesicherte Gestaltungsfreiheit der Verwaltung. 
Ein Ansatzpunkt, die Rechtfertigung eines Vorhabens argumentativ in Frage zu 
stellen, kann es- so gesehen - nicht geben. Und das ist im übrigen das zentrale 
Kommunikationsdilemma (und die primäre Quelle von Frustration für beteiligte 
Bürger). Dieses Dilemma ist aber der Struktur des Planungsprozesses zuzuschrei-
ben. In diesem gibt es keine 'begleitende' Öffentlichkeitsbeteiligung, sondern nur 
eine 'kompensierende'- weil zeitlich nachgeordnete. Sie ist deswegen nicht gering 
zu achten- im Gegenteil. Aber man muß sich ihrer Begrenzungen und damit auch 
ihrer qualitativen Restriktionen bewußt sein. 
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VII. Die "Möglichkeit, den Kropf zu leeren": 
Wahrnehmungsmuster und Urteile bei den (privaten) 
Beteiligten 
In der Rechtssprechung und der wissenschaftlichen Literatur wird die Öffentlich-
keitsbeteiligung in der Regel nicht gering gehandelt. Die ihr zugeschriebene Be-
deutung geht weit über solche Funktionen hinaus wie Information von Behörden 
und Beteiligten oder Interessenausgleich. Gewährleistet werden soll vielmehr 
auch ein - vorverlagerter - Rechtsschutz, Grundrechtsschutz soll verbürgt, die 
Identifikation des Bürgers mit dem Gemeinwesen, die Demokratisierung des Ver-
waltungshandelns, die Akzeptanz des Rechts soll qua Verfahren gefördert wer-
den39), Wie aber sehen das diejenigen, die als Bürger beteiligt sind? Worin liegt 
für sie die Funktion der Erörterung, und wie stellt sich deren Ablauffür sie dar? 
Hierzu wurden in Interviews solche Bürger befragt, die sich am Erörterungster-
min beteiligt hatten. Es sei nochmals ausdrücklich darauf hingewiesen, daß ihre 
geringe Zahl keine repräsentativen Aussagen zuläßt- weder über die Gesamtheit 
der Anwesenden, noch über die betroffene Bevölkerung. Auch ist keine Übertra-
gung der Ergebnisse auf andere Verfahren und Verfahrensarten erlaubt. Ferner 
ist der triviale Umstand nicht zu vergessen, daß diese privaten Beteiligten Gegner 
des Projekts (ausgenommen ein befragter Bürger) waren. 
Die Befragung von Beteiligten zeigt, daß in der Praxis des Verfahrens vor Ort 
kaum einer der Beteiligten wirklich überzeugt sein dürfte, daß eine der oben ge-
nannten normativen Zielsetzungen auch nur annähernd erfüllt werden könnte. 
Vielmehr ist die überwiegende Mehrzahl eher nüchternen, teils sarkastischen 
Einschätzungen zugeneigt. Während Vertreter der Behörden trotz zugestandener 
Schwierigkeiten im Umgang mit der "Öffentlichkeit" sich grundsätzlich mit dem 
Verfahren identifizieren, ist die Einschätzung der privaten Einwender wesentlich 
distanzierter. 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit ist in ihren Augen weit eher eine Farce, eine 
Alibiveranstaltung, aber auch- bei weniger spontanen Äußerungen- "besser als 
nichts". 
Es ist zudem auffällig und bleibt festzuhalten: 
• Niemand möchte die Beteiligung der Öffentlichkeit abgeschafft sehen- fast al-
le möchten sie verbessern. 
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• Hinter den apodiktischen, pessimistischen Einschätzungen des "Sinns" der 
Öffentlichkeitsbeteiligung verbergen sich durchaus differenzierte Urteile über 
das Verfahren und über die Umstände, die bewirken, daß die Dinge dabei so 
sind, wie sie sind. 
• Die Mehrzahl der Urteile richtet sich niemals nur auf das Verfahren bzw. den 
Erörterungstermin, sondern die Beteiligten beziehen immer das "Umfeld", al-
so Gesellschaft und Politik, ein und versuchen, Zusammenhänge herzustellen. 
Bereits diese drei Hinweise scheinen mir Grund genug zu sein, etwas näher nach-
zufragen und der Tiefenstruktur der "Meinungen" über Öffentlichkeitsbeteili-
gung und Erörterungstermin auf die Schliche zu kommen. 
Die in Gesprächen mit Schlüsselpersonen erfragten Einschätzungen werden im 
folgenden, nach "Motivgruppen" geordnet, vorgestellt: 
• Die Erörterung als "Tribunal": zur Atmosphäre der Verhandlung 
Bei fast allen (einwendenden) Beteiligten klingt Kritik an der Atmosphäre der 
Erörterung an. Eine - einschüchternde- "Gerichtsatmosphäre" habe geherrscht, 
die "psychologisch" von manchen Teilnehmern schwer zu verarbeiten gewesen sei. 
Die negative Stimmung, das Gefühl der Konfrontation wird in der Regel auf die 
Behördenvertreter und deren geschlossenes Auftreten zurückgeführt. Vereinzelt 
werden weitere Argumente angeführt: die Sitzordnung, die mangelnde Rücksicht-
nahme auf Zeitprobleme der Beteiligten, die Sitzungsleitung, insofern sie als zu 
straff empfunden wurde. 
Eine Ausführung qualifiziert die Erörterung als obrigkeitlich durchgeführt: "Nor-
male Einwender sagen ihr Sprüchlein, denn gehen sie eben wieder". 
• "Ein Apparat von Fachleuten": Expertencontra Laien 
Das allgemeine Gefühl der Frustration - "man kann doch nichts machen"- kon-
kretisiert sich im Eindruck der Unterlegenheit des Bürgers in fachlicher Hinsicht 
entsprechen. Dieses "Gefühl" wird in der Sicht einiger Einwender dadurch hervor-
gerufen oder bestärkt, daß die Behördenvertreter im Fachjargon sprächen, daß sie 
eine gewisse "Planer-Arroganz" zeigten und den kritisierenden Laien ihre fachli-
che Überlegenheit auch spüren ließen. Von allen Bürgern wird erkannt und als 
problematisch empfunden, daß es keine "Waffengleichheit"40) der Parteien gibt. 
Als hilfreich und sinnvoll wird der Auftritt von "Gegenexperten" empfunden -
auch und gerade um das eigene Unterlegenheitsgefühl kompensieren zu helfen. 
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• "Behördenmauscheleien" oder: "Eine Krähe hackt der anderen kein Auge aus": 
Die Koalition der Behörde 
Den Teilnehmern an der Erörterung bietet sich das Bild einer Koalition von Büro-
kraten, die alle "ihr" Projekt durchziehen wollen. Unterstützt wird dieser Ein-
druck übrigens schon durch die Sitzordung und weiter gefördert durch die Tatsa-
che des Zusammenstehens, des Miteinanderredens der Behördenvertreter z.B. vor 
Beginn oder in den Pausen der Erörterung. 
Durch die Einlassungen der Vertreter des Vorhabensträgers wird für den auf-
merksamen Zuhörer auch erkennbar, daß es bei den bisherigen Planungen stets 
Zusammenarbeit zwischen den Behörden, zwischen den Behörden und Kommu-
nen gegeben hat. Empfunden wird dies aber weniger als Normalität und sachliche 
Notwendigkeit als vielmehr als Kollaboration von denen da oben" gegen den Bür-
ger- oder zumindest hinter dessen Rücken. 
Die im Verfahren erlebten widerspenstigen Behörden werden zwar positiv gewür-
digt, letzlieh aber, so glaubt man, haben sie doch keine Chance. 
• "Steckt mit den anderen unter einer Decke": Der Verhandlungsleiter 
Ähnlich wie bei der Einschätzung der Rolle der "opponierenden" Behörden wird 
der Verhandlungsleiter von den Einwendern kritisch begutachtet: Obwohl ihm in 
unserem Fall fast durchgängig gute Noten erteilt werden, bleibt der latente Ver-
dacht der verdeckten Kooperation mit den Vorhabensträgern- nicht zuletzt, weil 
er ja erkennbar "aus dem gleichen Stall" kommt. 
"Selbst wenn er (gegen das Projekt sein) wollte, er könnte nicht"- sich dement-
sprechend verhalten bzw. durchsetzen. Dadurch bleibt auch die Anerkennung der 
Fairneß der Verhandlungsführung in unserem Fall immer verbunden mit dem 
Verdacht, dies sei nur "Schein" und diene gar der Ablenkung von der Wirklich-
keit: Mitspieler oder gar Handlanger zu sein. 
• "Die Sache ist schon längst gelaufen": Vollendete Tatsachen 
Nicht zuletzt aufgrund der Vermutung, einem geschlossenen Block von Experten 
und Bürokraten gegenüberzustehen, verstärkt sich die- wahrscheinlich schon vor 
Beginn der Erörterung verfestigte - Ansicht, das Projekt werde so gebaut, wie es 
geplant worden sei. Allenfalls Modifikationen seien noch möglich, im Grunde aber 
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bestehe kaum Interesse an oder Bereitschaft zu entscheidenden Änderungen, Al-
ternativen oder gar einer Einstellung des Vorhabens. 
• Kritik der Straßenbaupolitik und der automobilen Gesellschaft: 
"Wo sollen die vielen Autos hin"?: Ursache und Symptom 
Intuitiv stoßen die Einwender immer wieder an die Grenzen des Erörterungster-
mins: Man diskutiere im Grunde nur über ein Symptom, die Autobahn, nicht über 
die Ursachen dieses Symptoms: eine am Individualverkehr orientierte Straßen-
baupolitik und die Fixiertheit der Gesellschaft ("Jeder von uns") auf das (private) 
Automobil, auf das "keiner verzichten will". 
Hier müsse man ansetzen, aber das sei unrealistisch. Und auf das Verfahren be-
zogen: Man habe solche allgemeinen Fragen zwar behandeln dürfen, aber es sei 
keine Bereitschaft dagewesen, sich damit auseinander zu setzen. 
• Die Öffentlichkeitsbeteiligung und der Erörterungstermin: Eine "Farce", 
ein "Feigenblatt", eine "Pflichtveranstaltung" der Behörden: Reduktion 
von Entscheidungsoffenheit 
Die bislang erwähnten Vermutungen und Einschätzungen verdichten sich in fast 
allen Kommentaren zur Funktion von Öffentlichkeitsbeteiligung und Erörterung 
zu den zuletzt genannten Urteilen. Die Erörterung sei "Kosmetik", denn die Ent-
scheidung sei längst gefallen- obwohl die Behörden den Eindruck zu vermitteln 
suchten, alles sei noch offen. Dem Bürger bleibe nur noch "die Möglichkeit, den 
Kropf zu leeren". 
AufNachfrage räumen die Beteiligten zwar eine Funktion der Erörterung für die 
Verwaltung ein: Sie wolle sich - zusätzlich - informieren, aber ansonsten sei das -
weil gesetzlich vorgeschrieben- eben eine Art "Pflichtveranstaltung". Natürlich: 
Auch die Öffentlichkeit werde korrekt informiert, aber eigentlich geschehe dies zu 
spät. 
Kein Einwender hat eine Vorstellung davon, daß in der Erörterung so etwas reali-
siert werde wie "vorgezogener Rechtsschutz" oder das Recht auf "rechtliches Ge-
hör". Ebenso fremd ist den meisten spontan die Vorstellung, eine Erörterung kön-
ne auch ein Beitrag zum fairen Umgang der Verwaltung und der Politik mit dem 
Bürger sein. Im weiteren Gespräch mit den Befragten wird diese "soziopolitische 
Funktion" akzeptiert, zugleich aber deren Nichterfüllung beklagt oder faktische 
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Augenwischerei durch die Verwaltung unterstellt, damit die Verwaltung ihr Vor-
haben besser verkaufen könne. 
Es ist, denkt man etwas näher über die geäußerten Einschätzungen nach, nicht 
so, daß diese Urteile von Laien (den befragten Bürgern) ihrer Sensibilität nach 
gänzlich anders geartet sind alsjene kritischen Einschätzungen von Experten (in 
der wissenschaftlichen Literatur, indirekt auch in der Rechtsprechung) an der 
Praxis der Öffentlichkeitsbeteiligung. Ich will das an drei Beispielen begründen: 
"Behördenmauscheleien": Dieses Diktum wird in der Literatur aus der Sicht 
der Wissenschaften als "informales Verwaltungshandeln" (Bohne 1984, Beyer 
1986, Beyerlin 1987), als "tauschförmiges Recht" oder im Zusammenhang mit 
"Verhandlungslösungen" diskutiert. Aus rechtswissenschaftlicher Perspekti-
ve werden der Öffentlichkeitsbeteiligung vorangehende Absprachen zwischen 
Behörden (und zwischen Behörden und Dritten) häufig wegen der Gefährdung 
der Rechtspositionen sonstiger Beteiligter kritisiert (Hoffmann-Riem 1989, S. 
1, m.w.N.). Kritik erfährt der Umstand, daß "Vorverhandlungen die 
Beteiligungs- und Anhörungsrechte drittbetroffener Bürger im nachfolgenden 
Genehmigungs- oder Planfestellungsverfahren weitgehend ihres praktischen 
Sinns berauben" (Bohne 1984, S. 352). Problematisiert wird ferner, daß der Er-
trag an Verwaltungseffizienz, der durch solche nicht-förmliche Verfahren und 
Arrangements (Eberle 1984) erreichbar ist, einhergeht mit einem Verlust an 
Transparenz des gesamten Entscheidungsprozesses und seiner Determinan-
ten. 
Im Verfahren und gerade in der Erörterung bekommt der teilnehmende inter-
essierte Bürger die Existenz von Absprachen, Vorverhandlungen, gegenseiti-
gen Zugeständnissen etc. durchaus mit. Die Behördenvertreter machen auch 
gar keinen Hehl daraus, daß man gemeinsam an diesem Vorhaben gefeilt hat. 
Ohne einen wissenschaftlich kategorialen Zugriff auf eine solche Situation zu 
haben, zeigt dem Laien aber doch seine praktische Urteilskraft die Gefähr-
dung seiner Position als ernstzunehmender Teilhaber an Entscheidungspro-
zessen. 
In meinem Untersuchungsfall der A98/861 hat sich der VGH Mannheim mit 
im Vorfeld durchgeführten Behördenabsprachen beschäftigt. Er hat befunden, 
daß diese Ausprägung des Verwaltungshandeins nicht gegen das An.liegen der 
Öffentlichkeitsbeteiligung und nicht gegen die Neutralitätspflicht der Flan-
feststellungsbehörde verstößt (VGH Baden-Württemberg, Urteil v. 23.6.1988-
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5 51080187; s.a. Urteil v. 15.12.1987 - 5 53279186). Das Gericht folgte damit 
nicht der Argumentation der Kläger. Diese hatten u.a. zu bedenken gegeben, 
daß insofern durch Vorabsprachen das Projekt gegen Beeinflussung durch pri-
vate Partizipation immun gemacht würde, solche 'Koordinierungsstrategien' 
dem Sinn der Öffentlichkeitsbeteiligung und des Erörterungstermins entge-
gen ständen. 
"Die Sache ist gelaufen". Diese Aussage problematisiert den Umstand, der für 
die Mehrzahl von Infrastrukturprojekten typisch sein dürfte (Degenhart 1978, 
Schach 1988, §§ 39 und 40 m.w.N.). Ein solches Projekt wird der Mitgestaltung 
durch private Partizipation erst zugänglich, wenn schon eine erhebliche Pla-
nungsreife vorliegt (Schnappauf 1977) oder mit vorangegangenen, abschnitts-
weisen Planfeststellungen bzw. der Bildung von Zwangspunkten die "normati-
ve Kraft des Faktischen" ins Spiel kommt41), Die wissenschaftlichen Diszipli-
nen thematisieren dies unter dem Stichwort "vollendete Tatsachen" (Blümel 
1967). Wird dieser Umstand eher rechtswissenschaftlich ins Auge gefaßt, be-
gegnen wir der Forderung nach rechtzeitigem, also vorverlagertem Rechts-
schutz im Verfahren einerseits (Blümel1982)42) oder vorbeugendem bzw. vor-
läufigem Rechtsschutz andererseits (Langer 1987, Schach 1988). In einer eher 
sozialwissenschaftliehen Perspektive finden wir das Postulat frühzeitiger Bür-
gerbeteiligung zur Ermöglichung einer chancenreichen Partizipation an- da-
durch verbesserbaren - Planungs- und Verwaltungsentscheidungen (Treutner 
1982, S. 174 ff., Behr/Fritz-Vietta 1985). 
Auch das Bundesverwaltungsgericht hat entsprechend nachgedacht und be-
funden: Der Bürger muß rechtzeitig die Möglichkeit haben, seine Gründe ge-
gen ein Vorhaben vorzutragen, sich frühzeitig dagegen zur Wehr setzen kön-
nen (Beschluß v. 28.5.1985-7B 116.85, DÖV 1986, S. 290). Dem "mündigen" 
Bürger dürfte es wohl auch schwer einleuchten, daß er sein Recht in einem 
später -nach erfolgtem Verwaltungsakt43)- stattfindenden Gerichtsverfahren 
suchen sollte, wo erkennbar durch sehr viel früher stattfindende Entscheidun-
gen oftmals irreversible Planungstatsachen geschaffen werden (Kopp 1978, S. 
390). 
Die beteiligten Bürger erleben die Situation einer ausgereiften Planung noch 
einmal sehr anschaulich im Erörterungstermin u~d sie erfahren auch das ar-
gumentative Dilemma des Vorhabenträgers. Er vertritt eine in nahezu jeder 
Hinsicht optimierte Planung auf der Basis von Fachkompetenz und nach um-
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fassender Berücksichtigung aller Belange, muß aber zugleich behaupten und 
glaubhaft machen, daß noch Entscheidungsoffenheit gegeben sei. 
Kommentare zum FStrG haben entsprechend darauf ab, daß in der Erörterung 
nicht der "Eindruck"44) entstehen dürfte, "das geplante Bauvorhaben sei- be-
sonders hinsichtlich der Linienführung - unabänderlich festgelegt" (Fickert 
1978, S. 328). Daß die Linienführung "bei entsprechenden Gegenvorschlägen 
disponibel sein kann" (ebd.)- dies dürfte- so formuliert·· selbstverständlich zu-
treffen. Sie "kann" disponibel sein- aber die Frage muß erlaubt sein, wie hoch 
der Anteil solcher Fälle wohl tatsächlich ist. 
"Steckt mit den anderen unter einer Decke": Der Verhandlungsleiter. Auch in 
den einschlägigen wissenschaftlichen Disziplinen wird das Problem gesehen, 
daß im Verfahren die Verwaltung in eigener Sache entscheidet; sie ist also par-
teilich (Lorenz 1973, S. 174; Blümel1975, S. 700). Dies muß zwar nichtmit der 
Anforderung, alle Gesichtspunkte- also auch solche, die ihren Interessen zuwi-
derlaufen- in die Abwägung einzubringen, kollidieren. Dennoch hat die Admi-
nistration die Doppelstellung als Entscheidungsinstanz und Partei (Degenhart 
1982, S. 880), was- will man daraus resultierende Probleme vermeiden- ent-
weder den Gedanken innerbehördlicher Gewaltenteilung oder den einer "neu-
tralen" Stelle als Entscheidungsinstanz nahelegt (Kopf et al. 1979; Goerlich 
1981, S. 262 f.). Eine solche Überlegung ventilieren alle Befragten- wenn auch 
mit diffusen Vorstellungen. Konkretmachen sie sich aber durchaus die Forde-
rung zu eigen- dieser Gedanke wurde ihnen ini Interview vorgelegt-, Flaner-
örterung und-feststellungvon zwei verschiedenen Instanzen durchführen zu 
lassen. 
Jenseits dieser Lösungsperspektiven erkennen die Beteiligten die Bedeutung 
der Institution des Verhandlungsleiters und der Person, die dieses Amt auszu-
füllen versucht. Von ihr erwarten sie, daß sie im besonderen Maße dem Gebot 
der Fairneß45) gerecht wird. Dieses Gebot wird- teilweise unter Bezug auf die 
Rechtssprechung - in einigen Kommentaren zum Verwaltungsverfahrensge-
setz (Nachweise bei Tettinger 1983, S. 48 FN 221) oder auch für den Fall des 
Fernstraßenausbaus herausgestrichen (Hoppe/Schlarmann 1981, S. 48). 
Fickert hebt auf die notwendige "objektive Verhandlungsführung" ab: Persön-
liche Äußerungen des Verhandlungsleiters sollten unterbleiben, ebenso Aus-
sagen "zu der- seiner Ansicht nach- Vorrangigkeit eines anderen öffentlichen 
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Belanges (. .. ), insbesondere wenn sie sich mit der Stellungnahme seiner 
Dienststelle deckt" (Fickert 1978, S. 328, s.a. S. 333{.) 
Obwohl es durchaus zweckmäßig sein kann, Planaufstellung, Erörterung und 
Planfeststellung arbeitsteilig von verschiedenen Behörden oder Stellen durch-
führen zu lassen, ist es rechtsstaatlich - so die Literatur und die Rechtsspre-
chung nahezu einhellig- nicht zwingend erforderlich. Es ist also nicht geboten 
-so die Argumentation weiter- etwa im Sinn der Selbstkontrolle der Verwal-
tung Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde zu trennen (Gassner 1982, S. 
83; Kügel 1985, S. 88). Da im Verfahren keine Rechtssprechung ausgeübt 
wird, ist auch ein "unbeteiligter Dritter" als Entscheidungsträger nicht not-
wendig, muß die "virtuell institutionelle Parteistellung der Verwaltung" (Lo-
renz 1973, S. 174) im Verfahren hingenommen werden- jedenfalls dann, wenn 
man als Bezugspunkt das Rechtsstaatprinzip wählt. Mir scheint aber aus 
rechtspolitischen Überlegungen, daß die Trennung von Erörterungs- und Fest-
stellungsbehördeeinen positiven Beitrag für die Wahrnehmung eines Verfah-
rens als "fair trial" (BVerfGE 46, S. 334-349, S. 225-251, 8.156) liefern könn-
te. Zumindest einmal verwaltungspraktisch erproben sollte man die Möglich-
keit eines "Mittlers" (mediator) (Hoffmann-Riem 1989, Holznagel1989, Brohm 
1990). 
Die Parallelisierung der Urteile von Experten und Laien ließe sich fortsetzen. Be-
reits die hier angeführten Überlegungen sollten- so hoffe ich- deutlich machen, 
daß es ein Vorurteil ist, zu meinen, "Laien" hätten eine falsche Sicht der Dinge. 
Sie haben sicher eine andere Sicht der Dinge, ihre Terminologie ist umgangs-
sprachlich, die Informationsbasis schmal, die analytische Durchdringung undiffe-
renziert. Die diagnostische Treffsicherheit beim Aufspüren von Schwachstellen 
aber scheint der expertenformigen Diagnose nicht grundsätzlich unterlegen. 
Schließlich ist noch hinsichtlich des eher negativen Meinungsbildes der befragten 
Bürger die Eigentümlichkeit der Befragungssituation in Rechung zu stellen: Die 
Radikalität der Kritik entspricht der Parteilichkeit der Stellung der Bürger als 
Einwender. Analog zur plakativen Zuspitzung der Einwendungen in der Erörte-
rung wird, wie ich meine, auch die Interview-Situation dazu genutzt, die Kritik 
nochmals im Blick auf Sinn und Zweck der Öffentlichkeitsbeteiligung drastisch 
herauszustreichen. 
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Hieraus wird auch die Gleichzeitigkeit von schärfster (geäußerter) Kritik an der 
Öffentlichkeitsbeteiligung und der großer Selbstverständlichkeit, mit der man für 
ihre Beibehaltung plädiert-trotzaller wahrgenommener Defizite- erklärbar. 
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VIII. Zur kommunikativen Qualität der Erörterung 
Die Planfeststellungs-Richtlinien nach dem FStrG (VkBl. 1984, S. 189 ff.) schrei-
ben dem Erörterungstermin den "Zweck" zu, "Einwendungen und Stellungnah-
men mit den Beteiligten und Betroffenen zu besprechen, diese über die vorgesehe-
nen Maßnahmen zu unterrichten und nach Möglichkeit eine Einigung zu erzie-
len" (ebd., S. 194). Ein dreifaches Ziel des Erörterungstermines nennt Hoppe: Auf-
klärung der Betroffenen und Beteiligten über die Planung, Information der plan-
aufstellenden und planfeststellenden Behörden und Ausgleich von Interessen im 
Wege der Abwägung (Hoppe 1980, S. 413). 
Nach Kodal/Krämer ist es "Aufgabe" der Erörterung - im Blick auf die Abwä-
gungspflicht der Planfeststellungsbehörde- "zu klären, welche Bedeutung den ei-
ner Einwendung zugrundeliegenden individuellen Rechten und Interessen zu-
kommt und ob es Möglichkeiten gibt, begründet erscheinenden Einwendungen 
durch Anpassung des Vorhabens oder Einplanung von Schutzvorkehrungen Rech-
nung zu tragen. In diesem Rahmen müssen insbesondere auch (im Hinblick auf 
die durch die Planfeststellung zulässig werdende Enteignung) Gründe, die der 
Enteignung entgegenstehen, sowie der Umfang der damit verbundenen Entschä-
digung zumindest in der Größenordnung, ferner sonstige Entschädigungsansprü-
che dem Grunde nach erörtert werden, weil zur Abwägung auch die Beurteilung 
der Wirtschaftlichkeit des Vorhabens gehört". 
Das "Ziel" der Erörterung sei es, "entweder über die Erledigung der Einwendun-
gen durch entsprechende Anpassung des Vorhabens oder Einplanung von Schutz-
vorkehrungen zwischen dem Träger des Vorhabens und dem Betroffenen - vorbe-
haltlich der Entscheidung der Planfeststellungsbehörde - (entweder Einigung, 
T.P.) oder die Rücknahme der Einwendungen (ggf. nach Erläuterung des Vorha-
bens) zu erreichen, oder, wenn beides nicht möglich erscheint, die Entscheidung 
der Planfeststellungsbehörde über die Einwendung vorzubereiten. Das gilt glei-
chermaßen für die Stellungnahmen der Behörden" (Kodal/Krämer 1985, S. 
1017f.). 
In unserem Beispiel hat sich die Verwaltung und hat sich die Erörterungsbehörde 
erkennbar darum bemüht, diese Zielsetzungen im Geiste fairen Verfahrens zu er-
füllen. Handlungsleitend für sie dürfte nicht ein autoritär geprägtes Verwal-
tungshandeln gewesen sein, wie es bei Marschall et al. zum Ausdruck kommt, die 
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meinen, "unbegründete oder nicht stichhaltige Einwendungen" sollten ausge-
räumt werden; Ziel solle sein, "die Beteiligten, soweit möglich, zur Zurücknahme 
ihrer Einwendungen zu veranlassen" (Marschall/Schroeter/Kastner 1977, S. 519). 
Aus den Interviews mit den Schlüsselpersonen und der Rekonstruktion des Erör-
terungstermins läßt sich eine erste Einordnung der Kommunikation im Erörte-
rungstermin vornehmen. Im Rahmen des gemeinsamen Forschungsprojekts wur-
de an einem anderen Fallbeispiel herausgearbeitet, daß bei den Beteiligten am 
Erörterungstermin drei handlungsleitende Kommunikationsmodelle vorfindbar 
sind. Zum einen, auf Seiten der Genehmigungsbehörde, das Modell der Einweg-
kommunikation, begründet im traditionellen Rechtsinstitut der Anhörung. Zum 
zweiten, bei den Antragstellern (hier also: dem Vorhabensträger), das Modell der 
positioneilen Kommunikation, ausgehend von der Überzeugung, man sei im Besitz 
der naturwissenschaftlichen, fachlichen Kompetenz. Drittens, auf Seiten der Ein-
wender, das Modell der diskursiven Kommunikation, das idealerweise darauf 
zielt, Argument mit Gegenargument gleichberechtigt auszutauschen und Kon-
sens zu erzielen (Bechmann 1989, S. 471 ff.). 
Im vorliegenden Fall wird man in der Summe nicht davon sprechen können, hier 
habe ein Modell der Einwegkommunikation vorgeherrscht. Auch trifft nicht zu, 
daß der Ausgleich divergierender Interessen als Ziel der Erörterung "intentional 
völlig aus dem Blick des administrativen Entscheiders" gerückt gewesen sei (ebd., 
S. 473). Vielmehr hater-ganz nach Maßgabe des einschlägigen Kommentars von 
Fickert- versucht, "die unterschiedlichen Interessen, und zwar nicht nur die pri-
vaten Interessen gegenüber den öffentlichen Interessen, sondern auch die öffentli-
chen Belange untereinander zu einem Ausgleich zu bringen sowie die Einigung 
zwischen den Einwendern und den Behörden sowie Stellen, die Bedenken vorge-
bracht haben, und der Straßenbaubehörde anzustreben" (Fickert 1978, S. 328). 
Spuren jenes Modells der "Einwegkommunikation" sind freilich vorhanden: In der 
Erwartung und der Einschätzung von Teilen der Einwender findet sich die Wahr-
nehmung einer Asymetrie der "Entscheidungsstruktur, wonach der eine Teilneh-
mer des Dialogs mit Folgen für den anderen entscheidet", wobei diese Entschei-
dung wiederum an vorangegangene Entscheidungen (hier: des Parlaments bzw. 
der Bundes- und Landesministerien) gebunden ist (Bechmann 1989, S. 472). 
Elemente "positionaler Argumentation" sind ebenfalls vorfindbar: Der Vorha-
bensträger argumentiert häufig in dieser Weise. Er nimmt für sich Fachkompe-
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tenz ebenso in Anspruch wie das richtige und gerechte Abwägen der zu berück-
sichtigenden Gesichtspunkte. 
Schließlich ist zu vermerken, daß in unserem Fall das Modell der diskursiven 
Kommunikation weitestgehend die Erwartungen und Positionen der Einwender 
charakterisiert. Man wird aber auch davon ausgehen müssen, daß in der Selbstzu-
schreibung von Erörterungsbehörden und Vorhabensträgern dieses Modell eben-
falls präferiert wird. Ob dessen praktische Umsetzung gelungen ist, darüber ge-
hen die Meinungen auseinander. 
Legt man an die Wirklichkeit unserer Erörterung die Elle einer idealen Diskurs-
situation an, unterstellt man, die Beteiligten seien einverständig argumentieren-
de Vernunftwesen und bemühten sich um allgemein konsensfähige Lösungen, 
dann wird schnell klar, was Öffentlichkeitsbeteiligung und Erörterungstermin 
üblicherweise nicht sind: rationale, an Gerechtigkeit orientierte Verfahren. Die 
Folie einer idealen Diskurssituation zeigt insofern die kommunikativen Dilem-
mata beim Umgang von Straßenbauverwaltung und Öffentlichkeit. Sie sollen ab-
schließend und über das konkrete Fallbeispiel hinaus unter drei Aspekten thema-
tisiert werden. 
Ein erster Gesichtspunkt ist die Verzerrung der 'Sprechsituation' durch gegensei-
tige Zuschreibungen der Akteure, die im Regelfall negative Klischees darstellen. 
Grundsätzlich lastet deshalb eine Überforderung (Franke 1978) auf dem Versuch, 
eine Erörterung als "zwanglosen Austausch von Argumenten" (Habermas) zu or-
ganisieren, mit dem Ziel, alle Seiten mögen einen Beschluß und seine Folgen ak-
zeptieren und tragen. Aber auch wenn man die Erörterung solcher Ansprüche ent-
kleidet, wie sie die Diskurstheoretiker anbieten, und sie lediglich als eine gesetz-
lich vorgeschriebene Veranstaltung ansieht, die der Information und dem Interes-
senausgleich dient: Auch dann werden stereotype Selbst- und vor allem Fremdzu-
schreibungenals Hypotheken nur schwer abzulösen sein. 
Auf seiten der Vertreter der Verwaltung dürfte so beispielsweise eine Einschät-
zung von Bürgerinitiativen, wie sie Hiersehe vorgenommen hat, zumindest latent 
nicht ganz untypisch sein. In schätzenswerter Deutlichkeit kategorisiert dieser 
drei Typen von Bürgerinitiativen: 
"F-Gruppen 
das sind objektiv und subjektiv Planbetroffene, die nach dem Floriansprinzip 
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Straßenbaumaßnahmen in ihrem eigenen Lebensbereich abwenden oder gänzlich 
verhindern wollen zu Lasten anderer. 
V-Gruppen 
das sind Umweltschützer, denen das Oberziel UmweltE.chutz unvereinbar ist mit 
anderen Oberzielen der Daseinsfürsorge. 
S-Gruppen 
das sind die Systemveränderer einschließlich der Chaoten" (Hiersche 1977, 
s. 410). 
Der Leser ahnt bereits die Folgen einer Öffentlichkeitsbeteiligung mit solcherma-
ßen kategorisierten Bürgerinitiativen: "Emotional geführte Diskussionen, keine 
Bereitschaft für das Akzeptieren von sachlichen Argumenten, grundsätzliches in 
Frage stellen aller Angaben und Aussagen der Verwaltung, Tendenz zum reinen 
Nein-Sagen ohne Alternativen und der grundsätzliche Mangel einer ausgewoge-
nen Repräsentativität der Meinungen prägen das Bild der überwiegenden Zahl 
der Bürgerinitiativen." (ebd.) 
Ein solcher Mechanismus der Zuordnung von "Guten" und "Bösen" ist selbstver-
ständlich auch auf seiten der beteiligten Bürger wirksam. Wie Eisenhardt und 
Krebsbach in einer empirischen Untersuchung zu Kommunikationsprozessen in 
der Planung gezeigt haben, sind auch qort verfestigte Zuschreibungen zu finden, 
in denen ein erhebliches Mißtrauen gegenüber der Offenheit und Ernsthaftigkeit 
der Planer (und Politiker) zum Ausdruck kommt: Deren Entscheidung stehe be-
reits vor Beginn einer kommunikativen Erörterung fest (Eisenhardt/ Krebsbach 
1978). Auch in unserem Fall hat sich eine solche Einstellung gezeigt. 
Es liegt auf der Hand, daß Kommunikation nicht gelingen kann, wo Zu-
schreibungen in Stereotype oder Vorurteile umschlagen und keine - nicht einmal 
minimale - Basis gemeinsam geteilter Einschätzungen vorhanden ist. Wenn es 
nun aber richtig ist, daß es nicht die "schäbigen Charaktere der Beteiligten" sind, 
welche dazu führen, daß die Kommunikation scheitert, stellt sich die Frage, ob 
dies als "organisationspsychologisches Problem" definiert werden kann (Franke 
1978). 
Ist es letztlich eine Frage, ob und wie die Verwaltung sich selbst in den Stand 
setzt, das vom Bundesverfassungsgericht geforderte "Gespräch mit dem Bürger" 
(BVerfGE 45, S. 335) vorzubereiten und durchzuführen? (Diese Perspektive ist in-
sofern nicht unangebracht, als die Verwaltung "Herr des Verfahrens" ist). Dies 
wäre wohl nur dann der richtige Weg, wenn die Stereotypen erst durch das Ver-
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fahren und währenddessen entstünden. Das aber ist wohl kaum der Fall. Aller-
dings: Handelte es sich bei den Zuschreibungen (noch) nicht um (festsitzende) Ste-
reotypen, dann könnte zumindest verhindert werden, daß aus latent vorhande-
nen, manifeste Vorurteile würden. Und dies wäre kein geringer Beitrag 
Die zweite Belastung für die Erörterung ist die Einschätzung oder zumindest der 
Verdacht, daß der Verhandlungsleiter nicht neutral sondern Partei sei. 
Es fehlt also in der Gesprächssituation- und so empfinden nahezu alle Beteiligten 
in unserem Fall - ein echter "Mittler" (mediator), wie ihn z.B. das Konzept der 
"mittlerunterstützten Kooperation" in Amerika kennt (Holznagel 1989). Nach 
Passavant könnte er bei der Lösung von Konflikten folgende Funktionen erfüllen: 
Er kann 
• eine konstruktive Verhandlungsatmosphäre schaffen, indem er beispielsweise 
die Einhaltung bestimmter Grundregeln vorschlägt und überwacht, Anregun-
gen zum Gang der Verhandlungen gibt; 
• den Beteiligten helfen, Klarheit über ihre Interessen und ihre Alternativen zu 
gewinnen. Dies kann in der Diskussion oder in Einzelgesprächen geschehen; 
• dazu beitragen, daß die Parteien keine maßlosen Forderungen aufstellen oder 
durch voreilige Ultimaten die Verhandlungen blockieren; 
• vertrauliche Informationen, die die Parteien der Gegenseite vorenthalten wol-
len, in Einzelgesprächen in Erfahrung bringen. Dadurch kann er versuchen, 
das Gespräch entsprechend zu steuern; 
• nach Kompromißmöglichkeiten suchen und die Parteien auffordern, Alternati-
ven zu erarbeiten; 
• als neutrale Person das Verhandlungsergebnis bekanntgeben, das von Außen-
stehenden dann leichter akzeptiert wird (Passauant 1987, S. 519, s.a. Hoff-
mann-Riem 1989). 
Der Verhandlungsleiter, wie ihn die bundesdeutsche Verwaltungspraxis kennt, 
ist aufgrundseiner Stellung und Funktion zu solchen Leistungen allenfalls annä-
hernd in der Lage. Auch rechtlich und rechtspolitisch wird ihm im übrigen eine 
"vermittelnde" Funktion im oben beschriebenen Sinne nicht abverlangt. 
Eine dritte (und unübersteigbare) Hürde liegt in der strukturellen Unmöglich-
keit, in einer "Verhandlungssituation", wie sie eine Erörterung darstellt, prakti-
sche Fragen wahrheitsfähig und damit konsensfähig zu machen. 
Selbst wenn es gelänge, dialogisch zu disputieren und Konflikte kooperativ anzu-
gehen, wären damit die entscheidenden Fragen der Wertgebundenheit einer pla-
nerischen Ermessensentscheidung (und derjenigen der vorgängigen politischen 
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Entscheidung) und damit der Entscheidung über zugemutete Folgen zwischen den 
Beteiligten und Betroffenen kaum diskursiv lösbar. Das ist eine Klippe, an der ei-
ne Erörterung nahezu zwangsläufig zu scheitern droht. Dies gilt umso mehr, als 
die (handlungsorientierende) Erwartung weitverbreitet ist, die Kommunikations-
situation müsse so gestaltet sein, daß alle Sprechhandlungen zu einer Versach-
Ziehung der Diskussion beitragen sollten, 
Dieser Fachlichkeits- und Sachlichkeitsmythos, die Sehnsucht nach der Ruhe der 
Atmosphäre sind meinesErachtensein folgenschweres Mißverständnis der Natur 
des Gesprächsgegenstandes, der nicht eine Versachlichung sondern Entsachli-
chung verlangt. Dieses Plädoyer für Entsachlichung zielt auf den Umstand, daß 
ein umweltrelevantes Großvorhaben die Materialisierung politischer Prioritäten 
und gesellschaftlicher Werte und Interessen repräsentiert. Diese bestimmen be-
reits vor der Öffentlichkeitsbeteiligung über Ausmaß und Gestalt des Vorhabens 
und werden unter situationsspezifischer Akzentuierung in den Interaktionen zwi-
schen Verwaltung und Bürger noch einmal kommunikativ geprüft und begrün-
det, um dann letztlich im Beschluß abgewogen und hoheitlich geregelt zu werden. 
Was aber dann letztlich verbindlich und umfassend geregelt wird, sind immer 
auch die Zuordnung von positiven und negativen Folgen, von Chancen und Risi-
ken eines Vorhabens, das Rechtspositionen, Lebenswelten und Natur ausgestaltet 
bzw. einschränkt. 
Hierüber ist aber weder wissenschaftlich zu befinden noch technokratisch zu ent-
scheiden, weil die Wertbehaftung eines gesellschaftlichen "Projekts" sich dieser 
"Versachlichung" entzieht. So ist letztlich zutreffend, wie ein Einwender in un-
seren Fallbeispiel formulierte, daß es "eine Sache der Wertvorstellung sei, wie die 
Trasse tatsächlich gestaltet werde", und weit weniger aber eine Frage der "gün-
stigsten Lösung" bezüglich "der Kosten und der Massen"- so die Auffassung und 
Terminologie der Autobahnverwaltung (I, S. 70). 
Auch die Argumentation des VGH Mannheim in seinem Urteil zum Planfeststel-
lungsbeschluß zeigt den normativen Einschlag einer Abwägung von pro und con-
traeines Infrastrukturprojekts: Der VGH bedient sich zur Prüfung der Frage der 
Erforderlichkeit einer Autobahn zur Schließung einer Lücke im Netz der Figur ei-
nes "Kraftfahrers, der innerhalb kurzer Zeit eine große Entfernung zurücklegen 
will": Dieser- so unterstellt das Gericht- "legt Wert auf eine für den Schnellver-
kehr geeignete Straße, die den Ausbaustandard des § 1 Abs. 3 FStrG aufweist" -
also eine Autobahn. Der VGH konstatiert, daß deshalb eine Lücke im Autobahn-
netz "nur durch eine Autobahn und nicht etwa durch eine gut ausgebaute Bundes-
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straßegeschlossen werden kann (VGH Baden-Württemberg, Urteil v. 23.6.1988-5 
1030187). 
Diese Verbeugung des Gerichtes vor der 'Werthaltung' eines Kraftfahrers- wohl 
gedacht als der vorherrschende Typ des Autofahrers- zeigt überaus anschaulich 
die engen Grenzen einer sogenannten sachlichen Argumentation da, wo es um Ab-
wägungen zwischen der Wertschätzung komfortabler Mobilität und der Beach-
tung der Belange der natürlichen Umwelt geht. Der VGH hat hier noch einmal ei-
nen der zentralen Dissense in der Erörterung aufgegriffen- und sich zugleich auf 
eine Seite geschlagen. 
Versteht man die Gestaltung eines Infrastrukturprojekts als sozialen (Aushand-
lungs-) Prozeß über Wünschbares und Zumutbares, an dessen Ende eine verbind-
liche hoheitliche Entscheidung über Eingriffe in Lebenswelt und Natur steht, 
dann müßte sich die Erörterung dem Grundsatz nach einer Diskussion über die 
hier zum Ausdruck kommenden Werte, Normen und Interessen öffnen. Daß diese 
Vorstellung mit tradierten Konzepten und Praktiken nicht in Übereinstimmung 
zu bringen ist, liegt auf der Hand - man denke nur an das Verständnis der Stra-
ßenbauverwaltung von Öffentlichkeitsbeteiligung als Mechanismus zur "Rege-
lung der öffentlich-rechtlichen Beziehungen zwischen den Betroffenen und dem 
Träger der Straßenbaulast". Bei einer solchen Ausgangssituation dürfte klar sein, 
daß die Verwaltung aufProblerne der Kommunikation mit dem Bürger ebenso un-
zulänglich vorbereitet ist wie der Bürger aufProblerne des Gesprächs mit der Ver-
waltung. 
Hier wären auch Überlegungen zum Verwaltungsrecht gefordert, dessen "Syste-
mansatz" nicht recht geeignet scheint, solchen Herausforderungen Rechnung zu 
tragen. Die Ausführungen von Wahl jedenfalls scheinen mir plausibel: "Das Ver-
waltungsrecht ist derzeit das Recht der Formen des Verwaltungshandelns, nicht 
der Inhalte; es ist das Recht des Verwaltungshandelns, nicht oder kaum das Recht 
des Handeins der Bürger; und das derzeitige Verwaltungsrecht ist Recht des Han-
deins des einen oder des anderen Handlungssubjekts, nicht oder kaum ein Recht, 
das das Verhältnis zwischen Bürger und Verwaltung zentral aufgreift( ... ). Der Zu-
sammenhang zwischen materiellen Regelungszielen und Verfahren sowie Organi-
sationsweisen wird nicht systematisch aufgegriffen. Es geht nicht nur um eine ge-
nerelle Aufwertung von Verfahrens- und Organisationsrecht als eines weiteren, 
aber isolierten Sektors des Verwaltungsrechts; gefordert sind Überlegungen zu ei-
nem jeweils konkreten und zieladäquaten Organisations- und Verfahrensrecht" 
(Wahll980, S. 295). 
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IX. Schlußbemerkung 
Es ist- im Anschluß an Luhmann- üblich geworden, Planungsgesetze als "Zweck-
programme" zu charakterisieren, welche die angestrebten Ziele enthalten, es aber 
dem "Programmadressaten" - der planenden Verwaltung (Hill 1986, S. 186) -
überlassen, die geeigneten Mittel zu wählen. 
Allerdings ist der "Zweck" von Planungsgesetzen, weil sie "auf die Zukunft ge-
richtet sind" (Luhmann 1971, S. 79) und wegen der Bedingungen komplexer Indu-
striegesellschaften, alles andere als konkret ausgestaltet, was auch für den Fall 
des Fernstraßengesetzes zutrifft. Bei widersprüchlicher oder wenig bestimmter 
Zwecksetzung ist bei Luhmann von einer "unzureichenden Verdichtung der Ent-
scheidungssituation" (Luhmann 1977, S. 235) die Rede. Dies verlange "sekundäre 
Entscheidungskriterien", durch die die "notwendigen Entscheidungsrichtlinien" 
(ebd. S. 218, 247) gewonnen und die Interpretationsspielräume verengt werden 
können. 
Jene "unzureichende Verdichtung" der Entscheidungssituation hat das Bundes-
verwaltungsgericht für den Fall der Fernstraßenplanung in einem gern zitierten 
Urteil auf einen juristisch adäquaten Begriff gebracht. Es hat dargelegt, daß das 
Fernstraßengesetz ein Spannungsverhältnis zwischen materieller Ermächtigung 
zur Fachplanung einerseits und Begrenzungen des "Planungsermessens" 
(BVerwGE 48, S. 56 ff.) bzw. der "planerischen Gestaltungsfreiheit" (Kodal/ Krä-
mer 1985, S. 905) andererseits konstituiert. 
Zugleich mit der Bindungswirkung von Bedarfsplan und Linienbestimmung (vgl. 
Kap. II, S. 75 ff.) können als Schranken der planerischen Gestaltungsfreiheit drei 
Aspekte gelten: das Erfordernis der Rechtfertigung (entsprechend der fern-
straßenrechtlichen Zielsetzung), die gesetzlichen Planungsleitsätze und das Ab-
wägungsgebot (Steinberg 1986). Dazu wird im einzelnen - bezugnehmend auf§ 17 
Abs. 1 und§ 18 FStrG a.F.- ausgeführt: 
• Es "bedarf die straßenrechtlichen Planung im Hinblick darauf, daß sie rechts-
gestaltend in individuelle Rechtspositionen Dritter eingreift und Grundlage 
der zur Ausführung des Planes etwa notwendig werdenden Enteignungen ist 
(§ 19 FStrG), einer- auch vor Art. 14 GG standhaltenden- Rechtfertigung". 
• Es "muß sich die Planung an den im Bundesfernstraßengesetz und- gegebe-
nenfalls - in anderen gesetzlichen Vorschriften zum Ausdruck gekommenen 
Planungsleitsätzen ausrichten". 
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• Es steht "alles das, was die Planfeststellungsbehörde unter Berücksichtigung 
dieser rechtlichen Voraussetzungen planerisch entscheidet, unter jenen Be-
schränkungen, die sich aus den Anforderungen des Abwägungsgebotes erge-
ben" (BVerwGE 48, S. 59). 
Diese Aspekte der Planbindung, die materiell-rechtlichen Schranken des Pla-
nungsermessens, werden vom Gericht im Blick auf die §§ 1 und 2 des ehemaligen 
BBauG entwickelt. Danach trägt eine hoheitliche Planung ihre Rechtfertigung 
nicht schon in sich selbst, sondern sei im Hinblick auf die von ihr ausgehenden 
Einwirkungen auf die Rechte Dritter rechtfertigungsbedürftig. In diesem Sinne 
finde eine bestimmte straßenrechtliche Planung ihre Rechtfertigung darin, daß 
für das mit ihr beabsichtigte Vorhaben nach Maßgabe der vom Bundesfern-
straßengesetz allgemein verfolgten Ziele ein Bedürfnis bestehe, die geplante Maß-
nahme unter diesem Blickwinkel "vernünftigerweise geboten" sei. Eine straßen-
rechtliche Planung nach dem Bundesfernstraßengesetz hat deshalb nur dann Be-
stand, wenn sie auf die Verwirklichung der mit dem Gesetz verfolgten öffentli-
chen Belange ausgerichtet und- bezogen auf das konkrete Planungsvorhaben -er-
forderlich ist (ebd., S. 60 {.). 
Planungsleitsätze könnten den Vorschriften der§§ 1 Abs. 1, § 3 Abs. 1 und 4 FStrG 
entnommen werden: Danach sollen die Bundesstraßen des Fernverkehrs ein zu-
sammenhängendes Verkehrsnetz bilden und dabei vornehmlich dem weiträu-
migen Verkehr, in der geschlossenen Ortsanlage aber auch der Erschließung der 
anliegenden Grundstücke sowie der mehrfachen Verknüpfung des Ortsstraßen-
netzes dienen. Weitere Planungsleitsätze ließen sich in gewissem Umfang auch 
aus dem Zusammenhang solcher Regelungen ermitteln, die sich etwa mit den zur 
Aufnahme des weiträumigen Verkehr~ notwendigen Straßen in der Ortslage be-
fassen(§ 1 Abs. 1 Satz 2 FStrG) oder die Vorstellungen des Gesetzes zur Gestal-
tung der Bundesstraßen in anderer Hinsicht zu erkennen geben, etwa im Zusam-
menhang mit der Anlage von Schutzmaßnahmen, Kreuzungen, Einmündungen 
und Betrieben im Sinne der§§ 10, 11, 12 und 15 FStrG (ebd., S. 62). Auch an die-
sen Prinzipien müßte die Erforderlichkeit des Vorhabens gemessen werden. 
Zum Abwägungsgebot führt das Bundesverwaltungsgericht aus, dieses verlange, 
"daß- erstens- eine Abwägung überhaupt stattfindet, daß- zweitens- in die Ab-
wägung an Belangen eingestellt wird, was nach Lage der Dinge in sie eingestellt 
werden muß, und daß- drittens- weder die Bedeutung der betroffenen öffentli-
chen und privaten Belange verkannt noch der Ausgleich zwischen ihnen in einer 
Weise vorgenommen wird, die zur objektiven Gewichtigkeit einzelner Belange au-
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ßer Verhältnis steht. Innerhalb des so gezogenen Rahmens wird das Abwägungs-
gebot jedoch nicht verletzt, wenn sich die zur Planung ermächtigte Stelle in der 
Kollision zwischen verschiedenen Belangen für die Bevorzugung des einen und 
damit notwendig für die Zurückstellung eines anderen entscheidet. Die darin lie-
gende Gewichtung der von der Planung berührten öffentlichen und privaten Be-
lange ist vielmehr im Gegenteil ein wesentliches Element der planerischen Ge-
staltungsfreiheit und als solches der verwaltungsrechtlichen Kontrolle entzogen 
( ... ). Die Anforderungen an die Abwägung beziehen sich sowohl auf den Abwä-
gungsvorgang als auch auf das im Plan zum Ausdruck gekommene Abwägungser-
gebnis, also ebenso auf das Abwägen bei der Planfeststellung an sich wie auf das 
inhaltliche Abgewogensein des festgestellten Planes" (ebd., S. 63, vgl. Erbguth 
1986 ). 
Aus dem Umstand der "Zweckprogrammierung" im Falle der Fernstraßenpla-
nung folgt auch eine- von der Kontrollerlaubnis zu unterscheidende- spezifische 
Qualität der Abwägung (Wahl1982, S. 55{.). Sie repräsentiert nicht nur größere 
Entscheidungs- und Gestaltungsspielräume) sondern sie erlaubt auch "eine Kom-
pensation zwischen verschiedenen öffentlichen und privaten Interessen" und eine 
"Saldierung der unterschiedlichen Belange". Anders als bei der Anlagengenehmi-
gung, wo "das zugrunde liegende Normprogramm (z.B. § 7 AtG, § 6 BimSchG) in 
einzelnen Voraussetzungen aufgeführt und diese auf ihre drittschützende Wir-
kung hin untersucht werden können, lassen sich die materiell unterhalb der Ge-
fahrenschwelle anzusiedelnden Planungsakte in Form des Planfeststellungsbe-
schlusses, denen keine konditional programmierten Normen zugrunde liegen, nur 
schwer in die verschiedenen, zu berücksichtigenden öffentlichen und privaten Be-
lange trennen" (Schoch 1988, S. 273). 
Die Akteure der planenden Verwaltung bei Straßenbauvorhaben sind also - trotz 
formaler und materieller Schranken des Planungsermessens- nur in einem sehr 
diffusen Sinn "programmiert". Eher wird ihnen eine spezifische Sach- und Pro-
blemkonstellationzur Bearbeitung zugewiesen, die Verfahren richten sich auf ei-
ne "Problemkonstellation des konkreten Lebenssachverhalts" (Hufen 1986, S. 35). 
Für die Lösung dieser Aufgabe, für die Konkretisierung der allgemeinen Inter-
essen und die "Konfliktbewältigung" vor Ort (Sendler 1985) und die Organisation 
notwendiger Interaktionsprozesse müssen sich die Beteiligten deshalb weit mehr 
als am "Zweck" an "sekundären Entscheidungskriterien" orientieren, wie Luh-
mann dies nennt. Bedeutsam sind an erster Stelle organisatorisch-prozedurale 
Festlegungen, also "Entscheidungen über Kommunikationswege und Kompeten-
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zen" (Luhmann 1978, S. 52). Dazu treten zweitens Nebenbedingungen, durch wel-
che der Vollzug- besser: die Ausführung oder Ausgestaltung von Planungsgeset-
zen- "konditionalisiert" wird (Luhmann 1977, S. 290). Diese Bedingungen betref-
fen beispielsweise die Wege und Mittel zur Zweckerreichung. Für den Fall des 
FStrG gilt also in gleicher Weise das Resumee, welches Alexy/Gotthold am Bei-
spiel BBauG gezogen haben: 
"Planungsgesetze setzen ihren Adressaten, der planenden Verwaltung, nur sehr 
bedingt Entscheidungsprämissen in Gestalt von Zwecken. Neben der Festlegung 
von Organisationsstrukturen und der Begrenzung der Handlungsinstrumente 
liegt ihre Leistung primär darin, bestimmte gesellschaftliche Problembereiche als 
Aufgabe öffentlicher Gestaltung zu bezeichnen." (Alexy/Gotthold 1980, S. 204) 
Im Falle der Kategorie "Fernstraßen" als umweltrelevante Großvorhaben und 
den hier vorfindliehen Gestaltungs- und Einflußmöglichkeiten der Straßenbau-
verwaltung als Bundesauftragsverwaltung zeigt sich letztlich, daß "die planende, 
beobachtende und die vorbereitende Verwaltung ( ... ) nur noch bedingt und rudi-
mentär vollziehende Funktion" hat, "sie programmiert sich in nicht unerhebli-
chem Maß selbst" (Schmitt Glaeser 1984, S. 40). 
Man kann insofern im Blick auf die Straßenplanung -mit Luhmann- Politik und 
Verwaltung als- relativ getrennte- Teilbereiche des "politischen Systems" auf-
fassen. Beide sind "in durchlaufenden Prozessen der Informationsverarbeitung 
eng miteinander verbunden" (Luhmann 1971, S. 75): "Pläne und Programme sind 
der 'Output' der politischen Prozesse und der 'Input' des Verwaltungssystems von 
seitender Politik" (ebdo S. 76). Zu bedenken ist für den Fall des Fernstraßenbaus 
deshalb der Umstand, daß das Verwaltungssystem seinerseits "Inputs" (die Be-
darfsanmeldungen) in das politische System produziert, und zwar solche, die sich 
wesentlich auf die "Outputs" (die Bedarfsplanung) beziehen. Letztere sind wie-
derum an das administrative System adressiert, so daß letzlieh die Administra-
tion (als Auftragsverwaltung) ihre "Inputs" selbst produziert. Sie ist weit mehr 
als Instrument, nämlich Teil der Politik. 
Zugleich sind ihre Handlungen zu einem bedeutsamen sozialen Gestaltungsfaktor 
geworden. Aus der Sicht des Bürgers müssen grundsätzlich die symbiotische In-
teraktionen zwischen Pali tik und Verwaltung und die Eingriffsmacht der Verwal-
tung problematisch erscheinen, da von ihren Resultaten seine Lebenswelt oftmals 
ganz konkret beeinflußt, seine Lebensqualität beinträchtigt oder befördert wird 
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und er nur bedingt direkte Kontroll- und Beteiligungsrechte und -möglichkeiten 
hat. 
Es ist also zu fragen, unter welchen Bedingungen eine politisch-administrative 
Entscheidung als "Konfliktschlichtung" (Würtenberger 1984,8. 547 {.)(und indi-
rekt dadurch das System als ganzes) aus dem Blickwinkel des Bürgers als legitim, 
als anerkennungswürdig angesehen werden wird. Eine Möglichkeit, Legitimität 
staatlicher Einrichtungen zu befördern, liegt in der Ausgestaltung des Verfah-
rens. Es geht insofern also nicht nur um Leistung und Effizienz, sondern auch um 
Legitimation (anderer Ansicht: Schmitt Glaeser 1984, S. 49). Ob das Verfahren 
und die darin eingelassene Beteiligung der Öffentlichkeitper se diese zu stiften 
imstande sein können, ist allerdings mehr als fraglich. Hier sind zusätzliche Bei-
träge anderer Akteure, insbesondere der Politik, gefragt. Nicht in Frage aller-
dings steht, daß das Verfahren als Modus prozeduraler Gerechtigkeit einen Bei-
trag zur Legitimität hoheitlicher Institutionen und Entscheidungen leisten kann-
unter der Voraussetzung, daß die sie tragenden "Gerechtigkeitsvorstellungen" 
nicht zu weit von denen der beteiligten Bürger entfernt sind (Würtenberger 1984, 
s. 48). 
Dies zu problematisieren, heißt aber nicht, die politische und rechtliche Legitimi-
tät von politischem und Verwaltungshandeln zu bezweifeln: Die im engeren Sinne 
"politischen" Entscheidungen (als Vorgaben für die Administration) werden von 
durch Wahlen legitimierten politischen Akteuren auf Bundes- und Landesebene 
getroffen. Die politische Kontrolle der Verwaltung ist dem Prinzip nach vorgese-
hen und gewährleistet- dazu tritt die Maxime der Gesetzlichkeit der Verwaltung 
sowie die nachträgliche Kontrolle der Verwaltung durch die Gerichte. Im Sinne 
der parlamentarisch-repräsentativen und rechtsstaatliehen Demokratie ist die 
Legitimität des politisch-administrativen Systems (qua Verfahren) gewährleistet 
-ob sie aus der Sicht der Betroffenen als legitim erlebt wird, ist damit nicht beant-
wortet. 
Es ist daran zu erinnern, daß es von der Idee eines Verfahrens als "gemeinsame 
Gemeinwohlkonkretisierung" bis zu ihrer Verwirklichung kein kurzer und kein 
leichter Weg ist. Man brauchtangesichtsder Diskrepanz zwischen Idee und Wirk-
lichkeit nicht dem koketten Zynismus Luhmanns anheimzufallen, der der Ver-
waltung die Fähigkeit abspricht (und sie damit auch gar nicht behelligen möchte), 
Legitimation zu stiften. Längst hat sich die (moderne) Verwaltung dahingehend 
eingerichtet, im Umgang mit der verbandsförmig organisierten Klientel oder öko-
nomisch potenten Antragstellern genau jene Funktion der Beschaffung von Legi-
timation wie selbstverständlich und zunehmend "kooperativ" zu erfüllen (Ritter 
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1979, Ritter 1987, S. 341 {{., Benz 1990). Dies hätte sie im Umgang mit dem nicht 
(oder weniger) organisierten Bürger und in Kooperation mit diesen (Schmitt-
Glaeser 1984, Pitschas 1985) noch nachzuholen. 
Gerade angesichts der augenblicklichen Diskussion um die 'Beschleunigung' der 
Straßenbauplanung in den neuen Bundesländern ist im Bewußtsein zu halten, 
daß Beteiligungsverfahren für die Öffentlichkeit aus guten Gründen historisch 
gewachsen, und das heißt auch: 'erstritten' worden sind: 
Aus Gründen des demokratischen Prinzips, wenn man es umsetzen möchte als 
aktive Mitgestaltung des Gemeinwesens, 
aus Gründen der Rechtsstaatlichkeit, wenn man sie versteht, als über repressi-
ven Verwaltungsgerichtsschutz hinausgehend, 
aus Gründen einer Kultur der planenden Verwaltung, die Abschied nimmt von 
bloß paternalistischer Anhörung von (rechtsbetroffenen) Bürgern. 
Diese Prinzipien sind etwas zu wichtig, (.l.ls daß sie auf dem Altar von Straffungs-
strategien (Kern 1989), von Präklusionswünschen (Haupt 1988) und - maßnah-
men oder auch wirtschaftlichen Kalkülen ("Investitionsstau") zu opfern wären. 
Öffentlichkeitsbeteiligung muß zumindest ausgehalten, auf jeden Fall erhalten 
und hier und da wohl auch verbessert werden. 
Das Gefühl für eine notwendige Wertschätzung der Beteiligung der Öffentlichkeit 
kann man vielleicht auch aus der Fiktion von politisch-administrativen Entschei-
dungsprozessen gewinnen, welche die Lebenswelt der Bürger gestaltende Infra-
strukturprojektenur vor dem Publikum entstehen lassen (wie dies das Öffentlich-
keitsprinzipdes feudalen Zeitalters war) und nicht mit ihm (wie es das Öffentlich-
keitsprinzip der bürgerlichen Epoche charakterisiert). Wo über Daseinsfürsorge, 
aber auch über z.T. erhebliche Risikozumutungen für Mensch und Natur entschie-
den wird, sollte der Bürger in der 'res publica' mehr als nur Stimmbürger, und im 
Verwaltungsverfahren mehr als nur Rechtsbehelf- oder Widerspruchsführer sein. 
Gäbe es keine Öffentlichkeitsbeteiligung, würden Planungs- und Entscheidungs-
prozesse von Experten und Politiker, die sich um das intervenierende Votum des 
Bürgers nicht zu kümmern brauchten, doch wohl anders aussehen. Und ich denke: 
ein Qualitäts-, Transparenz- und Legitimationsimpuls für Großprojekte würde 
verloren gehen. Gegen alle Verächter der Öffentlichkeitsbeteiligung (vgl. Ger-




1) Es handelt sich um die folgenden Bauabschnitte: 
A 98 zwischen km 10 + 000 (Waidhof) bis Autobahndreieck Rheinfelden 
(einschließlich) bis Bau-km 14 + 650 auf Gemarkungen Stadt Rheinfel-
den und Gemeinde Inzlingen 
A 861 Querspange zur Schweiz zwischen Schweizer Grenze (Bau-km 
0 + 000) und A 98 (Bau-km 4 + 628) mit Teil der Gemeinschaftszollanlage 
auf Gemarkung Stadt Rheinfelden 
A 98 ab Autobahndreieck Rheinfelden (Bau-km 14 + 650) bis Rheinfel-
den/Minseln/Karsau (Bau-km 17 + 200) auf Gemarkung Stadt Rheinfel-
den. 
2) Verschiedene Autoren haben sich zu dieser Frage unter der Überschrift "Das 
Verwaltungsverfahren zwischen Verwaltungseffizienz und Rech tssch u tza uf-
tragn zu Wort gemeldet (im Zusammenhang mit der Staatsrechtslehrerta-
gung 1982 vor allem Degenhart, v. Mutius, Ossenbühl, Pietzcker, Steinberg, 
Wahl). 
3) Wie Steinberg argumentiert, hat der Staat eine "verfahrensrechtliche 
Schutzpflicht", welche seiner materiell-rechtlichen entspricht: Er muß für 
Verfahren sorgen, in welchen der Bürger seinen Schutzanspruch auch gel-
tend machen, durch die effektiver Grundrechtsschutz verwirklicht werden 
kann. Insbesondere die eingeräumten Verfahrensrechte von unter Umstän-
den in ihren Rechten (durch Verwaltungsentscheidung) Betroffenen haben 
nach Steinberg "drittschützende Wirkung". Diese Funktion sei - entgegen 
z.T. anderer Ansicht in der Rechtssprechu11g- in der Verfassung verankert 
(Steinberg 1982, S. 629 m.N. in FN 129). Ahnlieh der Tenor des Mülheim-
Kärlich Beschlusses (BVerfGE 63, S. 30 ff). Zur Kritik einer Verwischung 
der Grenzen zwischen einfachem und Verfassungsrecht s. z.B. Dolde 1982. 
4) Degenhart differenziert zwischen einem "Recht auf Gehör" abhängig vom 
"Umfang des Betroffenseins", und einem "Recht auf Teilhabe am Entschei-
dungsprozeß" (Degenhart 1982, S. 879). Beide Aspekte der Beteiligung kon-
stituierten je spezifische Varianten der Rechtsschutzfunktion: die Sicherung 
gesetzmäßigen Verwaltungshandeins einerseits und den vorverlagerten 
Rechtsschutz andererseits. Ule trifft hinsichtlich der Beteiligung der Offent-
lichkeit eine etwas anders gelagerte Unterscheidung in das Recht auf Ein-
sicht in das Verfahren (Akteneinsicht, Auskunft über den Sachstand, An-
spruch auf Begründung und Rechtsmittelbelehrung) und Recht auf Mitwir-
kung am Verfahren (insbesondere Recht auf Gehör). Beide seien aber nicht 
nur von rechtsstaatlicher Relevanz sondern auch "unter demokratischen Ge-
sichtspunkten" als "Teilhabe" zu würdigen (Ule 1979, S. 433). 
5) Die normative Aufladung von Verfahren und Verfahrensrechten in der Lite-
ratur ergibt sich in der Regel durch spezifische Interpretationsstrategien. 
Das fällt durchaus unterschiedlich aus. Häberle beispielsweise argumen-
tiert, daß durch die Grundrechte solche Verwaltungsverfahren gefordert sei~ 
en, welche mehr Grundrechtswirklichkeit stifteten, als dies Verwaltungsge-
richte könnten; 'Vorverfahren" seien in dieser Hinsicht "Nachverfahren" 
überlegen. Im Planungs-, Immissionsschutz- und Nachbarrecht erlangten 
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Verfahren deshalb grundrechtliche Funktionen (Häberle 1972, S. 88; kri-
tisch dazu Rupp 1976, S. 184 {().Verfahren sollen also in einer solchen Per-
spektive materielle Grundrechte verwirklichen helfen - und zwar komple-
mentär zum gerichtlichen Verfahren (Held 1984, 8.182). 
Andere konzedieren dem Beteiligungserfahren verfassungsrechtliche 
"Grundlagen und Bezüge" oder, wie Ossenbühl formuliert, "verfassungs-
rechtliche Aufhänger", woraus sich das Recht des Bürgers auf Beteiligung 
am administrativen Entscheidungsprozeß ableiten ließe: Art. 1 GG verbürge 
die Menschenwürde, deren Verwirklichung es verbiete, "den Menschen zum 
bloßen Objekt im Staat zu machen" (BVerfGE 27, S. 6). Das Demokratiegebot 
des Grundgesetzes verlange ebenfalls die bürgerschaftliehe Teilhabe an Ent-
scheidungen der Verwaltung. Das Rechtsstaatprinzip biete durch seine ''W e-
senselemente" wie Gesetzesbindung der Verwaltung, Rechtssicherheit, Ver-
trauensschutz, Unparteilichkeit, Rechtsschutz, rechtliches Gehör etc. An-
knüpfungspunkte, welche den einfachen Verfahrensregeln "verfassungs-
rechtliche Relevanz" (B VerfGE 53, S. 66 und 82) verliehen. Schließlich ver-
lange das Sozialstaatsangebot von einem Verwaltungsverfahren, Beratung 
und Fürsorge für den Bürger zu realisieren (Ossenbühl1982, S. 467 m.w.N., 
s.a. Kopp 1972, S. 16 ff.). 
Der Ableitung von Beteiligungs- und Verfahrensfunktionen aus den mate-
riellen Grundrechten stellen andere eine Deduktion aus dem Rechtsstaat-
prinzip gegenüber: Nach Ule fordert das Rechtsstaatprinzip zwar ein Ver-
waltungsverfahren, welches "den Betroffenen die Möglichkeit gibt, als Be-
teiligte mit selbständigen Befugnissen auf die Herbeiführung einer sachlich 
und rechtlich zutreffenden Entscheidung hinzuwirken" (Ule 1979, S. 309). 
Entgegen der verfassungsgerichtlichen Judikatur, welche die obengenann-
ten Rechte von Betroffenen aus der "verfahrensrechtlichen Relevanz" der 
Grundrechte ableitet, argumentiert Laubinger im Anschluß an Ule, daß -
"bei nüchterner Interpretation"- die entscheidenden Ansprüche (besser) aus 
einem Rekurs auf das Rechtsstaatprinzip gewonnen werden könnten (Lau-
binger 1982, S. 80 ff.; anderer Ansicht v. Mutius 1982, S. 2156). Allenfalls 
aus "formellen" Grundrechten (vgl. aber Goerlich 1982, S. 340) könnten sich 
Teilhaberecht ergeben. Diese seien im Verfahren zu gewährleisten, und in-
sofern diene das Anhörungsverfahren auch der Erfüllung verfassungsrechtli-
cher Ansprüche auf Gehör. 
Unabhängig davon aber, wie man den Akzent setzt: Das Verfahren und sein 
Ergebnis können Grundrechte Einzelner "ausgestalten" oder "beschränken" 
und insofern wird wohl zu Recht von der Grundrechts"relevanz" oder dem 
"Grundrechtsbezug" (Held 1984) des Verfahrens gesprochen - wenngleich 
mit unterschiedlicher Betonung seiner Bedeutsamkeit (vgl. z.B. Laubinger 
1982, Pietzcker 1984). 
6) Die mit dieser Trias suggerierte Überschaubarkeit und Stimmigkeit kommt 
allerdings ins Rutschen, wenn man nach Wertschätzungen und Prioritäten 
fragt. Denn: Es gibt sehr unterschiedliche Meinungen, was die Gewichtung 
der Funktionen betrifft. So ist für die einen "Rechtfertigung" und "verfas-
sungsrechtliche Basis" der Betroffenenbeteiligung das Rechtsstaatsprinzip. 
Es ist deshalb konsequent, wenn es dann nicht um "demokratische" Mitwir-
kung oder gar Mitbestimmung, sondern um den "effekt.iven und rechtzeiti-
gen Rechtsschutz" (Blümel1982, S. 26) geht. Die durch Offentlichkeitsbetei-
ligung zu erbringende Funktion wird dem Rechtssystem zugeordnet, eine 
u.U. zu erfüllende Funktion für das sozia-politische Syster,n- wie von ande-
ren ins Auge gefaßt- bleibt weitgehend außerhalb solcher Uberlegungen. 
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Soweit ist ein solcher Argumentationsgang, insofern er auf eine vom Autor 
geschätzte Funktion der Verfahrens abhebt, zu akzeptieren. Er wird aber be-
denklich, wenn zum einen andere Zielzuschreibungen bzw. Funktionen aus-
geschlossen werden, und zum anderen Beteiligung auf Rechtsbetroffeneu-
Partizipation reduziert (Schmitt Glaeser 1984, S. 49 ff.) wird. Eine solche 
Ausl?,lendung verbaut nämlich den analytis<;,hen Zugang zu den funktiona-
len Aquivalenten des Verfahrens und der Offentlichkeitsbeteiligung (s.a. 
Pitschas 1985, S. 145). Beispielsweise insofern es beim "Recht aufTeilhabe 
am Entscheidungsprozeß" (Degenhart 1982, S. 879)- in Differenz zum "Recht 
auf Gehör" - nicht nur um eine Konkretion des Rechtsstaatsgebotes geht. 
Zwar wirken Beteiligungsrechte "zunächst in bezugaufbetroffene subjekti-
ve Rechte als 'vorverlagerter Rechtsschutz'- vorverlagert im Verhältnis zum 
gerichtlichen Verfahren. Vorrangig aber sind Beteiligungsrechte, die ja ty-
pischerweise nicht auf subjektives Rechtsbetroffensein abstellen, jenen 
verwaltungsspezifischen Rechtschutzfunktionen zuzuordnen, die hier mit 
dem Gesichtspunkt einer Optimierung der Verwaltungsentscheidung im 
Ausgleich kollidierender Interessen gekennzeichnet wurden. Für eingriffs-
mäßig betroffene Grundrechtssträger bedeutet dies mittelbar auch 'vorver-
lagerten Rechtsschutz' im Sinne der Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 
GG, doch liegt hierin nicht der alleinige oder vorrangige Zweck rechts-
staatlicher Partizipationsnormen". 
7) So stellt sich beispielsweise die Frage, ob und inwiefern Öffentlichkeitsbetei-
ligung und Erörterung als Verfahrenselemente der "effizienten" Aufgaben-
erfüllung der Verwaltung dienlich sind oder aber ihr widerstreiten. Verwal-
tungseffizienz als Rationalität im Mitteleinsatz, im Entscheidungsprozeß so-
wie als Wirksamkeit im Vollzug, ferner als "Verwirklichung exekutivseitig 
gesetzter Prioritäten in der Zielverwirklichung" (Degenhart 1982, S. 881), 
ist unter den Bedingungen moderner Verwaltungen nur durch die Nutzung 
von "Spielräumen" zu realisieren. Solche "Spielräume der Effizienz", die in 
der planenden Verwaltung in erhöhtem Maß gegeben sein dürften, führen zu 
Situationen, wo Verwaltungspraktikabilität in Kollission mit anderen Prin-
zipien insbesondere der Beteiligungsrechte, aber auch mit anderen normati-
ven Vorgaben (ebd. S. 884) geraten kann. Deshalb, so Degenhart, sie es auch 
für das Planfeststellungsverfahren geboten, "Effizienzüberlegungen der 
Verwaltung rechtlich einzubinden, die Wahrung der betroffenen, rechtlich 
gesschützte Belange, gleichmäßig, also unabhängig von der im Einzelfall 
vorgegebenen Zielrichtung verwaltungsmäßiger Effizienz, zu gewährlei-
sten" (ebd.). 
Es wäre aus der Sicht der Verwaltung zu bedenken, daß Sorgfalt bei der Prü-
fung aller abwägungsrelevanten Belange- unter bürgerschaftlieber Teilha-
be- möglicherweise nur vordergründig der Effizienz des Verfahrens im We-
ge steht. Denn der Preis zeitlicher Verzögerung ist nicht nur deshalb sinn-
voll zu entrichten, weil es auch immer um die Effektuierung von Grundrech-
ten gehen sollte: Ein Abweichen vom "Gebot höchstmöglicher Beschleuni-
gung" (Stet:nberg 1982, S. 621) im Verfahrenaufgrund des Gebots der "Feh-
lervermeidung" ist letztlich kostengünstiger als die (zeit-) aufwendige Wie-
derholung von Verfahrenaufgrund gerichtlicher Mängelrügen. 
8) Zur richterlichen Kontrolle vgl. Blümel 1967, S. 133 ff.; ders. 1975; Hoppe 
1980 S. 419 ff; Kodal/Krämer 1985, S. 1046 ff.; Weyreuther 1986; Papier 
.1987. Angesichts komplexer und zeitaufwendiger Verwaltungsentscheidun-
gen, deren Motive, Zielsetzungen und Grundlagen nicht leicht transparent 
zu machen und nachvollziehbar sind, hat sich für die Rechtssprechung zu-
nehmend das Problem der Angemessenheit einer ex-post-Kontrolle von Ver-
waltungshandeln gerade bei umweltrelevanten Großvorhaben gestellt. Da-
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bei ist es einerseits durchaus plausibel, daß das Bundesverfassungsgericht 
"den Schwerpunkt verwaltungsgerichtlicher Nachprüfung von der schwie-
rigen Beurteilung technischer und naturwissenschaftlicher Streitfragen 
mehr auf eine Verhaltens- und Verfahrenskontrolle der eigentlichen Ent-
scheidungsträger" verschiebt, weil die Gerichte für diese Aufgabe "besser 
gerüstet sind und deren sorgfältige Erfüllung zugleich dem Bürger angemes-
senen Rechtsschutz gewährleistet" (BVerfGE 53, S. 82). Es sei aber dahin-
gestellt, ob Verfahrenskontrolle denkbar sein kann ohne Sachbeurteilung 
im materiellen Recht (Goerlich 1982, S. 347). Gelöst sind damit auch nicht 
die Dilemmata, die der Zeitpunkt gerichtlicher Kontrolle mit sich bringt 
(vgl. Blümel1975 über den "Zeitfaktor beim Rechtsschutz"): Der zu überprü-
fende Beschluß stellt den Schlußpunkt eines umfassenden planerischen Pro-
zesses dar (Pfaff 1979, S. 199 ff.). Es ist fraglich, ob nachträglich die ent-
scheidenden Schritte und Beziehungsgeflechte (ebd., S. 200) erkannt, nach-
vollzogen und bewertet werden können. Als noch bedeutsamer ist die Proble-
matik 'vollendeter Tatsachen' einzuschätzen (Schoch 1989, S. 1310 ff.). Der 
gerichtlichen ex-post-Kontrolle schwer zugänglich ist der gesamte Bereich 
verwaltungsinterner, informeller Vorverhandlungen (Bohne 1981, S. 230 ff., 
Eberle 1984), welche, zeitlich vorgelagert, die Gestalt eines Projekts wesent-
lich mitbestimmen. Die gerichtliche Kontrolldichte fachplanerischer Ent-
scheidungen wird schließlich durch die komplexe und komplizierte Materie 
erschwert. Die Beiziehung von Sachverständigen ist nur bedingt geeignet, 
die getroffene Entscheidung in ihrer fachlichen Fundierung zu rekonstruie-
ren. 
Das richterliche Kontrolldilemma reproduziert sich auf der Ebene der Bür-
gerpartizipation, die - wenngleich aus anderen Gründen - strukturell vor 
ähnlichen Problemen steht, wenn sie eine Kontrollfunktion erfüllen soll. Die 
Forderung nach vorgezogenem Rechtsschutz und frühzeitiger Bürgerbeteili-
gung hat hier ihren systematischen Ort, insofern sie präventiv oder beglei·· 
tend auf die "Kontrolle" des Verwaltungshandeins durch betroffene und en-
gagierte Bürger, die ansonsten den gerichtlichen Kontrollpfad erst später 
betreten können, abhebt. Entsprechend läßt sich die bürgerschaftliehe 
exante-Kontrolle als komplementär und erweiterend zur richterlichen Kon-
trolle begreifen. Dies wird auch dadurch nahegelegt, daß man in der Litera-
tur - so z.B. Bachof- feinfühlig dazu neigt, von der gerichtlichen Kontrolle 
der Verwaltung "Zurückhaltung" oder "Verständnis und Takt" zu erwarten 
(zit. n. Cattepoel 1980, S. 150). Auch die "schlechten Erfolgsaussichten" 
(Broß 1984, S. 432, 442) einer nachträglichen gerichtlichen Kontrolle von 
Planfeststellungsbeschlüssen sind durchaus ein Argument für die bürger-
schaftliche "Kontrollinstanz". 
9) Zur Problematisierung verschiedener Ansätze, den "Zielkonflikt" aufzulösen 
vgl. Ossenbühl1982, S. 469 ff. 
10) Zur Mitwirkung von Bürgern bei Planung und Genehmigung von Infra-
strukturprojekten, insbesondere von Fernstraßen in anderen Ländern , vgl. 
August 1989 fürJiolland, Rinnewies 1987 für England, Schacherl1985 und 
Snizek 1985 für Osterreich, Withehead 1981, Passavant 1987, Kennedy 1986 
für die USA sowie allgemein zur dortigen Verwaltungsöffentlichkeit Gurlit 
1989. 
11) Es besteht die grundsätzliche Möglichkeit, eine Fernstraße statt auf der 
Grundlage eines Planfeststellungsbeschlusses nach dem FStrG auf der Basis 
eines Bebauungsplans zu planen (und zu bauen). "Nach überwiegender Auf-
fassung" herrscht sogar "Wahlfreiheit" zwischen beiden, auch im Blick auf 
eine isolierte Straßenplanung (Schoch 1988, S. 268, vgl. allg. Brohm 1980, S. 
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373 ff, Kodal/Krämer 1985, S. 1068 ff). Kühling hat in diesem Zusammen-
hang ausgeführt, daß "der Anreiz aus unsachlichen Gründen" dem Bebau-
ungsplan den Vorzug zu geben, durch die Einführung der Normenkontrolle 
nach§ 47 VwGO "erheblich gemindert sei" (Kühling 1988, S. 64). 
12) Nach Becker beinhaltet die Tatsache, daß bereits hier eine zeichnerische 
Darstellung gewählt wird, "erste Anhaltspunkte für die weitere Konkreti-
sierung der Planung" (Becker 1977, S. 148). 
13) Fernstraßenausbaugesetz vom 20.6.1971 i.d.F. vom 21.4.1986, BGBl. I., S. 
558, zuletzt geändert durch das 3. Rechtshereinigungsgesetz (BGBl.I, 1990, 
8.1228 f.). 
14) Bei der Bundesfernstraßenplanung wäre ein Widerspruchsgrund z.B. der, 
daß das Bauvorhaben nicht alJ,f einer anderen Fläche durchgeführt werden 
kann(§ 6 Abs. 2 Nr. 2 ROG). Uber die Berechtigung des Widerspruchs bera-
ten gemeinsam Bundesregierung und die Landesregierung(§ 8 Abs. 1 Nr. 3 
ROG) und geben eine Empfehlung, also keine verbindliche Entscheidung 
(Marschall/Schroeter/Kastner 1977, S. 463). 
15) Das FStrG hat den Zielkonflikt zwischen Straßenbau und Umweltschutz 
nicht thematisiert, sondern seine Auflösung qua Abwägungspostulat dem je 
konkreten Fall überlassen (Schroeter 1'980, S. 433). 
16) Nach Schroeter erweitert die Regelung über die Beteiligung der Natur-
schutzbehörden die in den straßenrechtlichen Planfeststellungsbestimmun-
gen enthaltenen Mitwirkungsrechte ( 18 Abs. 2 FStrG) nicht. 
17) Die Auflagen für die Straßenplanung aus den§§ 41 und 42 BimSchG bleiben 
nach Schroeter insofern hinter denen des § 17 Abs. 4 FStrG zurück, als hier 
nicht nur die bauliche Anlage, sondern die Nutzung des gesamten Grund-
stücks, also auch der Außenwohnbereich geschützt ist. Das BimSchG habe 
auch zur Auflösung des Konflikts zwischen Straßenbau und Lärmschutz 
durch Festlegung verbindlicher Immissionsgrenzwerte nichts beigetragen, 
sondern dies einer Rechtsverordnung überlassen hat. Für die Zumutbarkeit 
von Lärm fänden sich im BimSchG keine anderen Maßstäbe als die in § 17 
Abs. 4 FStrG und vergleichbaren Straßengesetzen der Länder (ebd., S. 444). 
18) Nicht zuletzt aufgrund dieser engen Verknüpfung von Finanz- und Fern-
straßenplanung gibt es bei der Aufstellung des Bedar~~plans und im Rah-
men des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens zur Anderung des Fern-
straßenausbaugesetzes "Verhandlungen" insbesondere in den Ausschüssen 
von Bundestag und Bundesrat. Dort wird über einzelne Straßenbauprojekte 
hinsichtlich Neuaufnahme in den Bedarfsplan, Herauf- oder Herabstufung 
in der Dringlichkeit oder Streichung entschieden. Dem jährlichen Straßen-
bauplan kann somit indirekt "politische Programmfunktion" (Vetterl1985, 
S. 125) zugesprochen werden. 
19) Welches der Bundesministerien hier angesprochen ist, bleibt insofern offen, 
als eigentlich jeder Minister mit den "natürlichen Gegebenheiten und wirt-
schaftlichen, sozialen sowie kulturellen Erfordernissen", welche § 1 Abs. 1 
Satz 2 ROG erwähnt, befaßt sein dürfte (Becker 1977, S. 316 ff.). Praktisch 
dürfte sich das Abstimmungsverfahren innerhalb des Geschäftsbereichs der 
Bundesregierung relativ einfach herstellen lassen (Aktenumlauf), wobei der 
(nach§ 4 ROG) für Raumordnung zuständige Minister aufjeden Fall betei-
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ligt sein muß. Meinungsverschiedenheiten müßten letztlich durch Kabi-
nettsbeschluß entschieden werden. 
20) Ähnliches gilt für die Landesplanung, mit der das Benehmen herzustellen 
ist: Nach § 5 ROG legen die Länder für ihr Gebiet Pläne und Programme vor, 
bei denen der BMV als Träger der Bundesfernstraßenplanung zu beteiligen 
ist- entsprechend dem Abstimmungsgebot des § 4 Abs. 5 Satz 1 ROG. Der 
Aufstellung von Zielen der Raumordnung und Landesplanung kann der 
BMV innerhalb angemessener Frist widersprechen. Geschieht dies nicht, 
muß er bei weiteren Planungen die konkretisierten Ziele der Raumordnung 
und Landesplanung beachten(§ 5 Abs. 4 ROG). Hierdurch ist aber nicht die 
Herstellung des "Benehmens" verfahrensmäßig ersetzt, sondern die behörd-
liche Beteiligung ist zu diesem Zweck im Verfahren gemäß§ 16 Abs. 1 FStrG 
zu gewährleisten (Becker 1977, S. 322). 
21) Durch die Linienentscheidung werden u.a. Straßengattung (BAB oder Bun-
desstraße), die Streckencharakteristik, die Richtquerschnitte (einbahnig, 
mehrbahnig, Zahl der Fahrstreifen), die Anfangs- und Endpunkte sowie der 
grundsätzliche Verlauf der Trasse und die Verknüpfung mit dem vorhande-
nen und geplanten Straßennetz festgelegt. 
22) Nach den Planfeststellungsrichtlinien umfaßt der "Plan" in der Regel eine 
Vielzahl von Unterlagen wie den ~rläuterungsbericht, Karten, Pläne, Ver-
zeichnisse, einen Grunderwerbsplan in einem Maßstab, der die Grund-
stücksgrenzen eindeutig erkennen läßt sowie Unterlagen zur Regelung was-
serwirtschaftlicher Sachverhalte. Die Richtlinien des Bundes sehen seit 
1984 statt eines "Landschaftsplans" Pläne mit Erläuterung zum Lärmschutz 
und den landschaftspflegerischen Begleitplan (VkBl1984, S. 192) vor. 
23) Von der Anberaumung eines Erörterungstermins kann abgesehen werden, 
wenn keine Einwendungen eingegangen sind (§ 67 Abs. 2 Nr. 2 VwVfG). 
Außerdem kann von der mündlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn 
einem Antrag im Einvernehmen mit allen Beteiligten entsprochen wird, 
oder alle Beteiligten auf sie verzichtet haben (§ 67 Abs. 2 Nr. 1 und 4 
VwVfG). 
24). Auch der Verkehrsausschuß des Deutschen Bundestages hatte im übrigen 
bei der Gesetzesberatung die Auffassung vertreten, bei Planfeststellungs-
verfahren handele es sich um Popularverfahren (vgl. Deppen 1982, S. 105 
ff.). 
25) Wenn der Verwaltungseffektivität im Verfahren nicht nur ein "Verwal-
tungswert" und ein "Rechtswert" zugesprochen (Meyer/Borgs 1982, S. 214) 
sondern gar ihre "Verfassungsrelevanz" postuliert wird (Steinberg 1982, S. 
621 ), sollte eigentlich dieser Aspekt administrativen Handeins auch Gegen-
stand juristischer (verwaltungsrechtlicher) Erörterung sein - könnte man 
vermuten. Wie Schwarze an Beispielen aus der Literatur zeigt, ist dies aller-
qings strittig. Wenngleich wohl alle Autoren die faktische Gewichtigkeit der 
Okonomie des Verwaltungshandeins anerkennen, wollen sie diese aber 
nicht unbedingt zum Thema machen (Schwarze 1980, S. 585). 
26) Daß es mittlerweile üblich geworden ist, lokale Immissionen in ihrer Bedeu-
tung dadurch zu relativieren, daß man auf "großräumige" Probleme grö-
ßeren Dimensionen verweist, zeigt sich auch hier: Angemerkt wird, daß die 
Gefährdung durch in der Luft über große Entfernungen transportierte 
Schadstoffe (z.B. Schwefeldioxid) oder durch die Einwirkung von über Foto-
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oxidation entstandene Pflanzengifte weit höher einzuschätzen sei, als die 
Auswirkung von Abgasen der Kraftfahrzeuge im Nahbereich der Trasse. 
27) Auf weitere im Verlauf der Planfeststellung diskutierte Maßnahmen zur 
Minderung des Eingriffs sei verzichtet worden. Dazu zählt auch die von Na-
turschutzverwaltung und Forstverwaltung ursprünglich geforderte Ver-
deckeJung der Strecke bei km 13 + 500 im Bereich "Krailoch" auf ca. 300 m. 
Nach Ansicht der Planfeststellungsbehörde wäre der Kostenaufwand be-
trächtlic . \1, der ökologische Nutzen "ein sehr begrenzter". Da wegen der ge-
ringen Uberdeckungen ein bergmännischer Tunnelvortrieb nicht in Be-
tracht komme, müßte das Tunnelbauwerk als Tiefbau errichtet werden mit 
der Folge, daß darauf 'Wald" nicht entstehen könne. Wenn auch die Zer-
schneidungswirkung wesentlich geringer wäre als durch die "offene" Auto-
bahn, so bliebe doch ein Einschnitt in der Landschaft, der nur dann günstig 
in das Landschaftsbild eingebunden werden könnte, wenn mit der Folge wei-
terer Eingriffe in den Wald das umgehende Gelände großzügig mit model-
liert werden würde. 
28) So vor allem im Gewann "Krailoch" ein landschaftsgerechter Übergang für 
Wild und Fußgänger, die Erweiterung des Nollinger Bergtunnels, die Ko-
stentragung für Erwerb und Ausgestaltung einer Rodungsinsel nördlich 
Herten und für Ergänzungspflanzungen entlang zur Erholung genutzter 
Flurwege in der Nähe der Talbrücke über den Dultenaugraben sowie für die 
Erhaltung des Vorkommens der Geburtshelferkröten in der Doline bei 
Mauerhau. 
29) Zur Kritik der ungenügenden Berücksichtigung ökologischer Gesichtspunk-
te bei der Straßenplanung allgemein vgl. Grüger et al. 1985. 
30) Seit einiger Zeit dürfte es aber auch so etwas wie einen gegenläufigen Trend 
geben: Bürgerinitiativen, die sich für Straßen einsetzen, insbesondere dann, 
wenn diese die Funktion von Umgehungsstraßen erfüllen (vgl. Behr, Fritz-
Vietta 1985, 8.101). 
31) Erstmals 1978 enthält der Straßenbaubericht ein Kapitel "Bürgerbeteili-
gung bei der Planfeststellung von Bundesfernstraßen"- seitjüngster Zeit al-
lerdings sucht man diesenAbschnitt vergebens. 
32) Man sollte einmal prüfen, ob und in welcher Weise die Straßenbauverwal-
tungen der Länder tatsächlich auch die Nullvariante hinsichtlich ihrer Vor-
züge darstellen und "gleichwertig" ausarbeiten. 
33) In der Argumentation des Feststellungsbeschlusses steht der Rechtfertigung 
des Projektes durch diese Teilziele nicht entgegen, daß die A 81 beim jetzi-
gen Stand nicht mehr mit einer Autobahn erreicht werden wird, sondern 
über vorhandene, bzw. auszubauende Bundesstraßen. Auch sei die Planfest-
stellung in dieser Form keine unzulässige Vorratsplanung, weil die zweibah-
nige Ausgestaltung "schon heute erforderlich": "Die Aufteilung in einzelne 
Bauabschnitte und die Längsteilung dieser Bauabschnitte, die Einreihung 
der Vorhabensteile in unterschiedliche Dringlichkeitsstufen der Bedarfspla-
nung bedeutet nur eine Reihung innerhalb der erforderlichen Straßen in der 
Bundesrepublik Deutschland unter dem Gesichtspunkt der Konkurrenz der 
Bedürfnisse und des finanziell Machbaren; sie berührt dagegen nicht die Er-
forder lichkei t". 
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34) Zu den Bindungen, denen die Bedarfsplanung ihrerseits unterliegt vgl. Ko-
dal/Krämer 1985, S. 804 ff., Vetterl1985, S. 271 f. 
35) Zur Frage, ob der BMV abweichen darf, s. Vetterl1985, S. 200 f. 
36) S.a. BVerwGE 71, S. 170: Dementsprechend könne die Bedarfsplanung den 
Gerichten "Aufschlüsse über die Zielkonformität eines Vorhabens" geben. 
37) Zum Verfahren nach § 7 BBauG, das diese Pflicht "modifiziert", siehe Ko-
dal/Krämer 1985, S. 831. 
38) Neben einer Reihe von Ersatzmaßnahmen geht es vor allem um Forderun-
gen im Zuge der Baumaßnahme, nämlich um die Komplexe Tunnellösung-
Grünbrücke, Deponierung des Massenüberschusses bei Grenzach-Whylen 
und Tunnellösung bzw. Grünbrücke im weiteren Trassenverlauf ostwärts. 
39) Insbesondere aufgrundfehlender materieller Normierung der gesetzlichen 
Regelungen (Blümel1980,S. 325) istman in der Literatur geneigt, dem fern-
straßenrechtlichen Planfeststellungsverfahren eine wichtige Rolle zuzu-
schreiben: Weiles-wie in vielen Fachplanungsgesetzen- auch hier an mate-
riellen Regelungen mangele (Wahl1975, s. a. Baum 1980), wachse die Be-
deutsamkeit von Bürgerbeteiligung (vgl. Gassner 1981, S. 6 f). Weil das Tä-
tigwerden der planenden Verwaltung (unter den Auspizien der Ermessens-
freiheit) nicht als bloßer Gesetzesvollzug charakterisiert werden könne, sei-
en hohe Anforderungen an die Qualität des Verfahrens- im Blick auf die pri-
vaten Beteiligten- zu stellen. Paradoxerweise belehren uns aber einschlägi-
ge Kommentare (Hoppe/Schlarmann 1981, S. 49) darüber, daß die Rechts-
sprechung "keine zu übertriebenen Anforderungen an die Ordnungsmäßig-
keitder Anhörung gestellt" hat. Immerhin beruhigend: Wenn eine gesetz-
lich angeordnete Anhörung nicht stattfindet- dann liegt eine "fehlerhafte (.) 
Verfahrensweise" vor (Zur "Relativierung eines Verfahrensrechts" s. Man-
delartz 1983; vgl. a. Martens 1982, Held 1984. Daß es der "h.M." nicht um die 
Verfahrensbeteiligung als solche geht, sondern daß sie als ggf. vernachläs-
sigbares Mittel zur Entscheidungstindung anzusehen ist, zeigt Schilling 
1987). 
40) Die wissenschaftliche Literatur kennt diesen Topos auch. Es ist umstritten, 
ob der aus dem Prozeßrecht herrührende Gedanke der Waffengleichheit 
auch im Verwaltungsverfahren greift (Laubinger 1982). Soweit erkennbar 
ist aber akzeptiert, daß Gleichbehandlung zu gewährleisten ist, wenn Be-
standteile des Verfahrens prozess"Q.al relevante Folgen haben (BVerwGE 60, 
S. 297 ff., S. 311 {.).Ob weitergehende Schlußfolgerungen- z.B. hinsichtlich 
frühzeitiger, vorgezogener Bürgerbeteiligung (Huber 1982) - erlaubt sind, 
wird teils bejaht, teils bezweifelt (l!Jberle 1984, S. 462 {.).Obwohl die Rechts-
sprechung kaum Bezug auf die "Direktive" der Waffengleichheit nimmt, 
glaubt Tettinger angesichts der "durch die Verwaltungsverfahrensgesetze 
des Bundes und der Länder erfolgten Bekräftigung und Erweiterung der 
Rechtspositionen des verfahrensbeteiligten Bürgers" und plausibler Ausfüh-
rungen in der Literatur (vgl. Tettinger 1984, S. 49 {{.),daß Waffengleichheit 
als Orientierungsprinzip im Verfahren nicht mehr wegzudenken sei. Anzu-
merken bleibt allerdings, daß dieses Prinzip durch eine fehlende neutrale In-
stanz als Entscheider im Verfahren und in der Erörterung erheblich einge-
engt ist oder gar unmöglich gemacht wird (Held 1984). 
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41) So formuliert Ossenbühl nicht ganz zu Unrecht, daß deswegen der Bürger 
"rechtsschutzlos der staatlichen Prädestination in Gestalt eines unaufhalt-
samen Planungsprozesses ausgeliefert" sei (Ossenbühl1974, s. 165). 
42) Auch in einem weniger "riskanten" Vorhaben wie einer Straße trifft der für 
eine andere Vorhabensart konstatierte Umstand zu, daß es "nicht gleichgül-
tig" ist, "wie gerade auch das behördliche Genehmigungsverfahren struktu-
riert ist und wer als Beteiligter auf die Entscheidung Einfluß .. nehmen kann" 
(BVerfGE 53, S. 76). In der Straßenbauplanung und für die Offentlichkeits-
beteiligung gilt nämlich, daß mit vorgängigen Verwaltungsentscheidungen 
bzw. deren Teilvollzug "vollendete Tatsachen" z.B. in Form von "Zwangs-
punkten" bzw. durch die abschnittsweise Planfeststellung (Gegner 1987) ge-
schaffen worden sind. Sind aber hohe Investitionen vorgenommen worden, 
sind vorangehende Autobahnteilstücke bereits planfestgestellt, wird nicht 
nur der planerische Durchsetzungswille sondern auch eine spätere gerichtli-
che Entscheidung davon nicht unbeeinflußt bleiben (Broß 1985, s.a. BVer-
wGE 62, S. 351 ff.) Deshalb kann es als wesentlich angesehen werden, 
Standpunkte, Interessen und Befürchtungen aller Beteiligten in das Verfah-
ren einzubeziehen, und durch einen solchen Prozeß der Kommunikation zwi-
schen Antragstellern, Bürgern und zuständigen Behörden eine Berücksich-
tigung der maßgeblichen Gesichtspunkte sicherzustellen und damit die rein 
administrative Wahrnehmung des Vorhabens und seiner Folgen zu erwei-
tern (BVerfGE 53, S. 95). 
43) In vielen Fällen von Infrastrukturvorhaben ist es doch wohl auch so, daß 
Planungen und Projekte nicht nur punktuelle bzw. nicht nur individuelle 
Folgen entfalten. Und genau dies macht das dogmatische Prinzip problema-
tisch, daß Voraussetzung für Rechtsschutzgewährung ein Verwaltungsakt 
gegenüber einem einzelnen Subjekt sein müsse. Diskussionswürdig ist ent-
sprechend auch die "Versubjektivierung" des Verwaltungsprozesses, inso-
fern auf die Betroffenheit in individualisierbaren Rechten abgehoben wird: 
Bei Großvorhaben überschneiden und vermengen sich öffentliche und priva-
te Interessen (Löwer 1981, S. 528 f; zu neueren Tendenzen einschlägiger 
Rechtssprechung vgl. Broß 1984, Schwabe 1984). 
44) Ohne diese Formulierung überbewerten zu wollen: Es scheint mir schon auf-
schlußreich, daß Fickert fordert, daß nicht der "Eindruck" der Unabänder-
lichkeit entstehen dürfe, er aber nicht verlangt, daß Abänderbarkeit (prak-
tisch) gegeben sein müsse. 
45) Ein Kommunikationsprozeß zur Verwirklichung einer angemessenen Abwä-
gung setzt dem Bundesverfassungsgericht zufolge nicht nur vernünftiges 
sondern auch "allseits" faires Verhalten voraus (BVerfGE 53, S. 77). 
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Anhang 1 
Ablauf Planfeststellungsverfahren · A 98/ A 861 
Antrag auf Einleitung des 
Planfeststellungsverfahrens 
Auslegung der Pläne in 
Rheinfelden und Inzlingen 
1. Erörterungstermin in Rheinfelden 
Planänderungen 
Auslegung der geänderten 
Pläne in Rheinfelden und Inzlingen 
2. Erörterungstermin in Rheinfelden 
(Detail-)Planänderungen 
3. Erörterungstermin in Freiburg 
Planfeststellungsbeschluß 








Württemberg- RP Freiburg) 
10. Dezember 1986 
(Autobahnamt Baden-
W ürttemberg) 
5.7 bis 10. 8. 1983 (Inzlingen) 
28.6. bis 3.8.1983 (Rheinfelden) 
5. bis 9. November 1984 
24.6. bis 29.7. 1985 
16. Januar 1986 
28. Januar 1987 
5. Februar 1987 
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Anhang2 
Zeittafel der "Fallgeschichte" A 98/A 861 
(Die ersten Planungen einer West-Ost-Verbindung gehen bis vor den Krieg zu-
rück. Bis etwa 1970 war diese Verbindung als "Hochrhein-Schnellstraße" vorge-








Der BMV bestimmt die generelle Linienführung der Trasse 
(als Autobahn) zwischen Waidhofund Oberlauchringen. 
Vorstellung einer gegenüber bisheriger Planungen (Tal-
trasse) geänderten Trassenführung in Hanglage (Dinkel-
berg-Randtrasse) durch das Autobahnamt bei einer Behör-
denbesprechung. OB King (Rheinfelden) "warnt". 
Pläne zur Neutrassierung werden vorgelegt. Die Gemein-
den erhalten Gelegenheit zur Stellungnahme bis Septem-
ber. 
Minister Eberle hält an der Notwendigkeit einer Taltrasse 
fest. 
Die Strecke Waidhof-Rheinfelden wird in Dringlichkeitsstu-
fe Ib zurückgestuft (1975 hatte BWü den Antrag auf Einstu-
fung in Ia gestellt) 
Für die neue Bergtrasse sprechen lt. Autobahnamt Kosten-
und städtebauliche Gründe sowie Gesichtspunkte des Um-
weltschutzes. 
Verhandlungen über den neuen Flächennutzungsplan unter 
Berücksichtigung der neuen Trasse soll im Januar 1977 
stattfinden. 
"Badische Zeitung" vom 18.1.1977 (zit.: BZ): 
"In Rheinfelden ließ die Neubauleitung Freiburgjüngst wis-
sen: Als im Sommer 1975 der Wille der Bundesregierung zu 
Einsparungen im Fernstraßenbau zusammen mit der Neu-
bewertung der Dringlichkeit bekannt wurde, war klar, daß 
die Hochrheinautobahn nur dann eine Chance auf Ver-
wirklichung in absehbarer Zeit hat, wenn die Baukosten 








Das Stuttgarter Wirtschaftsministerium hat zwar mittler-
weile bestätigt, daß die Dinkelbergrandtrasse billiger wird 
als die Taltrasse, gleichzeitig aber darauf hingewiesen, daß 
andere Kosten entstünden, weil bei der neuen Variante für 
Rheinfelden und zur Anhindung an die Schweizer Bach-
rheinautobahn ein fünf Kilometer langer Zubringer gebaut 
werden müsse. Eberle gab zu verstehen, erst wenn alle not-
wendigen Unterlagen vorlägen, werde sein Ministerium die 
Vor- und Nachteile beider Trassen für Wirtschaft und Ver-
kehr abwägen. Dabei soll besonders sorgfältig die Umwelt-
belastung geprüft werden. Der Minister: Erst nach einem 
solchen Vergleich wird entschieden, ob das Land eine Ände-
rung der vom Bund vorgesehenen Linie fordern will. 
Das Wirtschaftsministerium (BW) prüft im Auftrag des 
BMV die neue Trasse. Es soll auf die Entscheidung des Ge-
meinderates "Rücksicht" genommen werden. 
Die Parteien im Rheinfelder Rathaus treffen sich zu einem 
informellen Gespräch. Es verlautet, die Randtrasse sei ein 
"akzeptabler Kompromiß". 
BZ vom 10.1.1977 zu den Motiven des Vorhabenträgers: 
"Dinkelberg-Randtrasse: "Sparen und zugleich die Dring-
lichkeit forcieren". 
Das BMV hat das Wirtschaftsministerium beauftragt, die 
neue Trasse zu prüfen ... 
Das Wirtschaftsministerium werde sicher auf die Entschei-
dung des Gemeinderats "Rücksicht nehmen". 
Die Parteien in Rheinfelden treffen sich zu einem informel-
len Gespräch. Es verlautet, die Randtrasse sei ein "akzep-
tabler Kompromiß". 
RP nennt die Taltrasse "günstiger" für Rheinfelden. 
Der Präsident des RP "bevorzugt" keine der beiden Trassen. 
Bürgerversamml ung. 
OB King befürwortet erstmals die Randtrasse. 
RP-Präsident Person befürchtet "Bürgerkrieg". 
Gründung einer Bürgerinitiative gegen die Dinkelberg-
Autobahn. 
Modelle zweier Trassen werden zur Besichtigung ausge-
stellt. OB King:" ... die Bevölkerung in den Planungsprozeß 









Autobahnamt (Neubauleitung): "Die Nordtrasse wurde vom 
Autobahnamt als Reaktion auf die Einstellung der Bevöl-
kerung gegenüber dem Straßenbau im Hinblick auf die Um-
weltfreundlichkeit geplant". 
Orstverwaltung veranstaltet ein Informationsgespräch mit 
der Karsauer Bürgerschaft. Weitere Veranstaltungen fin-
den statt. 
Der Gemeinderat spricht sich für die Randtrasse aus 
(24:5:3) 
Der Umweltausschuß des Kreistages debattiert. 
Schwarzwaldverein spricht sich gegen die "Nordtrasse" 
aus. Eberle kündigt Kabinettsentscheidung an. 
Die "Arbeitsgemeinschaft Natur und Umweltschutz BWü 
e.V." (ANU) lehnt weiteren Ausbau ab 
Entscheidung des Kabinetts zugunsten der Nordtrasse 
("Menschenschutz geht vor Naturschutz") soll dem BMV 
mitgeteilt werden. 
Die "Querspange'1 wird verstärkt diskutiert. 
Der Zubringer wird in den Ortschaftsräten Minseln und 
Karsau kontrovers diskutiert. 
Der Referatsleiter im Stuttgarter Verkehrsministerium: 
"Die definitive Festlegung wird erst im Rahmen des Flan-
feststellungsverfahrens erfolgen. Die jetzt erfolgte Linien-
bestimmung hat keinen zwingenden rechtlichen Charak-
ter". 
Das Land will auf600km geplante Autobahn verzichten und 
stimmt den Kürzungsvorschlägen des Bundes zu. Die A98 
allerdings wird als "unverzichthar" bezeichnet. 
Trotz allgemeiner Kürzungen der Straßenbauprogramme 
kann Baden-Württemberg durchsetzen, daß die A98 weiter 
nach Osten (bis Brennetin 1. Dringlichkeit) gebaut werden 
soll. 
Auf örtlicher Ebene bleibt umstritten, welcher Zubringerva-
riante (Karsau oder Minseln) der Vorzug zu geben ist. Das 
Wirtschaftsministerium erwartet hierzu aus Rheinfelden 













Mit Erlaß bestimmt das BMV die Linienführung der soge-
nannten "Nordtrasse" neu. 
Bürgerversammung in Minseln "Der Bürger hatte aller-
dings das Gefühl, 'wir konnten zwar den Kropf leeren, aber 
alles andere ist schon gelaufen"' (BZ 3.3.1980). 
"Aktion Bürgerentscheid" über den Zubringer. CDU stellt 
Antrag auf Einleitung eines Bürgerentscheids - ebenso die 
"Grünen". 
Der Gemeinderat stimmt grundsätzlich einer Änderung der 
Hauptsatzung zu. 
Die Mittelkürzungen für den Straßenbau durch den Bund 
zwingen das Land zu Einschränkungen. 
Unterschiedliche Planungsvorstellungen bzgl. Ausbau bei 
Bund und Land aufdem Hintergrund gekürzter Mittel. 
Während der Bund denWeiterbau über Karsau hinaus für 
die 90er Jahre anvisiert, verkündet das Wirtschaftsministe-
rium BWü, seine Planungsvorstellungen sähen den Weiter-
bau in der zweiten Hälfte der 80er Jahre vor. 
Deutlich wird aber wieder, daß Kürzungen der Straßenbau-
mittel Streckungen im Bauablauf erforderlich machen. 
Nach Mittelkürzung sind in der Ausbaustufe Ia die Strecke 
Waidhof-Rheinfelden/Karsau (teilweise eine Fahrbahn) und 
Teile der 2. Fahrbahn in der Stufe Ib vorgesehen. 
Verkehrsgutachten "Stricker". 
Einleitung des Planfeststell ungsverfahrens. 
Planauslegung in Inzlingen und Rheinfelden (Urlaubszeit!). 
Im Gemeinderat wird ein Bürgerentscheid zur A 98 an-
gestrebt. 
Aus Furcht vor einem "nicht-repräsentativen Votum" wird 
ein entsprechender Antrag abgelehnt. 
Öffentliche Ortschaftsrat-Sitzung in Degerfelden, 












Ortschaftsräte Eichsel, Minseln und Nordschwaben nehmen 
gegen die Trasse Stellung. 
Stadt Rheinfelden formuliert Forderungen für das Planfest-
stellungsverfahren. 
Bürgerversammlung in Eichseilehnt Trasse ab. 
Stellungnahme der Stadt Rheinfelden wird im Hauptaus-
schuß unter Berücksichtigung der Voten aus den Stadttei-
len beraten. 
Am 27.1. beschließt der Gemeinderat- ohne die Bürgerver-
sammlungen abzuwarten. 
Mehrere Bürgerversammlungen finden statt 
Gemeinderat will einen Prüfungsauftrag vergeben. 
Gutachten Beller-Consult präferiert die Dinkelberg-Trasse-
Nochmaliges positives Votum des Gemeinderates. 
Die "Bürgerinitiative für eine vernünftige Verkehrspla-
nung" veranlaßt eine Bevölkerungsbefragung und visiert 
eine Klage mit Unterstützung des Schwarzwaldvereins an. 
Der Schwarzwaldverein wendet sich mit einer Petition an 
den Deutschen Bundestag. 
Vom 5. bis 9.11. Erörterungstermin in RheinfeZden 
Die ANU richtet ein Schreiben an den Verkehrsausschuß 
des Deutschen Bundestages. Kritisiert werden die Progno-
sen bzgl. des Verkehrsaufkommens. Als Alternative werden 
verringerte Trassenbreiten und eine zweispurige Bundes-
straße vorgeschlagen. 
Bürgerinitiative "Pro A 98" Rheinfelden richtet eine Peti-
tion mit 1000 Unterschriften an den P.-Ausschuß. 
Innenministerium hält an vierspuriger Autobahn lt. Pla-
nung fest (Antwort auf Anfrage des MdL Bantle (SPD)). 
Petitionsausschuß des BT kritisiert die Baupläne zur A 98 
und die Verzögerung einer Stellungnahme durch das BMV. 












Der "Gesamtplan Kulturland" des Kantons Aargau weist 
die Anhindung der N 3 auf die A 861 nicht aus. 
Staatssekretär Maurer erklärt, daß Bund und Land an der 
Planung festhielten: "Der Abschnitt Rheinfelden ist im 
Überhang und als vorrangig anerkannt worden". 
Auslegung der geänderten Pläne in Rheinfelden und Inzlin-
gen (24.6.-29.7). 
BI führt Verkehrszählung durch. Danach wird durch das 
Verkehrsaufkommen eine Autobahn nicht gerechtfertigt. 
Landesregierung beschließt Bedarfsplan ( = Stellungnahme 
zum Bundesverkehrswegeplan). 
Die vom Land vorgeschlagenen Strecken finden Eingang in 
den Bundesverkehrswegeplan. Die Weiterführung der A98 
von Lörrach nach Wehr (in unterschiedlicher Dringlichkeit) 
ist zunächst gesichert. 
Die nach dem Erörterungstermin geänderten Pläne werden 
im Gemeinderat beraten- OB King will an den Forderungen 
festhalten. 
Regionalverband Hochrhein fordert A 98 als "vordringli-
chen Bedarf' vom Verkehrsausschuß. 
Gemeinderat Rheinfelden stimmt den Planänderungen zu 
(unter dem Vorbehalt der Erfüllung städtischer Forderun-
gen). 
16.1.: 2. Erörterungstermin 
Bundestag beschließt den Bedarfsplan (Waidhof-Rheinfel-
den = "vordringlicher Bedarf'). Dabei Dreieck Rheinfelden-
Karsau zweispurig. Andere Streckenabschnitte bleiben "in 
Planung", d.h. Bedarfwird erst nach 2000 gesehen. 
Leiter des Autobahnamtes vermißt Unterstützung aus 
Stuttgart und kritisiert die Regionalpolitiker. 
Auf Bitte des RP vom August 85 wird durch das Innenmini-
sterium im Benehmen mit dem Ernährungsministerium die 











gleich werden weitere landschaftspflegerische Maßnahmen 
verfügt. 
28.1.: 3. Erörterungstermin 
5.2.: Planfeststellungsbeschluß 
Pläne für Autobahnquerspange zur Schweiz liegen in der 
Schweiz aus. 
Protest aus Parteien und Umweltschutzorganisationen. 
RP nimmt Abschied von der Weiterführung der Autobahn 
bis zum Bodensee. 
Schweizer Regierung hält an der Planung der Verbindung 
zwischen A 98/N 3 fest. 
Gründung einer Bürgerinitiative ''PRO A 98" in Degerfel-
den. 
Regionalverband versteht sich als Mittler zwischen örtli-
chen und überregionalen Interessen. 
Verhandlung des VGH Baden-Württemberg wegen Klage 
gegen den Planfeststellungsbeschluß. 
Durch Beschluß des 5. Senats vom 23.6. wird der Planfest-
stellungsbeschluß für rechtswidrig erklärt und aufgehoben. 
Nicht in Frage gestellt wird allerdings die grundsätzliche 
Erforderlichkeit einer Autobahn (Az.: 551030/87; NVwZ 
1989, s. 349 ff.). 
Durch Beschluß des Bundesverwaltungsgerichts wird die 
Nichtzulassungsbeschwerde der Kläger am 27.1. zurückge-
wiesen (Az.: 4 B 201-205, 88 - Buchholz 407, 4 § 17 FStrG 
Nr. 82). 
Wie man hört, beabsichtigt der Vorhabensträger mit dersel-
benTrassein das neue Planfeststellungsverfahren zu gehen 
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Anhang3 
Akteure bei den Erörterungsterminen (außer Vorhabensträger und Privaten) 
• Anhörungsbehörde 
e Landespolizeidirektion 
• Straßenbauverwaltung des Kantons Aarau 
• Forstverwaltung - Forstdirektion Freiburg 
- Körperschaftsforstdirektion 
- Staatl. Forstamt Bad Säekingen 
• Bezirksstelle für Naturschutz und Landschaftspflege 
• Wasser- und Schiffahrtsdirektion Südwest 
• Geologisches Landesamt 
• Flurbereinigungsverwaltung - Landesamt für Flurbereinigung 
und Siedlung 
• Landwirtschaftsverwaltung - Landwirtschaftsamt Lörrach 
• Referate des Regierungs~ 
präsidiumsfür - Naturschutz 
Wasserstraßen 
• - Verkehrswesen 
• - Straßenbau 
• Straßenverkehrsbehörde 
• Wasserwirtschaftsverwaltung 
• Kraftübertragungswerke Rheinfelden AG 
• Badenwerk AG 
• Badische Gas- und Elektrizitätsversorgung AG, Lörrach 
e Deutsche Bundesbahn 
• Deutsche Bundespost 
e Stadt Rheinfelden (OB King) 
• Landratsamt Lörrach 
• Gemeinde Inzlingen 
• Regionalverband Hochrhein-Bodensee 
• Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 
(Landesverband BWü) 
• Aktionsgemeinschaft Natur und Umweltschutz BWü e.V. 




























VERWALTUNGEN DES BUNDES 
UND DER LANDER 
PARLAMENT 














* * * * * * 
Linienplanung, Linienbestimmung EXEKUTIVE (Bund) 
(Vorentwurf, Planaufstellung) 















Übersicht über die Bürgerbeteiligung bei der Fernstraßenplanung 
Bürgerbeteiligung 
Phasen der Planung Gesetzlich 
vorge- Andere Formen 
schrieben 
Bedarfsplanung (FStrAbG) nein Bürger sind "repräsentiert" 





Linienplanung (§ 16 FStrG) nein Information der Öffentlich-
keit ("frühzeitige Bürger-
beteiligung") 
Einbezug von Betroffenen 
bei der Planung (gemäß 
"Hinweisen zu§ 16") 
(Anhörung); Ermittlung 
von Betroffenen bei der 
Planaufstellung nach 
PlaFeR; 
(§ 6a Abs. 6 ROG) Stellungnahmen, Anhö-
rung von Privaten im RO-
V erfahren gern. land es-
rechtlichen Vorschriften 
(§§ 9, 15 UVPG) ja 
Planfeststellungsverfahren ja Mitwirkung der (anerkann-
(§§ 17, 18 FStrG ten) N aturschutzverbände, 
a.F.; §§ 73, 74 der Kreise und Gemeinden, 




































Archiv des öffentlichen Rechts 

















Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, 
zitiert nach Band und Seite 
Bundesverwaltungsgericht 
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts, 









Die öffentliche Verwaltung 










































Gesetz zur Änderung des Bundesfernstraßen-
gesetzes 
Gemeinsames Amtsblatt Baden-Württemberg 
Gesetzblatt 
Gewerbearchiv 
Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland 
Gesetz- und Verordnungsblatt 
Herausgeber 







mit weiteren Nachweisen 
Neues Archiv für Niedersachsen 
Neue Juristische Wochenschrift 
Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht 
Natur +Recht, Zeitschrift für das gesamte Recht 
zum Schutze der natürlichen Lebensgrundlagen 
Österreichische Gemeindezeitung 
0 berverwal tungsgerich t 









Umwelt- und Planungsrecht 





















Veröffentlichungen der Vereinigung der 
deutschen Staatsrechtslehrer 
Verwaltungsverfahrensgesetz 
Wirtschaft und Verwaltung 
Zeitschrift für Umweltpolitik und Umweltrecht 
Zeitschrift für Verwaltung 
Zeitschrift für Parlamentsfragen 
Zeitschrift für Rechtspolitik 
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